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raul zelik Vermessung der Utopie – das ist auf den ersten
Blick ein einigermaßen sonderbares Unterfangen. Ein Nicht-
Ort, »ein Land, das noch nicht ist«, lässt sich schlecht aus-
messen. Vielleicht aber lässt sich zunächst bestimmen, wo die-
ses Land nicht liegt. Denn ich glaube, die gescheiterten
Emanzipationsversuche in der Geschichte der Menschheit er-
lauben so etwas wie eine negative Vermessung; man kann
daran ablesen, wie es nicht geht. 

Der Zeitpunkt für ein solches Unterfangen ist gut. Oder
besser gesagt: Die gegenwärtige Krise zeigt, dass eine andere
Politik erstens möglich und zweitens notwendig ist. Wir ha-
ben erlebt, wie schnell eine andere Strategie entwickelt wer-
den kann, wenn die Bereitschaft dazu vorhanden ist. In der
Bankenkrise sind innerhalb weniger Tage mehrere Hundert
Milliarden Euro mobilisiert worden. In den Jahren zuvor hat
man uns erzählt, dass die Finanzmittel, die nötig wären, um
den Hunger zu beseitigen oder die afrikanischen HIV-Infi-
zierten mit Medikamenten zu versorgen, nicht vorhanden
seien – obwohl hierfür ein Bruchteil der jetzt mobilisierten
Gelder ausgereicht hätte.

Kursänderungen sind also offensichtlich jederzeit möglich,
wenn das nur gewollt wird; wenn es den herrschenden Inte -
ressen entspricht. Anders ausgedrückt: Hunger oder die afri-
ka nische Aids-Katastrophe sind das Ergebnis des herrschen -
den politischen Willens.

Zum anderen wird in der Krise sichtbar – es handelt sich
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hat dies Friedrich Engels so gesehen. Utopien messen zu wol-
len ist selbst ein utopisches, ein vermessenes Unterfangen. 

In der Krise verschiebt sich das allerdings ein wenig. Eine
»Neuvermessung der Welt« ist plötzlich nichts gänzlich Uto-
pisches mehr. Sie wird zum Thema der Realpolitik, und so ist
die als notwendig erachtete Neuvermessung das Geschäft je-
ner think tanks, die sich für die wissenschaftliche Beratung der
Politik bezahlen lassen.

Wir wollen hier aber keine Politikberatung betreiben. Die
Utopie, um die es hier geht, hat mit einer anderen Vermessung
zu tun – wie sie in einem Text von Heinrich Heine aus dem
Jahr 1835 auftaucht. Darin heißt es: 

»Wir haben die Lande gemessen, die Naturkräfte gewogen,
die Mittel der Industrie berechnet, und siehe, wir haben
herausgefunden, dass diese Erde groß genug ist; dass 
sie jedem hinlänglichen Raum bietet, die Hütte seines
Glücks darauf zu bauen; dass diese Erde uns alle anstän-
dig genug ernähren kann, wenn wir alle arbeiten und
nicht einer auf Kosten des andren leben will; und dass wir
nicht nötig haben, die ärmere Klasse an den Himmel zu
verweisen.«

Darum geht es oder sollte es uns gehen: Wir Menschen – die
neun Milliarden, die wir bald sein werden – können alle ein
auskömm liches Leben haben, aber dafür müssen wir etwas
tun und gleichzeitig vieles unterlassen. Wir müssen die Erde
umgestalten, sie sozusagen ökologisch herrichten. Denn in
den wenigen Jahrhunderten seit der fossilen und industriel-
len Revolution ist die Natur rücksichtslos ausgebeutet wor-
den. Wir müssen die Klimakatastrophe verhindern und dafür
sorgen, dass der sich verschärfende Kampf um Rohstoffe

9 vermessung der utopie

ja eigentlich um mehrere Krisen, aber darüber werden wir
noch sprechen –, dass Alternativen dringlicher werden. Es
geht dabei nicht um einen Schönheitswettbewerb zwischen
Systemen; darum, sich eine »bessere Welt« auszudenken. Das
Über leben der Menschheit oder genauer gesagt: von Teilen
der Menschheit ist durch die sich abzeichnenden Entwick-
lungen in Frage gestellt.
elmar altvater Ich weiß nicht, ob man etwas negativ ver-
messen kann. Mir fällt bei »Vermessung der Utopie« zunächst
einmal der Roman Daniel Kehlmanns ein, der »Die Vermes-
sung der Welt« ja trickreich plausibel gemacht hat: Ein Theo-
retiker, der Mathematiker Gauß, deduziert die Welt und
braucht dazu seine Heimatstadt, das beschauliche Göttingen,
nicht zu verlassen; ganz anders der Empiriker Alexander von
Humboldt, der möglichst in jedes Loch auf dem Planeten ge-
krochen ist, jeden Tümpel durchwatet und jeden Gipfel be-
stiegen hat, um möglichst alle Welt zu vermessen und Wissen
aus ihr herauszuholen. 

Dieses Wissen in ein System zu bringen und die Regeln
dieses Systems zu verallgemeinern, bringt die Wissenschaft
hervor. Diese wiederum war und ist Autorität, kann sie doch
den Gang der menschlichen und natürlichen Entwicklung in
der Vergangenheit, Gegenwart und vielleicht in der Zukunft
begründen. 
raul zelik Das zumindest ist die Hoffnung, ihr selbst er-
klärter Anspruch …
elmar altvater Wo nun gemessen werden kann, ist Utopie
nicht nur ein Nicht-Ort, »ein Land, das noch nicht ist« – nein,
sie ist ein handfester Widerspruch. Das Konzept des Messens
muss im und am Utopischen scheitern, und deshalb haben
Utopien auch einen so schlechten Ruf. Der Fortschritt scheint
von der Utopie weg hin zur Wissenschaft zu gehen, jedenfalls
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sie ermöglichen, die Grundbedürfnisse aller Menschen zu
 befriedigen, die Natur zu bewahren – aber auch, ob sie zu ei-
ner herrschaftsfreien Welt führen, in der die Menschen ihr Le-
ben, auch ihr Arbeits leben, selbst gestalten können und nicht
nur Untertanen sind.

Wir müssen das versuchen, auch wenn wir wissen, dass je-
der Versuch, diese Ziele zu verwirklichen, auf harten politi-
schen  Widerstand stoßen wird.
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nicht in ein Gemetzel mündet. Wir müssen verhindern, dass
Finanz- und Wirtschaftskrise die sozialen Gegensätze nicht
noch weiter verschärfen. 

Der britische Historiker Eric Hobsbawm hat unlängst in
einem Interview die Befürchtung geäußert, die Krisen des Ka-
pitalismus könnten erneut zu einem großen und extrem blu-
tigen Krieg führen. Ich hoffe sehr, dass das nur die Fantasien
eines  alten Mannes waren, der zwei Weltkriege und das von
ihm so bezeichnete »Zeitalter der Extreme« miterlebt hat.
Doch ich befürchte, dass Hobsbawm mit seinem Szenario
Recht behalten könnte.

Die Maßgaben für ein utopisches Projekt liegen also 
auf der Hand: den Menschen auf Erden ein Auskommen zu
 ermög  lichen und sie nicht länger auf das Paradies zu  ver -
weisen …
raul zelik … wobei es aber nicht nur um »Brot«, um die
Grund  versorgung der Menschen geht, sondern auch um
 etwas, das man allgemein und knapp mit dem Begriff des an-
deren, glücklicheren Lebens beschreiben könnte. Ein Leben,
in dem Kommunikation, Arbeit, soziale Beziehungen einen
anderen Stellenwert und Inhalt besitzen.
elmar altvater Richtig. Aber auch da gilt: Utopien können
vermessen sein, den Ansprüchen nicht gerecht werden. Die-
ses doppelten Sinnes sollten wir uns bewusst sein. Denn man
kann der Gefahr nicht einfach entfliehen: Selbst verständlich
können wir uns ver-messen, wenn wir über etwas sprechen,
das nicht oder noch nicht existiert. 

Wir brauchen also eine Reflexion über utopische Entwürfe
und müssen beantworten können, inwieweit diese Entwürfe
 einigermaßen realistisch sind. Ob sie tauglich sind, müssen
wir daran messen, ob sie den Menschen ein gutes Leben er-
mög lichen – in ökologischer, sozialer, politischer Hinsicht. Ob
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raul zelik Jede Utopie spiegelt die existierenden Verhält-
nisse wider – sie entwickelt sich als Kritik an diesen. Bevor wir
über die Utopie sprechen, sollten wir also zunächst versuchen,
die Verhältnisse zu vermessen, in denen wir leben. Beginnen
wir mit dem Begriff der Ökonomie.
elmar altvater Einverstanden.
raul zelik Dietmar Dath, einer der wenigen jüngeren
deutsch sprachigen Schriftsteller, die heute deutlich antikapi-
talistische Positionen beziehen, hat 2008 das Buch »Maschi-
nenwinter. Streitschrift für den Sozialismus« veröffentlicht.
Darin heißt es: 

» Selbstverständlich ist eine Gesellschaft schweinisch, die
einerseits für ihre Spitzensportler Laufschuhe mit einge-
bauten Dämpfungscomputern bereitstellt, andererseits
aber alten Frauen mit Glasknochen die Zuzahlung zum
sicheren Rollstuhl verweigert und einen Pflegenotstand
erträgt, für den sich tollwütige Affenhorden schämen
müssten. (…) Selbstverständlich ist eine Gesellschaft wi-
derlich, die all diese Dinge sogar in ihren leidlich gepols -
terten Gewinnergegenden zulässt; (…) doch unanstän-
dig, schweinisch, obszön, widerlich: Davon rede ich nicht.
Moral ist Glückssache und setzt Deckung der wichtigsten
Lebensbedürfnisse voraus; meistens hat man andere Sor-
gen. Ich rede (…) davon, dass das alles nicht vernünftig
ist und deshalb nicht funktionieren kann. Wer es sich kal-



dere Beispiele aus der Literatur und der Wissenschaft finden,
die die Irrationalität des Kapitalismus kritisch aufspießen.
raul zelik Man könnte es auch so ausdrücken: Die Markt-
wirtschaft ist ein paradoxes System. Der Markt existiert, weil
wir die anderen, weil wir die Gesellschaft brauchen. Von den
Früchten seiner spezialisierten Arbeit kann niemand leben.
Kein Bäcker kann tausend Brötchen am Tag essen. Und ein
Büroangestellter zieht überhaupt keinen Gebrauchswert aus
den von ihm durchgearbeiteten Dokumenten. Erst durch die
Vergesellschaftung unserer Arbeit erhält diese einen  Nutzen. 

Paradoxerweise funktioniert die Vergesellschaftung unse-
res Lebens über den Markt, wo wir uns als Konkurrenten be-
gegnen und Verdrängungskämpfe miteinander oder besser:
gegeneinander führen. Die Arbeitsteilung beruht also auf Ko-
operation – der Markt hingegen auf Konkurrenz und Kampf.

Nun könnte man behaupten, dass der Markt in der Ver-
gangenheit immer wieder über lange Zeit ganz gut funktio-
niert hat. Volkswirtschaftler haben das damit erklärt, dass
Konkurrenz und »harte Budgetrestriktion« – also die Dro-
hung, pleitezugehen – die Marktteilnehmer dazu veranlassen,
sparsam und effizient zu handeln. In den Krisen zeigt sich je-
doch die verschwenderische Seite des Marktes auf drastische
Weise: In den letzten Monaten sind Werte in Milliardenhöhe
zerstört worden. Um die Preise unverkäuflicher Waren zu hal-
ten, werden mühsam hergestellte Güter vernichtet – gerade
auch Nahrungsmittel. Und der Klimawandel schließlich ist
ein deutliches Anzeichen dafür, dass der Kapitalismus dabei
ist, unsere Lebensgrundlage zu zerstören. 

In dieser Hinsicht ist die Ökonomie, mit der wir es zu tun
haben, gänzlich unökonomisch.
elmar altvater Der Erste, der dies systematisch kritisierte,
war Karl Marx. Vance Packard hat 1960 ein mittlerweile fast
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ten Herzens, wachen Auges anschaut und dann noch ru-
hig zu verneinen imstande ist, dass möglich sein muss, die
Dinge besser einzurichten, ist nicht böse, sondern entwe-
der faul genug, sich betrügen zu lassen, oder vom Ge-
burtszufall ausgelost worden, die im Ganzen seltene, vor-
läufig aber noch ganz einträgliche Elendsgewinnlerei
betreiben zu dürfen, an der dieses Ganze krankt.«

Das scheint mir ein guter Ausgangspunkt zu sein: Das System,
in dem wir leben, das wir leben, das durch uns lebt, ist nicht
in erster Linie unmoralisch. Es ist vor allem unvernünftig,
 irrational, ineffizient.
elmar altvater Das ist seit Beginn des Bürgertums be-
kannt. Einer der Ersten, der auf diese Unvernunft hingewie-
sen hat, war 1701 der Arzt und Philosoph Bernard de Mande-
ville, der in seiner »Bienenfabel« zeigte, dass das System nur
bestehen kann, wenn die Menschen kleine Verbrechen und
große Gemeinheiten begehen. Nicht die Tugend, sondern das
lasterhafte, das »schweinische« Verhalten hält den ökonomi-
schen Kreislauf in Gang und steigert so den »Wohlstand der
Nationen«. Wo es kein Verbrechen gibt, braucht man keine
Schlösser, wo es keine Schlösser gibt, braucht man keinen
Schlosser, und wo es keinen Schlosser braucht, gibt es keine
Arbeit. Anders ausgedrückt: Das Verbrechen ist nötig, damit
diese Wirtschaft weiterläuft. 

Mandeville hat das sehr schön, sehr ironisch und anhand
vieler Beispiele dargestellt und gezeigt, wie aus dem privaten
Laster öffentliche Tugenden entstehen können. Eine Gesell-
schaft, die das private Laster – die Verdrängung des Anderen –
braucht, um eine öffentliche Tugend – ökonomischen  Zu -
gewinn – herzustellen, kann aber nur unvernünftig sein. 

Wir könnten außer Mandeville sicher noch zahlreiche an-
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Schaffe Wertpapiere, lasse dir den Wert durch eine Rating-
Agentur bestätigen und vertreibe die Papiere dann weltweit.
Irgendein global player, der dumm genug ist, sie ins Porte-
feuille zu nehmen, wird sich schon finden. Doch können die
Banken und Fonds die Einkommensflüsse, mit denen diese
Forderungen real bedient werden müssen, nicht selbst her-
stellen. Das geht nur, wenn gearbeitet wird. 
raul zelik Eigentlich lernt man so etwas in jedem Ökono-
mie-Einführungskurs: Betriebswirtschaftlicher und gesamt-
wirtschaft licher Nutzen sind nicht identisch. Das ist der
Grund, warum der Staat selbst in den liberalsten Ökonomien
weiter eine bedeutende Rolle spielt. Einzelunternehmer
scheuen zum Beispiel große Investitionen im Bereich Infra-
struktur, wenn jene sich nicht oder erst zu spät amortisieren.
Gesamtwirtschaftlich jedoch ist ein neues Kraftwerk, um ein
Beispiel zu nennen, aber unzweifelhaft von Nutzen, weil es
beispielsweise die Energiekosten verringert. Dass Mikro- und
Makroökonomie, betriebs- und gesamtwirtschaftliche Ratio-
nalität auseinanderfallen, liegt auf der Hand. Warum ist das
in der Debatte trotzdem so wenig präsent?
elmar altvater Die (neo-)klassische These lautet, dass 
die unsichtbare Hand des Marktes dafür sorgt, dass das ver-
nünftige, die eigenen Interessen verfolgende Handeln so aus-
ge lesen wird, dass es zum größten gesamtgesellschaftlichen
 Nutzen kommt. Das wird den Studenten der Wirtschaftswis-
senschaften seit Generationen eingebläut: Es mag zwar einen
Widerspruch geben, doch dieser kann durch den Markt auf-
gelöst werden.
raul zelik Was wäre dann aber Ökonomie im eigentlichen
Sinne, wenn das, was die Wirtschaft der letzten Jahrzehnte be-
stimmt hat, offensichtlich nicht ökonomisch war? 
elmar altvater Geht man von Marx aus, besteht Ökono-
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vergessenes kulturkritisches Buch über »Die geplante Ver-
schwendung« geschrieben (»The Waste Makers«), in dem er
sehr viele Beispiele für Verschwendung, für die absichtsvolle
Produktion von Müll innerhalb einer kapitalistischen Markt-
wirtschaft aufzählte. Vom Markt Rationalität zu erwarten ist
naiv; die Enttäuschung ist gewiss.

Warum nun ist eine Marktwirtschaft verschwenderisch?
Weil ihre Teilnehmer einer mikroökonomischen Rationalität
folgen, die mit der makroökonomischen Vernunft nicht  de -
ckungsgleich ist. Das sehen wir in der aktuellen Finanzkrise
sehr deutlich. Das mikroökonomisch rationale Verhalten hat
gesamtökonomisch eine Katastrophe ausgelöst. Wenn eine
einzelne Bank Kredite aufnimmt, um damit Geschäfte mit
 höherer Rendite einzuleiten, sich also verschuldet, dann ist das
mikroökonomisch völlig einleuchtend. Je geringer die Eigen-
kapitaldeckung und je höher die Summe vergebener Kredite,
desto höher die Rendite. Doch wenn man das für alle Banken
in Deutschland zusammenrechnet, kommt man auf eine Zahl
unsicherer Außenbestände der Banken in Höhe von 1000 Mil-
liarden Euro. Das beträgt mehr als das Doppelte des haften-
den Eigenkapitals dieser Banken, das bei etwa 360 Milliarden
Euro liegt. In den USA ist die Relation die gleiche, die absolu-
ten Beträge sind allerdings noch sehr viel höher. 

Was mikroökonomisch vernünftig ist, wird also auf ge-
samt ökonomischer, systemischer Ebene irrational, weil da-
durch das System insgesamt gefährdet wird. Der Gewinn der
einzelnen Bank kommt durch ein Geschäftsmodell zustande,
das für das Gesamtsystem auch die Pleite bedeuten kann, die
dann wiederum die einzelnen Banken trifft. Und dazu kommt
es, weil die einzelnen Banken jene Forderungen, die Rendite
erbringen sollen, selbst erzeugen können. »Originate and dis-
tribute« lautet das Sesam, öffne dich zu Traumrenditen:
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Denken wir an die Wachstumsrate des Bruttosozialprodukts:
Ein schwerer Unfall kann sich durch die Reparatur des Wa-
gens und die medizinische Versorgung der Verletzten gleich in
zweifacher Weise wachstumssteigernd niederschlagen. Hier
wird deutlich, dass Wachstum nichts mit gesellschaftlichem
Wohlbefinden zu tun haben muss. Rationale ökonomische
Koeffizienten müssten auch ganz andere Aspekte berücksich-
tigen: Lebenserwartung, Zugang zur Grundversorgung, Ver-
ringerung ökologischer Belastung usw.
elmar altvater Wenn dies mit Kennziffern zu lösen wäre,
würde sich das Problem einfacher darstellen und seine Dra-
matik verlieren. Es kommt aber nicht darauf an, wie man et-
was definiert, sondern ob die gesellschaftlichen Natur- und
Lebensverhältnisse den Kennziffern entsprechend gestaltet
werden. Um zum Thema des Messens zurückzukommen: Wir
müssen nicht nur mit Kennziffern irgendetwas messen und
bewerten, zum Beispiel den Ausstoß von Treibhausgasen pro
Kopf, sondern das Leben und Arbeiten so gestalten, dass wir
das Maß leben, also im aristotelischen Sinn »Maß halten«.

Das UN-Entwicklungsprogramm versucht seit Langem,
den Wohlstand mit dem alternativen Indikator des Human
Development Index, also dem Index menschlicher Entwick-
lung, darzustellen. Andere versuchen, ›Glück‹ anhand von
Kennziffern zu bestimmen. Eigentlich wäre es das, was eine
Ökonomie zu leisten hat: Sie sollte Glück für die Menschen
oder genauer: für eine möglichst große Zahl Menschen er-
möglichen. Das ist im Übrigen auch eine Leitidee der US-ame-
rikanischen Verfassung, in der vom Pursuit of Happiness, dem
Streben nach Glück, die Rede ist. Nicholas Georgescu-Roegen,
der wichtigste Repräsentant der thermodynamischen Ökono-
mie, stellt sich die Frage, warum die Menschen bei der ökono-
mischen Transformation von Stoffen und Energien unweiger-
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mie aus etwas Doppeltem. Da ist zum einen die stoffliche
Transformation von Materie und Energie, die Gebrauchs-
wertseite. Ohne Energiezufluss, heutzutage müssten wir sa-
gen: ohne fossile Energien, würde nichts funktionieren. Das
ist die stoffliche, die energetische Seite der Ökonomie.

Zum anderen gibt es die wertmäßige, monetäre Seite, die
gewissermaßen im Widerspruch dazu steht, denn die Forde-
rungen, die sich monetär erzeugen lassen, sind grenzenlos.
Das  Geld angebot kann heutzutage sehr leicht gesteigert wer-
den. Man muss nicht mehr in der Erde buddeln, um Gold he r-
auszuholen. Man braucht nicht einmal mehr Papierzettel.
Geld kann einfach immateriell, in Form von Bits und Bytes,
erzeugt werden. 

Wir haben es also auf der einen Seite ganz offensichtlich
mit einer Begrenztheit zu tun, zum Beispiel von fossilen
Brennstoffen oder von der Aufnahmefähigkeit der Umwelt,
was toxische Substanzen angeht. Wir können die gesellschaft-
lichen Naturverhältnisse nicht ausblenden, die so sehr mit der
Ökonomie verwoben sind, dass sie sich von dieser nicht tren-
nen lassen. Dem gegenüber steht die ungeheure Dynamik der
wertmäßigen, monetären Ökonomie, die nur vom Eigeninte -
resse der Akteure bestimmt wird – ganz so, als seien diese In-
te ressen losgelöst von der stofflich- natürlichen Seite. Der S ys -
tem theoretiker Niklas Luhmann zeigt in seiner Schrift über
die »ökologische Kommunikation«, zu welchen Absurditäten
die  Ausblendung der stofflich-energetischen Prozesse führt.
Er schreibt nämlich, zur Ökonomie gehört alles, was mit Zah-
lungen und Nicht-Zahlungen zu tun hat. Der Preis des Fasses
Öl ist daher Ökonomie, das Herauspumpen des Öls aus dem
Erdboden hingegen nicht.
raul zelik Auch die zentralen volkswirtschaftlichen Kenn-
ziffern haben mit Ökonomie, mit Haushalten, wenig zu tun.
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elmar altvater Dass die realsozialistischen Gesellschaften
die gleichen wirtschaftlichen Kennziffern verwendeten wie die
kapitalistischen Länder, ist tatsächlich ein wichtiger Grund ih-
res Scheiterns. Es war der Versuch, sich auf dem gleichen Gleis
wie die entwickelten kapitalistischen forerunners zu bewegen,
ohne an dem vor ihnen fahrenden Zug des Kapitalismus vor-
beizukommen. Da war nichts mit »Einholen und Überholen«
oder »Überholen, ohne einzuholen«, wie es der SED-Vorsit-
zende Walter Ulbricht in den Sechzigerjahren formulierte.
Man hätte auf ein anderes Gleis weichen, die Ökonomie in
eine andere Richtung entwickeln müssen und sich nicht am
Kapitalismus orientieren dürfen. Nur so hätte aus dem Sozia-
lismus eine Alternative werden können. Das ist eine wichtige
Lehre für alle zukünftigen Experimente, die über den Kapita-
lismus hinauswollen: Das Ziel kann nicht einfach lauten,
schneller und besser zu wachsen, als dies unter kapitalis -
tischen Verhältnissen ohnehin geschieht. Der Sozialismus
zeichnet sich nicht durch quantitative Unterschiede aus, er
müsste etwas qualitativ anderes darstellen.
raul zelik Der Schweizer Ökonom Hans-Christoph Bins-
wanger hat vor über dreißig Jahren davon gesprochen, dass
man die Wachstumsrate begrenzen müsse. Donella und Den-
nis Meadows,  ihres Zeichen Umweltwissenschaftlerin und
Ökonom, haben 1972 in der Studie »Die Grenzen des Wachs-
tums« für den Club of Rome etwas ganz Ähnliches festgestellt.

Binswanger ist nun kein Linker …
elmar altvater … wahrlich nicht …
raul zelik … Josef Ackermann, der Chef der Deutschen
Bank, hat bei Binswanger promoviert und hält nach wie vor
Festreden für ihn. Daran kann man sehen, wie wenig die wirt-
schaftswissenschaftliche Erkenntnis in Anbetracht der realen
Machtverhältnisse auf dem Markt zu bewegen vermag. Denn
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lich die Entropie steigern – also Abfall, Abwasser, Abluft etc. er-
zeugen –, und er beantwortet sie mit dem Streben nach enjoy-
ment of life. Dass die Umweltschäden in einer kapitalistischen
Gesellschaft vor allem etwas mit dem Streben nach Profit zu
tun haben, kommt ihm allerdings nicht in den Sinn.

Die Versuche, Glück, Freude und Wohlbefinden zu mes-
sen, sind also einigermaßen frustrierend, denn solange die ge-
sellschaftlichen Formen nicht verändert werden, nützen die
Indi katoren gar nichts. Sie haben eine kritische Pointe, weil
man an den alternativen Kennziffern zeigen kann, dass die
Länder mit dem höchsten Bruttosozialprodukt pro Kopf nicht
die Länder mit dem größten allgemeinen Glücksempfinden
sind. Oder wenn der Indikator des Human Development nicht
mit der – am Pro-Kopf-Einkommen gemessenen – Wirt-
schafts leistung übereinstimmt. 

Das Entscheidende ist aber nicht, das durch Indikatoren zu
erfahren. Nein, es geht darum, die gesellschaftlichen Formen
zu verändern, damit anderen Zielen des Wirtschaftens auch in
der Realität Rechnung getragen wird. Daraus folgt die alte
Frage nach einer anderen, solidarischen, sozialistischen – wie
man auch immer das nennen mag – Ökonomie. Eine Frage,
die man immer wieder neu stellen muss, weil immer neue
Antworten darauf zu finden sind.
raul zelik Interessanterweise sind nun aber sozialistische
Ökonomien von denselben Kennziffern ausgegangen. Gerade
die sozialistische Bewegung hat sich sehr für die Steigerung
von Bruttosozialprodukten, für rücksichtloses Wachstum be-
geistert. Neue wirtschaftliche Kennziffern würden noch nichts
ändern, aber immerhin verdeutlichen, wohin die Reise gehen
muss. Wir würden feststellen, dass weder kapitalistische noch
staatssozialistische Akkumulation etwas mit gesellschaftli-
chem Wohlbefinden zu tun haben.
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akzeptiert wird. Unter den existierenden Bedingungen muss
Überschuss produziert werden. Im ökologisch-stofflichen
Sinne ist dies aber gar nicht möglich, weil nur Stoffe und Ener-
gien transformiert werden.

Aristoteles, auf den der Begriff der oikonomia zurückgeht,
hat zwischen Haushalten und Geldwirtschaft unterschieden
und die These aufgestellt, dass monetär erzeugte Überschüsse
eigentlich ein Unding sind, weil sie Gesellschaft und Natur
schädigen. Durch Quantitativismus und Geld werden, so
könnte man mit Aristoteles sagen, monetäre Beziehungen ge-
schaffen, die die Gesellschaft spalten. Arbeitskräfte und Kapi-
talisten gab es zu Aris to teles’ Zeiten noch nicht – aber Schuld-
ner und Gläubiger. Er sah, dass solche Gegensätze bis hin zu
Bürgerkriegen führen können, und in seiner Schrift über die
Verfassung Athens bezeichnet er als größte Leistung Solons
denn auch nicht, dass dieser Athen eine Verfassung gab, son-
dern dass Solon den Grundkonflikt von Schuldnern und
Gläubigern durch eine Entschuldung aufhob.

Das geschah auch im Jubeljahr, im Jubiläum, von dem im
Alten Testament berichtet wird, und dies sollte, von  christ -
lichen Solidaritätsgruppen gefordert, auch zum Millennium
im Jahr 2000 geschehen. Doch nichts dergleichen passierte,
der Widerstand der Banken und ihrer politischen Sachwalter
war zu groß. Denn man darf ja nicht vergessen: Wer Schulden
streichen will, mindert Forderungen, also Geldvermögen. 

Aber zurück zum Thema Wachstum: Die OECD brachte
vor einigen Jahren eine Schrift zur »Millenniumsentwick-
lung« seit  Chris ti Geburt heraus. Man versuchte, das Sozial-
produkt seit dem Jahre Null quantitativ zu fassen und in Dol-
larwerten des Jahres 1990 auszudrücken, um dann die
Sozialprodukte über die letzten zwei Jahrtausende – und zwar
in allen Weltregionen, auf allen Kontinenten – miteinander zu
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wohl nichts widerspricht der These Binswangers von der Be-
schränkung des Wachstums so sehr wie Ackermanns wahn-
witzige Renditeziele, die jede natürliche und soziale Schranke
durchbrechen. 

Anyway … Binswanger meint, dass hohes Wachstum die
ökologische Grundlage der Ökonomie insgesamt infrage
stellt. Andererseits vertritt er – wenn ich das richtig verstan-
den habe – auch die These, dass der Kapitalismus Wachstum
benötigt. Was bedeutet das, wenn Wachstum die Gesellschaft
mittelfristig zerstört, der Kapitalismus aber ohne Wachstum
nicht auskommt? Haben wir es mit einer systemischen Grenze
des Kapitalismus zu tun?
elmar altvater Ich denke, ja … Und auch das kann man
mit dem oben erwähnten Doppelcharakter der Ökonomie gut
erklären. Auf der stofflich-energetischen Seite wächst nämlich
gar nichts. Da finden nur qualitative Transformationen statt.
Wir nutzen die Energie, die wir vor allem in Form von Kohle
und Erdöl aus dem Erdreich holen und verbrennen. Dabei
hinterlassen wir in den Senken der Erde entsprechende Schad-
stoffe. Aber dabei wächst per Saldo gar nichts, nur die Entro-
pie steigt, das heißt, wir können die einmal genutzte Energie
kein zweites Mal nutzen. Über die thermodynamischen Ge-
setze kann auch der Mensch nicht hinaus. Es findet eine qua-
litative Transformation statt, und zwar nicht unbedingt zum
Besseren, wie wir das ganz empirisch an den Veränderungen
der Naturbedingungen sehen. Es gibt ein hübsches polnisches
Sprichwort, das diesen Sachverhalt veranschaulicht: Du
kannst aus einem Aquarium Fischsuppe machen, aber aus
Fischsuppe kein Aquarium.

Eine kapitalistische Ökonomie bedarf jedoch eines Mehr-
werts, eines Profits. Diese Systemlogik kann nicht verlassen
 werden, solange der Kapitalismus als institutionelles System
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der Reichtum. Dies verleiht Macht und ermöglicht – so sagt
es der US-amerikanische Wirtschaftshistoriker Richard Eas -
ter lin – »triumphierendes Wachstum«. Um diesen Triumph
auszukosten, schließt Faust seinen Pakt mit Mephistopheles.
raul zelik Aber wenn erst der Kapitalismus den Stagna -
tionszwang überwand, ist er ja doch ein wunderbares System.
Oder anders ausgedrückt: Nicht alles war schlecht im Kapita-
lismus! Wer möchte schon die Getreidemühle weiter mit der
Hand bedienen? Die vom Akkumulationszwang ausgelöste
Dynamik hat eine rasante Entwicklung ermöglicht und das
Leben unfassbar erleichtert. Oder zumindest könnte diese Dy-
namik – wie Dietmar Dath in seiner Sozialismusstreitschrift
nicht müde wird zu betonen – das Leben immens erleichtern,
wenn man diese Entwicklung zugunsten der Gesellschaft und
nicht zum Zweck weiterer Akkumulation nutzen würde.
elmar altvater Man sollte technische Entwicklungen
nicht mit Wachstumsdynamiken in eins setzen. Technische
Entwicklungen haben das Leben zweifellos erleichtert. Doch
Wachstum unter kapitalistischen Bedingungen ist eine sehr
ambivalente Errungenschaft.

Es ist natürlich angenehm, mit dem Auto von A nach B zu
fahren. Aber nur, wenn das nicht zu viele wollen. Sind zu viele
mit dem Auto unterwegs, stehen wir im Stau, und das Auto-
mobil wird zu einem Immobil. Es geht also immer um die
Frage, wie wir Güter gesellschaftlich nutzen. Wir sind gesell-
schaftliche Wesen, und das wird uns, auch dem ausgepräg -
testen Individualisten oder libertären Sozialisten, spätestens
dann klar, wenn wir im Stau stehen. Darin steht man nämlich
nur, weil man mit anderen dasselbe zu tun gedenkt; weil viele
zugleich nach dem enjoyment of life streben.

Ob eine Entwicklung also zu einer Erleichterung führt,
hängt stark von äußeren gesellschaftlichen Bedingungen ab.

27 zum begriff »ökonomie«

vergleichen. Das ist natürlich ein aberwitziges Unterfangen,
auf das nur ein moderner Mensch, ausgestattet mit der »euro -
päischen Rationalität der Weltbeherrschung«, wie Max Weber
dies nennt, kommen kann – eine völlig verrückte Idee. Wie
auch immer – das Ergebnis ist einigermaßen plausibel. 

Es besagt, dass es vor Heraufkunft der industriellen Revo-
lution, die ja zugleich auch eine fossilistische war, kein oder
kaum Wachstum gab. Noch einmal: Vor dem Kapitalismus –
vor der Trennung von Lohnarbeit und Kapital, vor der Um-
wandlung fossiler Energien in Arbeitsenergie, vor dem gesell-
schaftlichen Prinzip, ein Mehrprodukt und einen Mehrwert
erzeugen zu müssen – gab es kein Wachstum. Bei Marx gibt
es im »Kapital«, Band 1, eine Fußnote, in der geschildert wird,
wie die Königsberger einen Müller in der Ostsee ertränkten,
weil er eine technische Innovation eingeführt hatte, durch die
mehr produziert werden und Arbeitskräfte entlassen werden
konnten. Seine Zeitgenossen haben ihn einfach ersäuft. Ähn-
liche Beispiele werden auch aus dem alten Rom berichtet. 

Es gab also über einen langen Zeitraum keinen Wachs-
tums- und Innovationszwang, sondern, im Gegenteil, eher
 einen »Stag nationszwang«.

Was es auch in vorindustriellen Zeiten gab, war der Glaube
an Reichtum aus dem Nichts, an ein Schlaraffenland unend-
licher Bedürfnisbefriedigung, an Wachstum, ohne dass die
Zeit vergeht. Das hat der von Ihnen zitierte Hans Christoph
Binswanger in seiner schönen ökonomietheoretischen Inter-
pretation von Goethes »Faust« gezeigt. Solange das Geld aus
dem Naturstoff Gold besteht, ist die Mehrung des Reichtums
mit Mühe und Leid verbunden, und das Gold bleibt wie alle
anderen Stoffe, die aus der Kruste gekratzt werden müssen,
begrenzt. Die Magie des Geldes beginnt mit dem Papiergeld,
das sich fast unendlich vermehren lässt – und mit ihm auch

zum begriff »ökonomie« 26



gendwann aufhört. Die Bäume wachsen nicht in den Himmel,
die Kinder hören irgendwann auf zu wachsen, sie werden er-
wachsen, und es wäre auch schlecht, wenn sie das nicht täten.
Das führte dazu, dass bürgerliche Ökonomen wie John Stuart
Mill der Überzeugung anhingen, kapitalistisches Wachstum
sei wichtig, erreiche jedoch irgendwann eine Grenze, an der
das Wachstum nicht weiter erstrebenswert sei und man zur
»Kontemplation« zurückfinden müsse, um Zeit zu haben für
sich und die Natur. Das war natürlich eine luxuriöse Vorstel-
lung, die für Proletarier unerreichbar blieb. Denn diese waren
immer von der Hetze des Arbeitstages geplagt, und wenn sie
das nicht waren, stellte sich ihre Situation noch schlimmer
dar: Dann waren sie arbeitslos und hatten kein Einkommen. 

Ich will sagen: Der moderne Wachstumsdiskurs hat eine
sehr kurze Geschichte. Er ist erst nach dem Ersten Weltkrieg
aufgekommen. Auch Marx war kein Wachstumstheoretiker,
obwohl er  Grund lagen dafür schuf. Er zeigte auf, wie sich die
verschiedenen Abteilungen (die Investitionsgüterproduktion
einerseits und die Kon sumgüterproduktion andererseits) bei
»erweiterter Reproduk tion«, also bei Wachstum, entwickeln
müssen, damit das Ganze in einem – immer prekären –
Gleichgewicht bleibt. Er legte dar, was die Bedingungen eines
solchen Gleichgewichts wären, und wies nach, dass dieses
Gleichgewicht im Kapitalismus nur schwerlich eintritt und
durch Krisen der Akkumulation unterbrochen wird.

Die Wachstumstheoretiker haben sich teilweise darauf  be -
rufen, aber erst nach der russischen Revolution. Wenn ich das
nicht falsch sehe – ich habe mich damit ein wenig beschäftigt,
aber einiges mag mir entgangen sein –, ist die erste Wachs-
tumstheorie in der jungen Sowjetunion entwickelt worden,
und zwar von den Ökonomen Stanislav Strumilin, der auch
den später in der Neoklassik so zentralen Begriff des »Human -
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Viele der hergestellten Güter sind positionelle Güter. Der Nut-
zen dieser Güter wird davon bestimmt, wie andere und wie
viele andere sie nutzen. Das Häuschen im Grünen gibt es nur
so lange, wie es auch Grün gibt. Wenn zu viele Häuschen im
Grünen gebaut werden, verschwindet das Grün, und wir be-
finden uns auf einmal in einer tristen Reihenhaussiedlung.
Das ist im Übrigen ein weiteres Beispiel dafür, wie individu-
elle Rationalität in gesellschaft liche Irrationalität umschlagen
kann. Wir sind gesellschaftliche Wesen, sind aber daran ge-
wöhnt, unsere Entscheidungen individuell zu treffen, als gäbe
es die Gesellschaft nicht. Wir haben es verlernt, gemein-
schaftliche Entscheidungen, die unser individuelles Verhalten
betreffen, in einem kollektiven Prozess zu fällen. Der  Libe ra -
lismus – und erst recht der Neoliberalismus – haben zu einer
Verstümmelung der Gesellschaftlichkeit unserer individuellen
Existenz geführt. Daher ist es in gewisser Weise konsequent,
wenn Philosophen wie Peter Sloterdijk in einer Art kleinbür-
gerlich-kleinkariertem Poujadismus den Beitrag zum Ge-
mein wesen in Form von Einkommenssteuern heftig und
 empört infrage stellen. Da singt Sloterdijk im Chor mit neo-
liberalen Ökonomen, lauten Medienstimmen und konserva-
tiven Politikern.

Dazu kommt noch etwas anderes: Nehmen wir die früh-
bürgerlichen Ökonomen des 19. Jahrhunderts, zum Beispiel
John  Stuart Mill. Die kapitalistische Entwicklungsdynamik
schätzte Mill sehr. Ab  einem bestimmten Punkt jedoch,
merkte er an, komme es darauf an, mehr Zeit »für Kontem-
plation« zu haben. Wachstum heißt Beschleunigung, und die
wird ab einem bestimmten Moment lästig, weil sie Hektik
produziert. Das frühbürgerliche Denken fand in agrarischen
Verhältnissen statt. Die Leute lebten noch in und mit der Na-
tur. Sie nahmen wahr, dass Wachstum Zeit braucht – und ir-
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von anderen Ökonomen entwickelt wurden. Es ging darum,
die Stagnation zu überwinden. Erst vor diesem Hintergrund
entwickelten Stagna tionstheoretiker wie der US-Amerikaner
Alvin Hansen (1887–1975) in den Dreißiger- und frühen Vier-
zigerjahren Wachstumstheorien. Dabei ging es darum, den
Vorsprung vor der Sowjetunion zu wahren. Heute wird das ja
oft vergessen: Bis in die Sechzi gerjahre wuchs das sozialis -
tische Lager – ab 1945 handelte es sich nicht mehr nur um die
Sowjetunion, sondern um mehrere Staaten in Ost- und Mit-
tel europa sowie Asien – deutlich schneller als die westlichen
Länder. Mit dem aufkommenden Systemwettbewerb wurde
die Wachstumsrate zum Erfolgsindikator. 

Erst seitdem ist Wachstum ein so fetischartiger Begriff.
raul zelik Auf die Frage, wie sich eine Gesellschaft, ihre
Produktion und ihre Arbeit weiterentwickeln können, ohne
zu wachsen und ohne vor allem immer schneller wachsen zu
müssen, müssen wir später zurückkommen. Denn natürlich
ist Stagnation nicht erstrebenswert. Dass sich Technik, Ar-
beits organisation, Wissen weiterentwickeln, ist ja großartig.
Wachstumskritik – zumindest wenn sie intelligent ist – darf
sich deshalb nicht gegen Innovationen, sondern nur gegen
den Zwang richten, immer mehr Arbeit verwerten und immer
größere Mengen an Gütern und Dienstleistungen ausstoßen
zu müssen.

Aber bleiben wir bei den Grundbegriffen der Ökonomie.
Wir haben über Wachstum gesprochen. Es gibt einen zweiten
großen gesellschaftlichen Fetisch: Arbeit. Gewerkschaften,
Unternehmen, Parteien, die Medien – alle stoßen in das glei-
che Horn: Es muss Arbeit geschaffen werden. Jede/r, die oder
der ein bisschen darüber nachdenkt, müsste dagegen einwen-
den, dass Ökonomie eigentlich die Verringerung von notwen -
diger Arbeitszeit bedeutet. Das heißt: möglichst wenig Ar-
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kapitals« bereits benutzte, sowie von Grigory Feldman, der
auf der Grundlage der von Marx entwickelten Reproduk -
tionsschemata eine Wachstumstheorie für die Sowjetwirt-
schaft entwickelte. 
raul zelik Sozusagen Lenins Rache : Der Kapitalismus geht
an einer Wachs tumsideologie zugrunde, für die sowjetische
Ökonomen die Grundlage schufen …
elmar altvater Nicht ganz, denn der Wachstumszwang
war dem Kapitalismus schon vorher zueigen. Aber die Wachs-
tumstheorien scheinen tatsächlich erstmals von sowjetischen
Ökonomen entwickelt worden zu sein. Diese wollten zeigen,
dass die beiden »Abteilungen«, also Investitions- und Kon-
sum güterproduktion, in einem proportionalen Verhältnis
 zueinander wachsen müssen und dass eine sozialistische Plan-
wirtschaft dynamischer ist als der krisengeschüt telte Kapita-
lismus.
raul zelik Ein Plan, an dem die Sowjetunion phänomenal
scheiterte: Kon sumgüter blieben stets Mangelware.
elmar altvater Es ging damals um eine Mathematisierung
von Wachstumsprozessen. All das sollte dazu führen, den Ka-
pitalismus, die entwi ckelteren Staaten, mit einer nachholen-
den sozialistischen Akkumulation zu überholen. Also noch
mal: Auch der Realsozialismus unterlag – oder unterwarf
sich – einem Akkumulationszwang. 

Es kam das Jahr 1929, und eine interessante Entwicklung
trat ein: Die kapitalistische Welt brach in den Jahren nach dem
Börsencrash ein, und in der Sowjetunion wurde der erste
 Fünf jahres plan umgesetzt. Während man in der UdSSR zwei-
stellige Wachstumsraten verzeichnete, schrumpften die kapi-
talistischen Ökonomien um 20, 30 Prozent. Die Antwort dar-
auf ist bekannt: Die Keynes’sche Theorie setzte sich durch,
wobei ganz ähnliche Konzepte unabhängig von Keynes auch
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 einer Ökonomie, die den Menschen und nicht die Kapital-
verwertung in den Mittelpunkt stellt. 

Das wirft aber ein grundsätzliches Problem auf: Eine sol-
che Umdefinierung der Ökonomie würde auf eine Entmach-
tung des Kapitals hinauslaufen. Denn Kapital heißt Verwer-
tung von Arbeitskraft, und wenn sich die Arbeitskraft dieser
Verwertung  entzieht, dann verändert sich auch die Gesell-
schaft auf radikale Weise.

Der französische Philosoph André Gorz hat dies vor über
20 Jahren ausführlich erörtert und zwischen autonomer und
heteronomer, also zwischen selbst- und fremdbestimmter
Arbeit unterschieden – wobei er jene Arbeit als heteronom be-
zeichnete, die man nicht gerne tut, die aber unter Umständen
getan werden muss. Es ist sicherlich angenehmer, im Café zu
sitzen und sich mit Leuten zu unterhalten, als den Müll auf-
zusammeln, den diese Leute im Café produzieren. Es muss
also ein Austausch zwischen autonomer und heteronomer Ar-
beit gefunden werden. Das ist ein zivilisatorischer Prozess, den
man nicht dekretieren kann, sondern über den man sich in
 einer Gesellschaft verständigen muss.

Voraussetzung ist aber Folgendes: Wenn ich weggehe von
der Arbeit als Prinzip, dann stelle ich den Kapitalismus in-
frage. Denn nur durch Arbeit wird jener Mehrwert produ-
ziert, der als Profit für die Unternehmen, als Rendite für die
Spekulanten und Banker usw. verteilt werden kann. Sonst
geht das alles nicht.
raul zelik Und warum sind Gewerkschaften so unfähig,
dies deutlich zu machen?
elmar altvater Wenn man zu einer anderen Organisation
der Arbeit, einem anderen Verhältnis von Arbeitszeit und
Nicht-Arbeitszeit übergehen will, rüttelt man an einem insti-
tutionellen Rahmen, in dem man gleichzeitig politisch agiert.
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beits  aufwand bei möglichst großem Wohlbefinden. In dem
Zusammenhang stellt sich dann das Problem, Einkommen
und unangenehme Arbeit gerechter zu verteilen. 

Auch das scheint mir ein interessantes Paradoxon. Das
 Kapital beruht letztlich auf vergegenständlichter Arbeit, 
das heißt, aus der Perspektive des Kapitals betrachtet sollte
möglichst viel gearbeitet werden, weil es sich genau dadurch
vermehrt. Trotzdem sorgt das Kapital mithilfe von Ration a -
lisierung und Automatisierung dafür, die gesellschaftlich not-
 wendige Arbeit ständig zu verringern …
elmar altvater … ja, auf dieses Paradoxon hat Marx hin-
gewiesen …
raul zelik … und die Gewerkschaften, die als Vertretung
von Arbeitern und Angestellten eigentlich dafür sorgen soll-
ten, dass weniger  gearbeitet wird, propagieren in teuren Wer-
be kampagnen:  Arbeit! Arbeit! Arbeit! 

Die Forderungen müssten jedoch – gerade in Zeiten der
Krise – genau in die entgegengesetzte Richtung gehen. Das
Kapital erfüllt eine historische Mission, wenn es die notwen-
dige Arbeit reduziert. Diskutiert werden muss darüber, wie die
verbleibende Arbeit sinnvoll und solidarisch aufgeteilt und
ein menschenwürdiges Einkommen für alle sichergestellt wer-
den kann. Also her mit der 30-Stunden-Woche! Schon der
 Begriff Beschäftigung ist irrsinnig: Geht es uns denn um die
so zialtherapeutische Ausgestaltung von Lebenszeit? 
elmar altvater Mir fällt in diesem Zusammenhang eine
Stelle aus den Marx’schen »Grundrissen« von 1857 ein. In der
Ausgabe von 1953 findet man das auf der Seite 595 (lacht) …
Das habe ich bis heute nicht vergessen. Da wird die Erzeugung
von freier Zeit als zentrales Ziel nicht kapitalistischen Wirt-
schaftens definiert. Heute würde man vielleicht  sagen: Zeit-
wohlstand ist die Zielsetzung einer Ökonomie des Glücks,

zum begriff »ökonomie« 32



sche und ökonomische Herrschaft fielen in eins. Man könnte
also vermuten, dass Ökonomie nur im Kontext des Kapitalis-
mus einen Sinn hat.
elmar altvater Bei Aristoteles ist Ökonomie die Haus-
wirtschaft, die vom »guten Familienvorstand« gelenkt wird
und dazu dient, die Versorgung der Familie sicherzustellen.
Das bedeutete, dass zur richtigen Zeit gesät und geerntet
wurde, die Werkstücke und Werkzeuge vorhanden waren, Re-
paraturen stattfanden etc. Davon unterschied Aristoteles die
Chrematistik, also die Geldwirtschaft, die mit  ihrer »trium-
phierenden« Steigerungsdynamik den Rahmen der Haus-
wirtschaft sprengt und eine Gesellschaftsspaltung in  Gläu -
biger auf der einen und Schuldner auf der anderen Seite
bewirkt. Diese Unterscheidung ist in den Folgejahrhunderten
mit der Maßgabe übernommen worden, dass die Geldwirt-
schaft gegenüber der Versorgungswirtschaft nicht überhand-
nehmen dürfe. Man hat das mit dem Zinsverbot zu erreichen
versucht, das ebenfalls auf Aristoteles zurückgeht. »Geld kann
keine Jungen bekommen«, hieß es bei dem griechischen Phi-
losophen. Das war natürlich der Perspektive der agrarischen
Welt geschuldet: Kühe kriegen Kälber, aber Geld kriegt keine
Jungen. 

Diese Haltung machte sich die katholische Kirche im ka-
nonischen Zinsverbot zu eigen, und sie besteht bis heute – zu-
mindest formell – im islamischen Zinsverbot fort, das über
andere Wege ebenfalls auf Aristoteles zurückgeht. 

In Europa fiel dieses Verbot erst im 16. Jahrhundert unter
dem Ansturm kapitalistischer Formen in den oberitalieni-
schen Städten und mit dem Kolonialhandel – also der Plün-
derung aller  Kon tinente und den Importen des geraubten
Goldes und Silbers vor allem aus Lateinamerika. Der Geld-
verkehr wuchs rasant, die italienischen Bankhäuser, die Augs-
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Und dieser Widerspruch hat bislang immer dazu geführt, dass
man den institutionellen Rahmen anerkennt und versucht,
innerhalb des Rahmens das Beste herauszuholen. Es ist der ty-
pische Widerspruch zwischen revolutionärer Erkenntnis, dass
die grundsätzlichen Bedingungen verändert werden müssen,
und der reformistischen Praxis, die akzeptiert, dass dieser
 institutionelle Rahmen nicht einfach per Dekret »abgeschafft«
werden kann. 

Wenn wir gegen den Kapitalismus agieren, befinden wir
uns innerhalb des Kapitalismus und nicht irgendwo auf dem
Mond. Wir können uns aus den Räumen, die kapitalistisch
durchdrungen sind, nicht einfach hinausbewegen. Und mehr
noch: Die gemeinsame Verortung im sozialen Raum ist die
Grundlage für eine Vielfalt von sozialen Kompromissen, bei-
spielsweise für die Kooperation von Gewerkschaften und Un-
ternehmensmanagement. Militanz kommt erst dann auf,
wenn die kooperative Linie scheitert. Aber ob die Militanz
progressiv wirkt, hängt sehr von der örtlich, regional spezifi-
schen Kultur und von den Zielsetzungen ab.
raul zelik Und doch: Obwohl wir in der kapitalistischen
Realität verhaf tet sind, müssen wir ständig versuchen, uns aus
ihr heraus zu be wegen. Eine grundlegende Veränderung gibt es
nur, wenn man über den bestehenden Zustand hinausdenkt
und -agiert.

Aber zurück zu unserer ursprünglichen Frage. Wir haben
festgehalten, dass die real existierende Ökonomie nicht spar-
sam mit Ressourcen und Lebenszeit umgeht. Aber was ist
»Ökonomie« dann überhaupt? Ist der Begriff untrennbar mit
dem Kapitalismus verknüpft? 

Die Unterscheidung in Politik und Ökonomie war im Feu-
dalismus ja gänzlich unbekannt. Wer herrschte, eignete sich
unmittelbar an, was die Leibeigenen erwirtschafteten: Politi-
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nämlich eben in der Terminologie der »ökonomischen Sach-
zwänge«. Als Ökonomie wird im Allgemeinen das verstanden,
was die »Wettbewerbsfähigkeit« steigert. Das ist der Maßstab,
an dem sich alles bemisst. Hier kommen Zwangsverhältnisse
als ökonomisches Gesetz daher, das von den Hohepriestern
der Moderne, den ökonomischen Sachverständigen, täglich
aufs Neue verkündet wird. Ökonomie wird auf diese Weise
auf eine Wiederholung nicht hinterfragbarer Zwangsgesetze
reduziert. 

Das war aber nicht immer so und muss auch nicht immer 
so sein. Denn die »Zwangsgesetze« sind Fetische, und das
Wort  Fetisch kommt aus dem portugiesischen feiticio. Das be-
deutet Machwerk – und Machwerke können auch verändert
werden.
raul zelik Was bedeutet das nun? Ist Ökonomie eine Wis-
senschaft, die es nur im Kapitalismus gibt – oder nicht?
elmar altvater Der moderne Begriff der Ökonomie hat
seinen Ursprung im 16. und 17. Jahrhundert. In dieser Zeit
passierte zweierlei – mindes tens zweierlei, muss man wohl
 sagen: Zum einen manifestierte sich eine Grenzenlosigkeit des
ökonomischen Strebens. Mit den Entdeckungsfahrten, die
schnell zu Eroberungs- und Raubzügen wurden, sprengten
die Gesellschaften der frühen Neuzeit alle räumlichen Schran-
ken. Gleichzeitig formierte sich – wenigstens in Europa – der
bürgerliche Nationalstaat, das heißt, es wurden Grenzen ge-
setzt: Das Staatsgebiet wurde definiert, Zollgrenzen wurden
eingeführt, der Staatsbürger und in manchen Ländern der
Untertan betraten die Szene; sie hatten sich in den legalen
Grenzen zu verhalten. Aber auch der Staat begrenzte sich spä-
testens mit der amerikanischen Verfassung von 1776 gegen-
über der Gesellschaft. Und schließlich etablierte sich nach
dem Dreißigjährigen Krieg ab 1648 die »Westfälische Ord-
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burger Fugger und Welser,  später auch die Häuser in Antwer-
pen, Brügge, Amsterdam gewannen enorm an Bedeutung.
Dadurch wurde die »harte Budgetrestriktion« des Zinses in
die Welt gesetzt; ihr mussten sich nun die Kapitalisten, die
Kredite aufnahmen, unterwerfen, indem sie Erträge erwirt-
schafteten, die sich an den zu zahlenden Zinsen messen las-
sen konnten. Das heißt, sie mussten entsprechende Über-
schüsse erzielen.

Zu Beginn des Kapitalismus waren die Zinsen sehr viel
 volatiler als heute, das heißt, sie schwankten stark – ganz ein-
fach deshalb, weil weniger gehandelt wurde, weil die Geld-
und Kapitalmärkte nicht entwickelt waren –, und sie waren
ausgesprochen, ja wucherisch hoch. Mit der Zeit sank der Zins
auf ein Niveau, das zumindest im Normalfall unterhalb der
Profitrate lag. Unternehmen konnten sich also verschulden,
mit dem Kredit einen Mehrwert erwirtschaften und daraus
 einigermaßen sicher den Schuldendienst leisten.

Grob gesprochen: Mit der Zeit gewann die Mehrwert -
produktion immer stärker an Bedeutung; dies kulminierte
schließlich am Ende des 20. Jahrhunderts im finanzgetriebe-
nen Kapitalismus.

Man kann das alles aber auch anders interpretieren, und
zwar so, wie es in den Marx’schen »Grundrissen« steht und
später von Rosa Luxemburg aufgegriffen wurde. Demnach
sollte sich die Ökonomie in einer Ökonomie der Zeit auf lösen.
Mit der Steigerung der Produktivkraft und der Verringerung
der notwendigen Arbeitszeit würde irgendwann auch die
Öko nomie selbst hinfällig. Dann würde sich das eröffnen, was
Marx utopisch das »Reich der Freiheit« nannte – ein Reich,
das frei ist von ökonomischen Sachzwängen. 

In diesem Zusammenhang muss man auch über den Be-
griff der Ökonomie reden, wie er uns im Alltag begegnet,
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David  Ricardo – noch ineinander enthalten. Diese Verbindung
wurde erst von der Neoklassik gelöst, die bereits im 19. Jahr-
hundert so bezeichnet wurde. Es entstand ein Konzept der
Ökonomie als  rationale Entscheidungslehre. Josef  Schum peter
beschrieb das  Anfang des 20. Jahrhunderts als »methodolo -
 gischen Individualismus«. Ausgangspunkt des theoretischen
Diskurses ist das Individuum, das ein Knappheitsproblem ra-
tional zu bewältigen hat. Wie muss ein beschränktes Budget
eingesetzt werden, um aus einem Angebot von Gütern und
Diensten eine Auswahl so zu treffen, dass die Bedürfnisse op-
timal befriedigt werden? Auch bei der Produktion der Güter
und Dienste gilt das entscheidungstheoretische »Rational-
prinzip«: Die begrenzt verfügbaren Produktionsfaktoren müs-
sen so kombiniert werden, dass unter Berücksichtigung der re-
lativen Preise ein optimaler Profit erzielt werden kann.

Die Ökonomie wird auf diese Weise zu einer Entschei-
dungslehre, die kaum noch etwas mit dem politischen und ge-
sellschaftlichen System, dem System der Arbeit und der Ar-
beitsteilung, dem Austausch mit der Natur zu tun hat. Sie
»entbettet« sich aus Natur, Gesellschaft und Politik. Alle un-
beabsichtigten Nebenwirkungen des absichtsgeleiteten, ratio-
nalen Handelns gelten als »externe Effekte«, die das Preissys -
tem verzerren. Der Witz daran ist, dass sich »externe Effekte«
überhaupt nur im Markt mechanismus – sozusagen informa-
tionell – externalisieren lassen. Die Belastung der Natur bei-
spielsweise schlägt über einen längeren Zeitraum wieder zu-
rück. Die Folgen treffen die »Externalisierer«, so wie jetzt der
Klimawandel in Form von Wasserknappheit, Wüstenbildung,
Hitzestress und Unwettern immense Belastungen und Kosten
verursacht. Anders ausgedrückt: Die »Effekte« sorgen dafür,
dass sich zunächst rationale Entscheidungen am Ende als ir-
rational erweisen. 
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nung«, die die Grenzenhaftigkeit von Nationalstaaten in einer
internationalen Ordnung regelte. Es kam also a) zu einer Ver-
selbstständigung und Entgrenzung der Ökonomie, b) der
Herausbildung von begrenzten Nationalstaaten und c) der
Formierung einer politischen internationalen Ordnung zwi-
schen diesen Staaten. 

In diesem Kontext ergaben sich im Wissenschaftsbereich
Verselbstständigungen. Bis zur Neuzeit gab es keine Trennung
zwischen Ökonomie und Politik. Man betrieb Philosophie
und Theologie. Das, was wir heute als Ökonomie bezeichnen,
hatte hier beispielsweise in Form von Verhaltensregeln seinen
Platz – das kann man etwa bei Luther nachlesen. 

Durch die Trennung von Ökonomie und Politik in der
 Rea lität kam es dann aber auch in der Wissenschaft zu einer
Ausdifferenzierung und Spezialisierung, die später als »poli-
tische Ökonomie« bekannt wurde. Von den ersten Theore -
tikern dieses Wissenschaftszweigs wurde das ökonomische
Verhältnis stets als Arbeits- und Geldverhältnis begriffen. Bei
John Locke ist die Arbeit die Basis des Eigentums und das Ei-
gentum die Basis der Verwertung. Bei Adam Smith wird nicht
die einzelne Arbeit betrachtet, sondern die Arbeitsteilung,
und diese wiederum ist die Grundlage der Produktivitäts -
steigerung, die den Wohlstand der Nationen wachsen lässt. In
Adam Smiths »Fünften Buch« taucht dann noch der Staat auf,
der als Regulator für das fungiert, was nicht von der »un-
sichtbaren Hand des Marktes« gelenkt werden kann – das, was
wir heute als öffentliche Güter, Infrastruktur, allgemeine Re-
geln usw. bezeichnen. 

Die Ökonomie »entbettete« sich also im theoretischen Re-
flex der historischen Entwicklungen mehr und mehr aus Ge-
sellschaft und Politik, und doch waren Politik und Ökonomie
bei den  frühen bürgerlichen Ökonomen – das stimmt auch für
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schaft, um oikonomia, sondern um Gewinn. Der steht im Zen-
trum und wird zur Maßzahl, an der Investitionen bewertet
werden. Die Profitrate, würde Marx sagen, bestimmt die In-
vestitionsentscheidungen. Oder im Neudeutsch der Betriebs-
wirte: Es ist der shareholder value, der bestimmt, wo es lang-
geht. Wenn sich mit gentechnisch modifizierten Lebewesen,
mit Saatgut aus den Monsanto-Laboren oder den Pestiziden
von Bayer mehr Gewinn erwirtschaften lässt als in einer na-
turbelassenen Landwirtschaft, dann ist klar, wo die Investi-
tionen hingehen. Das Problem ist vor allem der Zeithorizont.
Nach der green revolution im indischen Punjab stiegen die Er-
träge vorübergehend. Heute sind die Böden unfruchtbar, das
Grundwasser ist belastet, und die Erträge gehen wieder zu-
rück – und zwar »nachhaltig«. Das ist nicht nur eine ökolo -
gische, sondern auch eine soziale und menschliche Tragödie.
Ich denke, in der Landwirtschaft wird sich noch deutlicher als
in der Industrie herausstellen, ob die kapita lis tische Ökono-
mie wirklich in der Lage ist, ein gutes Leben für die Menschen
zu gewährleisten.

Was nun die Arbeitskraft anbelangt, so herrscht an ihr kein
Mangel. Sie existiert in Hülle und Fülle. Mehr noch: Im Zuge
der Globalisierung der vergangenen Jahrzehnte ist ein Ar-
beitsmarkt entstanden, auf dem das Angebot aus nahezu al-
len Weltregionen aufgefüllt wird. Die Folge ist die von allen
internationalen Organisationen festgestellte Zunahme infor-
meller und prekärer Arbeit. Diese Arbeit ist durch niedrige
Einkommen, geringen sozialstaat lichen Schutz und schwache
Gewerkschaften gekennzeichnet. Die Folge ist – und das ist in
allen Ländern empirisch feststellbar –, dass der Anteil der
Löhne und Gehälter am Volkseinkommen drastisch zurück-
gegangen ist. Hier drückt sich jene Umverteilung von unten
nach oben aus, die im Zusammenhang mit der Finanz krise
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Um das zu verhindern, hat man nun angefangen, externe
Effekte zu internalisieren. Vor allem in der Klimapolitik: Man
führt die absurdesten Rechnungen ein, um die CO2-Emissio-
nen auf dem Markt handelbar zu machen. »Die Preise müs-
sen die Wahrheit sagen«, heißt die Doktrin. Damit erreicht
man aber bestenfalls, dass der Marktmechanismus Informa-
tionen liefert, die rationale Entscheidungen ermöglichen. Die
tatsächlichen Schäden an der Natur jedoch sind irreversibel
und in der Regel auch irreparabel. Das Problem ist doch: Die
CO2-Emissionen drücken sich jetzt vielleicht als Kosten aus.
Doch die Wirtschaftssubjekte sind höchst erfinderisch bei der
Überwälzung von Kosten. Wenn ande re für meine Emissio-
nen bezahlen, habe ich keinen Grund, sie zu verringern.
raul zelik Sie haben schon vor 20 Jahren in Ihrem Buch
»Die Zukunft des Marktes« behauptet, dass der Zeithorizont
des Marktes zu begrenzt ist. Wir erleben das heute auch im
Zusammenhang mit der Vogel- und Schweinegrippe. Es ist
seit Langem bekannt, dass die industrielle Landwirtschaft, in
der Tiere eng zusammengepfercht leben und massiv mit
 Antibiotika gefüttert werden, eine Brutstätte für neue Krank-
heits erreger ist. Die industrielle Landwirtschaft ist nur des-
halb »effizienter« als die traditionelle, weil sie solche unkalku -
lierbaren Seuchen kos ten nicht selbst tragen muss, sondern
auf die Allgemeinheit abwälzt.

Man könnte aus solchen Beispielen folgern, dass der Öko-
nomie die eigentliche Aufgabe noch bevorsteht. Wenn eine
Wissenschaft des Haushaltens auf den sparsamen, vernünf -
tigen, effizienten Umgang mit Ressourcen – vor allem mit
 Arbeit und Natur – abzielt, dann existiert bislang gar keine
Ökonomie.
elmar altvater Doch. Nur: In der kapitalistischen Wirt-
schaft geht es nicht um das Haushalten in einer Hauswirt-
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eine Unterscheidung zwischen scarcity (Knappheit) und
shortage (Mangel) gemacht wird. Wenn man Ökonomie, wie
das heute im Mainstream der Fall ist, als rationale Entschei-
dungslehre begreift, müssen Güter knapp sein oder knapp ge-
macht werden. Denn nur dann gibt es ökonomisch überhaupt
etwas zu entscheiden. Im Kapitalismus muss Knappheit also
immer wieder hergestellt werden. 
raul zelik Auch eine lustige Pointe: Im Staatssozialismus,
in dem Knapp heit unnötig war, bestand an fast allen Gütern
Mangel. Im Kapitalismus, wo der Mangel in vieler Hinsicht
überwunden scheint, wird künstlich verknappt, damit weiter
Gewinn erwirtschaftet werden kann …
elmar altvater Die Natur ist letztlich immer begrenzt, an
vielen Ressourcen herrscht Mangel – und zwar vor allem des-
halb, weil sich Stoff- und Energietransformationen nicht um-
kehren lassen. Die Wirkung dieses Naturgesetzes wird ver-
schärft, weil wir die natür lichen Ressourcen wenig intelligent,
sehr verschwenderisch nutzen. Verschiedene Rohstoffe gehen
zur Neige – vielleicht nicht in den kommenden fünf bis zehn
Jahren, aber doch mittelfristig. Die Handyproduktion bei-
spielsweise ist auf Metalle wie Coltan angewiesen, die nur sehr
begrenzt zur Verfügung stehen. Und zur Neige geht auch das
Öl, sodass jetzt in der Automobilindustrie, der es ja nicht nur
wegen der Finanz-, sondern auch wegen der Energiekrise
schlecht geht, eine hektische Suche nach anderen Energieträ-
gern eingesetzt hat. Bisher ist da keine Lösung in Sicht, und
wenn, dann nur, indem neue und gravierendere Probleme
aufgeworfen werden. Die Brasilianer operieren schon seit
Mitte der Siebzigerjahre im Rahmen des Proálcool-Pro-
gramms mit Ethanol und Biodiesel als Ersatz für fossile
Brennstoffe. Sie haben hier einige Erfolge aufzuweisen, seit der
Ölpreis gestiegen ist und Biokraftstoffe rentabel erzeugt wer-
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häufig beklagt wird. Diese Umverteilung hat Folgen: Sie hat
die Binnennachfrage in den krisengeschüttelten Wirtschaften
gesenkt oder, wie in den USA, zu einer starken Zunahme der
Konsumentenkredite geführt. Warum die enorme Zunahme
der Konsumentenkredite? Offensichtlich ist es den Lohn ab-
hängigen erst mit Hilfe der Verschuldung möglich, den Le-
bens standard auf ein akzeptables Niveau zu bringen, das mit
den Löhnen allein nicht finanziert werden könnte. Die Ban-
ken machen dabei relativ locker mit, da sie sich lange Zeit sehr
billig refinanzieren konnten und dafür auf sehr verschlunge-
nen und nicht transparenten Wegen Geld in China aufneh-
men konnten, weil China bereit war, Reserven von an die 2000

Milliarden Dollar aufzubauen. Mit diesem enormen Betrag
kreditiert das ärmere China die viel reicheren Konsumenten
in den USA.
raul zelik Ich möchte noch einmal zurück auf das Thema
Arbeit. Sie haben gesagt, dass an ihr kein Mangel herrscht.
Dennoch wäre es ökonomisch, die notwendige Arbeit zu re-
duzieren.
elmar altvater Das wäre die Zielsetzung: eine Ökonomie
der Zeit, die die freie Zeit erweitert – wobei es sich nicht um
leere Zeit handelt, sondern um Zeit, in der man sich entfalten
kann. Das ist das, was John Stuart Mill in seinem – nach mei-
nem Dafürhalten sympathischen – Idealismus als »Kontem-
plation« bezeichnete. Die arbeitsfreie Zeit heute wird hinge-
gen durch die Kulturindustrie auf eine Weise gefüllt, durch die
die Menschen, selbst wenn sie keine selbstbestimmte Arbeit
leisten müssen, fremdbestimmt bleiben. An diesem Punkt
müsste man mit der Kulturkritik ansetzen, die ja genau sol-
che Fragen aufwirft.

Anders als an der Arbeit herrscht an der Natur offensicht-
licher Mangel. Man muss dazu wissen, dass im Englischen
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Märkte, Preise, Waren und Profite geschaffen, von denen Was-
serkonzerne leben. Eine typische Konstruktion von Knapp-
heit. Oder Luft und Atmosphäre: Diese werden zwar bislang
nicht als Güter verkauft, aber das Recht, Luft verschmutzen zu
dürfen, ist im Rahmen der Klimapolitik in eine Ware ver-
wandelt worden, die an Emissionsbörsen in Form von Ver-
schmutzungszertifikaten gehandelt wird. Dabei muss im Preis
auch immer ein Profit, eine Rendite enthalten sein. 

Die Handelbarkeit setzt Eigentumsrechte an der jeweiligen
Ware voraus. Bei John Locke war es noch so, dass den Eigen-
tumsrechten Arbeit vorausgehen musste. Heute erzeugt der
Staat die Eigentumsrechte durch Rechtsetzung. Das Recht,
Luft zu verschmutzen, und dieses Recht verbrieft zu bekom-
men, den Brief an Börsen handeln zu können – das alles
kommt ausschließlich durch hoheitliche Akte zustande. Es
gibt keine natürliche Notwendigkeit dafür. Mit den Gütern,
die nicht grenzenlos zur Verfügung stehen (an denen also, ge-
messen an den Bedürfnissen der Menschen oder Lebewesen,
allgemein Mangel herrscht), könnte auch anders als in Form
eines Börsenhandels umgegangen werden. Nehmen wir das
Beispiel Wasser: Die Menschheit musste in ihrer ganzen Ge-
schichte immer wieder mit diesem Mangel zurechtkommen.
Und überall dort, wo Wasser nicht im Überfluss zur Verfü-
gung steht, gibt es Nutzungsregeln. Die Brunnen werden ver-
teilt, es gibt Bewässerungssysteme usw. In der »autoritären
orientalischen Despotie«, wie einige das im Anschluss an Karl
Wittfogel nennen, hat der Staat solche Zuteilungsregeln fest-
gelegt und autoritär durchgesetzt. Diese können aber auch
von der Gesellschaft selbst – auf solidarische, genossenschaft-
liche Weise – ausgehandelt werden. Dafür gibt es Tausende
Beispiele. Selbst in einem Land wie Deutschland existieren
Wassergenossenschaften, die Wasser weder anhand eines
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den können. Aber man verwandelt große Landstriche in
 monokulturelle Plantagen. Diese Landwirtschaft füllt Auto-
tanks – aber keine hungrigen Mägen. Viel zu wenig wird über
alternative Modelle der Mobilität nachgedacht – eine Mobili-
tät, die ohne Auto oder mit deutlich weniger Autos aus-
kommt.

Dabei wäre genau das der ökonomische Umgang mit
Mangel: dass man auf die Herausforderungen, die sich aus
Naturverhältnissen ergeben, vorausschauend reagiert. Die
Natur ist eben kein Füllhorn, aus dem man sich schrankenlos
bedienen kann. In der gegenwärtigen Ökonomie spielt diese
Art von stofflichem Mangel keine oder kaum eine Rolle. Nicht
der Mangel, sondern scarcity (Knappheit) ist die zentrale
 Kategorie. Das kommt schon in den Kategorien der neoklas-
sischen Lehre zum Ausdruck. Alles wird als Kapital definiert:
 industrielles, finanzielles Kapital, Human- und Kultur-, Wis-
sens- und Naturkapital. Mangel kann es in dieser kapitalen
Welt schon deshalb nicht geben, weil die Kapitale als substi-
tuierbar vorausgesetzt werden. Herrscht Ressourcenmangel,
dann muss man eben Finanzkapital investieren, um die Res-
sourcen auf den Markt werfen zu können. Alles ist eine Frage
des Preises.
raul zelik Die Knappheit hingegen ist für den Kapitalis-
mus unverzichtbar, weil das, was nicht knapp ist, keinen Preis
hat, und sich ohne Preis kein Kapital realisieren lässt …
elmar altvater Richtig. Am deutlichsten ist das auf den
Nahrungsmittelmärkten. Jedes Jahr werden Tausende Tonnen
Nahrungsmittel vernichtet, weil das Angebot sonst zu groß
und die Preise zu niedrig wären. Auch beim Wasser kann man
das beobachten: Es wird verknappt, indem es aus einem öf-
fent lichen in ein privates Gut verwandelt und, in Plastik -
flaschen abgefüllt, als Ware verkauft wird. Dabei werden
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man das Recht, sie zu verschmutzen, in eine an der Leipziger
Strombörse handelbare Ware verwandelt.

In der Durban-Erklärung afrikanischer NGOs hat man
das im Jahre 2005 schön formuliert: In an atmosphere of pri-
vatisation, they privatised the atmosphere. Denn das allein war
der Grund, warum man versucht hat, den Klimawandel durch
Marktgesetze zu stoppen: Wenn alle über Privatisierung spre-
chen, und diese Politikfigur in allen Bereichen zum entschei-
denden Modell wird, dann wird eben auch noch die Atmo-
sphäre in Privateigentum verwandelt.

Dabei liegt auf der Hand, dass das nicht effizient sein
kann – vor allem nicht unter den heutigen Bedingungen.
Denn die Finanz märkte bemächtigen sich auch dieses Mark-
tes. Im Klartext: Es wird nicht das gemacht, was aus Umwelt-
gründen notwendig wäre, sondern was die Finanzakteure für
rentabel erachten. Viele gut meinende Ökologen glauben, das
wäre nun gerade die List der Geschichte: dass das private In-
teresse an möglichst hoher Rentabilität auch für den Umwelt-
und Klimaschutz eingesetzt werden kann. Aber viele notwen-
dige Dinge sind eben nicht rentabel: Es lässt sich kein Geld
 damit verdienen, etwas nicht herzustellen. Auch wenn das
ökologisch oder sozial absolut geboten wäre.
raul zelik Viele würden jetzt einwerfen, dass doch aber
auch Wind- und Solaranlagen Gewinn erwirtschaften kön-
nen. 
elmar altvater Das stimmt. Unter bestimmten Vorausset-
zungen kann sich das Profitinteresse auch einmal mit gesell-
schaftlichen Interessen  de cken. Nur umgekehrt gilt der Zu-
sammenhang eben nicht: Das private Gewinnstreben auf
dem Markt schert sich nicht um gesell schaftliche Ziele. Und
viele solcher Ziele lassen sich marktförmig auch kaum aus-
drücken.

47 zum begriff »ökonomie«

Markt- oder Knappheitspreises noch durch staatliches Diktat
verteilen.

Die marktförmige Regelung, die wir heute für selbstver-
ständlich halten, ist überhaupt nicht »normal«. Doch bizar-
rerweise wird dieser Unsinn von fast allen mitgedacht und
mitgemacht – auch von den Umweltverbänden. Greenpeace,
German Watch, alle  mög lichen linken Gruppen beteiligen
sich am Emissions handel … 
raul zelik Das Herumwerkeln an einem grundsätzlich ir-
rationalen Sys tem sollte immer misstrauisch stimmen. Doch
in diesem Fall könnte es doch ausnahmsweise einmal sinnvoll
sein. Wenn der Emissionshandel dazu führt, dass Unterneh-
men die Naturbegrenztheit in ihren betriebswirtschaftlichen
Rechnungen berücksichtigen müssen, dass externe Folgen
also wieder   in ter nalisiert werden und die Umweltbelastung
reduziert wür de, dann wäre das doch ein gutes Ergebnis.
elmar altvater Gegen den Handel mit Emissionsrechten
spricht erstens das Verteilungsprinzip. Auf dem Markt zählen
nur die Nachfrager, die über Geld verfügen. Wer reich ist, darf
verschmutzen. Auf diese Weise werden Menschen oder Bür-
ger, die ein prinzipielles Recht auf Güter wie Wasser und Luft
haben, durch Konsumenten ersetzt. Deren Recht auf Teilhabe
wird ausschließlich durch die Geldmenge bestimmt, über die
sie verfügen. Darin ist selbstverständlich auch ein Gerechtig-
keits- und Demokratieproblem enthalten. Zweitens gibt es
 Effizienzprobleme. Der Emissionshandel hat sich in Europa
als lächerliche Katastrophe erwiesen. Eine Kata strophe, weil er
nicht funktioniert und keinen Beitrag zur Erfüllung der
Kyoto-Ziele, also zur Verringerung der CO2-Emissionen,
 geleistet hat. Lächerlich, weil jeder, der ein bisschen Einsicht
hat, vorher wissen konnte, dass genau dieses Ergebnis  ein -
treten würde. Man kann die Natur nicht dadurch retten, dass

zum begriff »ökonomie« 46



die krise(n) und ihr management

Dies zeigte sich, als während der rot-grünen Koalition
Um weltminister Trittin und Wirtschaftsminister Clement um
die Emissionsgrenzen für deutsche Konzerne feilschten. Der
 Emis sionshandel kann ja – wenn überhaupt – nur funktio-
nieren, wenn eine Grenze, die »cap«, festgelegt wird: Bis hier-
her und nicht weiter; willst du mehr verschmutzen, musst du
Rechte hinzukaufen. Am Schluss wurden Obergrenzen fest-
gelegt, die so hoch waren, dass niemand gezwungen war,
Rechte zu kaufen, aber alle Rechte verkaufen konnten. Was
künstlich knapp sein sollte, war im Überfluss zu haben. Der
Preis für Emissionszertifikate rutschte in den Keller. Ein öko-
nomischer Anreiz, die Emissionen zu reduzieren, existierte
nicht. Nur war in Deutschland der unterstellte Preis der Zer-
tifikate im Strompreis kalkuliert. Die Haushalte zahlten also
mit ihrer Stromrechnung für einen Klimaschutz, den es auf
Betreiben der großen Energieversorger gar nicht gibt. Verant-
wortlich ist dafür die absurde Konstruktion des Emissions-
handels, die, wie es im »Human Development Report« der
UNO 2007 hieß, zu pandemic cheating – zu allgemeinem Be-
trug – reizt.
raul zelik Gut, was können wir am Ende des ersten The-
menblocks als Zwischenergebnis festhalten? Auf jeden Fall,
dass unsere Utopie eine ökonomische ist – auch eine ökono-
mische sein muss. Dass es darum geht, die Ziele und Inhalte
des Wirtschaftens neu zu bestimmen. Sich von Zwängen – wie
dem Zwang zum steten Wachstum, zur ewigen Akkumula-
tion – zu befreien und dabei Antworten auf die realen, natür-
lichen Mängel zu finden. 
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raul zelik Wir haben darüber gesprochen, warum die
Ökonomie, so wie wir sie kennen, so wie sie uns als Sachzwang
begegnet, nicht rational, effizient oder gar sparsam ist. Zu-
mindest sehr viel weniger, als es die Apologeten des Marktes
seit Jahrzehnten verkünden. Darüber, warum der Staatssozia-
lismus in anderer Hinsicht unökonomisch war, werden wir
uns im dritten Teil unseres Gesprächs unterhalten. Zuvor
würde ich mich aber gern ins Tagesgeschäft einmischen. Alle
reden von der Krise, bringen pragmatische Lösungsvorschläge
ins Gespräch und zerreißen diese wieder in der Luft. Dass die
Vorschläge alle nicht so recht einleuchten wollen, hat natür-
lich auch damit zu tun, dass wir es nicht mit einer einfachen
Krise zu tun haben. Die Finanzkrise verschränkt sich mit ei-
ner Überproduktionskrise, mit einer globalen Armutskrise,
mit dem Klimawandel. Jedes dieser Phänomene allein würde
ausreichen, um das Gesamtsystem in Frage zu stellen.
elmar altvater Ja, das kann man so sagen. Erstens muss
man, denke ich, zwischen dem Ausbruch der Krise, der ganz
zweifellos im Finanzsektor zu suchen ist, und den Ursachen
für diesen Ausbruch unterscheiden, die nicht allein im Fi-
nanz sektor anzusiedeln sind. 

Der Finanzsektor ist der Verwalter von selbst geschaffenen
Papieren, die Vermögenswerte darstellen, und zwar deshalb,
weil sie das Recht auf Einkommensflüsse, die in der realen
Wirtschaft produziert werden, eröffnen, versichern und ver-
briefen. Diese Forderungsrechte, die im Finanzsektor – man
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Forderungen dann in Paketen gebündelt und auf Finanz-
märk ten abgegeben. Man konnte auf die Wertentwicklung
dieser Pakete wetten und mit den Einnahmen des Verkaufs
neue Geschäfte machen.
elmar altvater Ja, und diese neuen Formen des Geldhan-
dels kamen erst in den Neunzigerjahren auf. In Mexiko wurde
1994 erstmals eine Finanz krise durch solche Geschäfte ausge-
löst. Eine Krise, die vom dama ligen IWF-Chef Michel Cam-
dessus recht hellsichtig als »erste Finanzkrise des 21. Jahrhun-
derts« bezeichnet wurde. Sie hatte schon alle Ingredienzen,
deren Gemisch dann 2007 die größte Krise in der Geschichte
des Kapitalismus auslöste.

Die Finanzpakete wurden nämlich immer komplexer, weil
man sie »designte«: Man bündelte Papiere, um sie attraktiver
zu gestalten und um für jeden Anleger etwas im Angebot zu
haben. Zu den Mexiko-Forderungen fügte man beispielsweise
Papiere der US-Immobilienfinanzierer Fannie Mae und Fred-
die Mac hin zu, die die Sicherheit erhöhen sollten. Aufgrund
der Liberalisierung der internationalen Finanzströme konnte
das zu einem weltweiten Geschäft werden, bei dem man nicht
mit dem niedrigsten, sondern mit dem höchsten Preis kon-
kurrierte: Wer bietet die höchste Rendite?

Solche Papiere sind aber nur so lange werthaltig, wie die
verbrieften Forderungen auch tatsächlich erfüllt werden. Das
war in Mexiko 1994 nicht mehr der Fall. Das Land konnte
seine Schulden nicht länger bedienen, und eine komplexe Ket-
tenreaktion wurde in Gang gesetzt.

Die Verbriefung von Forderungen ist aber nicht das einzige
Problem. Dazu kommt, dass die Banken und Finanzeinrich-
tungen mit immer größeren Fremdkapitalanteilen gearbeitet
haben. Der klassische Fall sieht so aus, dass ein Unternehmen
bei einer Bank einen Kredit aufnimmt, damit real Güter oder
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könnte sagen: in selbstreferenzieller Autonomie – entstanden,
scheren sich um keine Budgetrestriktion, keine Beschränkung
außerhalb des Finanzsektors. Sie ergeben sich aus dem Ge-
schäftsmodell originate and distribute : Erzeuge die  Wert -
papiere selbst und verkaufe sie dann weltweit auf globalen
 Finanzmärkten. Die Akteure der Finanzmärkte haben einfach
die durch Liberalisierung und Deregulierung eröffneten Mög-
lichkeiten umfassend wahrgenommen. Und in diesem Um-
feld des »Man-kann-weltweit-alles-tun-was-man-will« wur-
den Finanzinnovationen entwickelt, mit denen sich die
Renditen enorm steigern ließen. Dadurch konnten so absurd
hohe Renditeziele, wie sie Josef Ackermann, der Chef der
Deutschen Bank, kurz vor Ausbruch der Krise formulierte
und nun wiederholt hat, ganz realistisch klingen: 25 Prozent
Eigenkapitalrendite hat Ackermann als Ziel ausgegeben, und
das, während die Wachstumsraten in der realen Wirtschaft bei
zwei Prozent oder, wie jetzt, im Minusbereich liegen. 

Wie kann so etwas zusammenpassen? Jeder, der noch alle
Tassen im Schrank hatte, wusste, dass das nicht gutgehen und
in einem Crash enden würde. Nur konnte man natürlich nicht
vorhersagen, wann, in welchem Bereich und in welcher Schär -
fe es schließlich zum Crash kommen würde.

Was haben die Banken und andere Finanzakteure ge-
macht? Sie haben gelernt, ihre Forderungen zu verbriefen. Ge-
lernt – dieser Hinweis ist wichtig. Noch in der Schuldenkrise
der sogenannten Dritten Welt in den Achtzigerjahren waren
die Forderungen der Banken nicht verbrieft. Banken und
Bankkonsortien mussten in der Krise unter Vermittlung des
Pariser Clubs und anderer Einrichtungen ihre Kredite direkt
mit den verschuldeten Ländern verhandeln.
raul zelik Durch die Verbriefung wurden die Schulden da-
gegen an andere verkauft. Eine Bank hat Geld verliehen, ihre
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den Unwetter zahlen müssen, drücken schon heute auf die
Profitraten. Und das wird sich weiter verschärfen. Der »Stern
Review on the Economics of Climate Change«, also der Be -
richt des ehemaligen Weltbank-Chefökonomen Nicholas
Stern zum Klimawandel, beziffert die anstehenden Kosten des
Klima wandels auf bis zu 20 Prozent des jährlichen Brutto -
sozialprodukts der Weltwirtschaft.

Aus welchen Gründen auch immer: Das reale Wachstum
bleibt hinter den Renditeerwartungen der Finanzwelt weit zu-
rück. Alles verbindet sich zu einem Gemisch der überhöhten
Forderungen des Finanzsektors angesichts einer dahinter
 zurückbleibenden Leistungsfähigkeit der produktiven Wirt-
schaft. Dass es zu dieser divergenten Entwicklung kommen
kann, hat vor allem mit der Eigendynamik der Konkurrenz
auf globalen Finanzmärkten zu tun: Man muss um die  höchs -
ten Renditen wetteifern. Auch das Anreizsystem der jetzt so
skandalisierten Managergehälter spielt eine wichtige Rolle.
Das ist ja letztlich nichts anderes als das, was man früher in der
DDR praktizierte. Auch dort versuchte man, das Betriebs -
management mittels »materieller Interessiertheit«, wie es dort
hieß, dazu zu bewegen, sich gemäß der Planvorgaben zu ver-
halten. Im realen Kapitalismus nun will man das Manage-
ment durch materielle Anreize dazu motivieren, sich so zu
verhalten, wie es die shareholders, also die Aktieninhaber,
wünschen. Und die wollen hohe Renditen und sind dafür be-
reit, dem Management entsprechende Vergütungen zu zahlen.
Die kurzfristige Rendite und die Entwicklung der Börsen-
kurse sind wichtiger als langfristige Stabilität und Produktion.
Und auf diese Weise wird das Gesamtsystem, wie wir heute
beobachten können, aus den Angeln gehoben. 

Das sehen mittlerweile auch Mainstream-Ökonomen ähn-
lich. Die Bonus- und Anreizsystem werden heute heftig kriti-
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Dienstleistungen erzeugt und aus dem Gewinn den verein-
barten Zins an die Bank zahlt. Nun aber haben die Banken
selbst so gearbeitet – ohne real etwas herzustellen. Sie haben
Kredite aufgenommen, um durch Spekulation auf den globa-
len Märkten eine Rendite oberhalb der Zinsrate zu erzielen.
Mikroökonomisch war das völlig rational, makroökonomisch
jedoch führte es zur Katastrophe, weil es eine enorme Über-
schuldung und Aufblähung des Finanzwesens nach sich zog. 

Die in Paketen gebündelten Finanzpapiere wurden von
 pri vaten Rating-Agenturen eingestuft, das heißt, die Sicher-
heit der Papiere wurde abgeschätzt und diese teilweise in so-
genannte Zweck gesellschaften ausgegliedert, damit sie nicht
mehr in den Bankbilanzen auftauchen. Die Banken haben das
gemacht, weil es die unter anderem im Abkommen von Basel
(»Basel II«) festgehaltenen Regeln gibt, wonach Banken einen
Mindestanteil von Eigenkapital nachweisen müssen und nicht
nur mit fremden Krediten arbeiten dürfen. Durch die Ausglie -
derung wurde diese Einschränkung umgangen. Wenn man
das Ganze dann auch noch offshore macht, also beispiels weise
einen Firmensitz in der Karibik oder auf den Kanal inseln
wählt, gibt es keine Bankenaufsicht, kaum Steuern und keine
Auflagen mehr.

Auf diese Weise wurden zwar die Renditen hochgepumpt,
doch die reale Wirtschaft konnte da nicht mitziehen. Die
Wachstumsraten der Wirtschaft sind aus verschiedenen und
länger zu diskutierenden Gründen in den vergangenen Jahr-
zehnten gesunken. Da spielt der Fall der Profitrate eine Rolle,
der zwar nicht so eingetreten ist, wie Marx das prognosti-
zierte, der sich aber doch in verschiedener Hinsicht auswirkt.
Außerdem gibt es ökologische Gründe, warum das Wachstum
nicht dauerhaft auf höchstem Niveau bleiben kann. Die Sum-
men, die die Rückversicherer aufgrund der häufiger werden-
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tiert und mit beträchtlicher Arroganz gepriesen. Macht man
allerdings die Bilanz der kapitalistischen Entwicklung seit den
Siebzigerjahren insgesamt auf, so zeigt sich das Gesicht des-
sen, was Naomi Klein »Desaster-Kapitalismus« genannt hat:
die Schuldenkrise der Dritten Welt in den Acht zigerjahren, Fi-
nanzkrisen, in denen auch die Mittelschichten in den Schwel-
lenländern enteignet wurden, ungeheure Kapitalvernichtung
in der sogenannten »Dot-com-Krise« um die Jahr hundert-
wende herum, ökologische Katastrophen,  Arbeitslosigkeit
und prekäre Jobs. 

Diese Gegensätzlichkeit der Entwicklung im finanzgetrie-
benen Kapitalismus ist auch von  attac thematisiert worden.
Aber Ihr Vorwurf, dass  attac die Kapitalismuskritik auf die
Kritik der desaströsen Wirkungsweise von Finanzmärkten re-
duziert habe, ist durchaus nachvollziehbar. Das hat mit den
Entstehungsbedin gungen von  attac zu tun. Anlass war ja die
Finanzkrise in den asiatischen »Tigerländern« und der Vor-
schlag in Le Monde  Diplo ma tique 1998, die internationalen Fi-
nanzströme an die Kandare zu nehmen, um solche desaströ-
sen Krisen in Zukunft zu verhindern. Man erinnerte sich
damals, vielleicht eher zufällig, an die Vorschlä ge von James
Tobin aus den Siebzigerjahren, eine Devisentransak tions -
steuer einzuführen, um auf diese Weise das Tempo aus den Fi-
nanz märkten zu nehmen, sozusagen Sand ins Getriebe zu
streu en, und die Finanzmärkte wieder stärker an die reale Ge-
schwin digkeit des Wirtschaftens zu koppeln. Das war eine völ-
lig richtige Idee, und später sind im Umfeld von  attac noch
viele andere richtige Vorschläge entwickelt worden, wie eine
Begrenzung der Finanzmärkte erreicht werden könnte: vom
Verbot bestimmter Finanzgeschäfte über das Schließen von
Finanzschlupflöchern in den Offshore-Zentren, also den
Steuerparadiesen, bis zu nationalstaatlichen Kapitalverkehrs-
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siert. Und Bundespräsident Köhler schimpft über die »Gier
der Manager«. Doch das ist – mit allem Respekt vor dem Bun-
despräsidenten – völliger Quatsch, weil mit dieser Qualifizie-
rung der Gesamtzusam menhang, weil die Funktionsweise des
kapitalistischen Sys tems außer Acht gelassen wird.
raul zelik Sie sind im wissenschaftlichen Beirat von  attac.
Diese Bewegung hat in den vergangenen Jahren viel von Neo-
liberalismus, Finanzmärkten, Globalisierung und Spekula-
tion, aber wenig von Kapitalismus gesprochen. Haben nicht
auch Sie dieses gesellschaftliche Klima zu verantworten, in
dem heute mit moralischen Argumenten eine Spekula tions -
oberfläche problematisiert wird?

Man fühlt sich ja geradezu bemüßigt, den Finanzsektor 
in Schutz zu nehmen. Immerhin steckte der Westen vor dem
Auf kommen des finanzgetriebenen Kapitalismus in den
 Siebzigerjahren in einer tiefen Krise. Die Dynamik des Fi-
nanz sektors dann bescherte zumindest den Staaten, die als
Vor reiter der Deregulierung gelten können – den USA, Groß-
britannien,  Irland usw. –, stattliche Wachstumsraten.
elmar altvater Ja, es stimmt. Einige Finanzplätze – also
nicht die USA, Großbritannien oder Irland als Land insge-
samt, sondern die Wall Street, Lombard Street und Dublin –
haben von der Liberalisierung der Finanzmärkte profitiert.
Ein Teil des finanziellen Reichtums aus aller Welt ist von die-
sen Finanzplätzen angesaugt worden, wurde dann von dort
aus weltweit angelegt und hat den Anlegern zeitweise enorme
Renditen gebracht, von denen ein Teil entsprechend der
Trickle-down-These auch »nach unten« weitergegeben wur -
de. So hatten der einfache britische oder irische Bürger oder
die Stadt New York, die noch in den Siebzigerjahren fast pleite
war, auch etwas davon – und alle waren zufrieden. Das Mo-
dell des finanzgetriebenen Kapitalismus wurde daher akzep-
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tal erneut die Gestalt einer monetären Größe an. Das einge-
nommene Geld lässt sich schließlich in produktives Kapital
rückverwandeln, oder man kann damit spekulieren – im
zweiten Fall bleibt es innerhalb des Finanzsektors. 

Dieser Doppelcharakter ist im Kapitalismus unvermeid-
lich. Es muss eine Doppelung geben. Die Nazi-Unterschei-
dung in »raffendes und schaffendes Kapital« hat insofern eine
gewisse reale Grundlage. Das Absurde am nationalsozialisti-
schen oder antisemitischen Denken ist, diese Differenzierung
von Kapitalformen, die im Wesen der kapitalistischen Öko-
nomie begründet ist, mit rassistischen Zuschreibungen erklä-
ren zu wollen. 

Nun im Umkehrschluss zu folgern, dass man die im Kapi-
talismus angelegte Differenzierung von real und monetär
nicht mehr anstellen darf, weil man damit den Antisemiten in
die Hände spielen würde, wäre ein großer Fehler. Auf diese
Weise würden wir uns eines wichtigen Erkenntniswerkzeuges
entledigen. Wir müssen die nationalsozialistische Wendung,
die Zuschreibung ökonomischer Prozesse auf Bevölkerungs-
gruppen, bekämpfen. Aber wir können nicht einfach das Er-
kenntniswerkzeug wegwerfen, das uns erlaubt, das Wesen des
Kapitals zu verstehen.

Ich würde es so ausdrücken: Richtig ist, dass die Kritik an-
tikapitalistisch sein muss und sich nicht nur gegen die Finanz -
märkte und deren Auswüchse richten darf. Man darf die
 Finanz märkte nicht getrennt von der realen Wirtschaft ana-
lysieren oder präziser: Man muss die Finanzmärkte im Kon-
text des kapitalistischen Akkumulationsprozesses sehen. Dass
sie sich so verselbstständigen konnten, ist in ihrer Dynamik
angelegt. Wenn man dies berücksichtigt, ist die Kritik des
 finanz getriebenen Kapitalismus nicht nur notwendig, son-
dern auch berechtigt. Die Mainstream-Ökonomie geht ja – in
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kontrollen.  attac hat sich – vielleicht nicht insgesamt, denn in
 attac sind ja ganz unterschiedliche Traditionen und Interes-
sen präsent – immer mehr zu einer kapitalismuskritischen
Organisation entwickelt. So war  attac Hauptträger des Kapi-
talismuskongresses »Capita lism – no exit?« Anfang März 2009

in Berlin, an dem um die 2000 Personen teilnahmen. Denen
war klar, dass die Kontrolle der Finanzströme  allein nicht aus-
reicht, um Auswege aus der Krise zu finden.
raul zelik Die Unterscheidung in »reale Ökonomie« und
»Finanzmärk te«, wie sie in den letzten Monaten häufig zu hö-
ren war und ja auch in unserem Gespräch immer wieder an -
klingt, birgt ein Problem. Sie hat eine Entsprechung in dem
antisemitischen Klischee vom »schaffenden und raffenden
Kapital«. Der Unternehmer, der seine Arbeiter produzieren
lässt und darüber Mehrwert anhäuft, ist »gut«, der Banker, der
von Zinsen profitiert, dagegen »ein Parasit«. So ungefähr lau-
tete ja auch die Kapitalismuskritik des Nationalsozialismus.
Die Gefahr, dem Antisemitismus eine Flanke zu öffnen, ist
also beträchtlich.
elmar altvater Zunächst einmal: Man kann Finanzkapi-
tal und produktives Kapital nicht losgelöst voneinander be-
trachten, denn jedes Kapital existiert zwangsläufig doppelt: als
monetäre Größe – zum Beispiel 100 Millionen Euro – und als
realer Gegenstand. Das liegt am Doppelcharakter der Ware,
wie sie von Marx analysiert wurde. Wenn 100 Millionen Euro
inves tiert werden, setzt man sie für den Ankauf von Arbeits-
kräften, Gebäuden, Maschinen usw. ein. Das heißt, es geht um
ganz reale Gegenstände und Personen. Das monetäre Kapital
verwandelt sich dadurch in produktives; allerdings nur, wenn
die Arbeitskräfte auch tatsächlich arbeiten und Waren her-
stellen, die auf Märkten verkauft werden und sich dann wie-
der in Geld verwandeln. Bei diesem Schritt nimmt das Kapi-
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viduellen Lebensgestaltung geworden. Hier müsste man viel-
leicht Foucaults Begriff der Gouvernementalité ins Gespräch
bringen, also eines Regierens, das die Individuen zu aktivie-
ren versteht und zu eigenständig handelnden Akteuren des
Systems macht.

Heute bricht der spekulative Kreislauf zusammen, weil er
eben auf einer Fiktion basiert. Und dabei wird sichtbar, dass
es nicht nur die Finanzmärkte sind, die vor dem Kollaps ste-
hen. Auch die »Realwirtschaft« ist betroffen, der kapitalisti-
sche Gesamt reproduktionsprozess. Wenn wir die Krise und
ihre Dynamik verstehen wollen, dürfen wir also nicht nur die
Finanzmärkte analysieren und kritisieren, wir müssen den
Akkumulationsprozess insgesamt unter die Lupe nehmen.
raul zelik Heute wollen viele wieder zurück zu der Zeit vor
dem  Neo liberalismus. Man muss aber daran erinnern, dass
der neolibe rale, finanzgetriebene Kapitalismus die Antwort
auf eine Krise war. Das staatsinterventionistische, auf Massen-
und vor allem der Automobilproduktion beruhende, fordisti-
sche und keynesianische Wachstumsmodell – benannt nach
der Ford’schen Fabrik und den staatsinterventionistischen
Wirtschaftstheorien von John Maynard Keynes – geriet in den
Siebzigerjahren an systemische Grenzen. In der Ölkrise wurde
die Begrenztheit fossiler Brennstoffe auch ökonomisch spür-
bar. Gleichzeitig drückte sich in den Revolten von Jugend -
lichen und  Arbeitern ein Wunsch nach Selbstbestimmung
jenseits der Fabrikgesellschaft aus. Man verweigerte sich den
herrschen den Arbeits- und Lebensverhältnissen. In dieser
Krisen situation – bis Mitte der Siebzigerjahre schien eine
 globale Niederlage des Kapitalismus ja durchaus wahrschein-
lich – eröffnete der finanzgetriebene, neoliberal regulierte Ka-
pitalismus ein neues Wachstumsfeld. Das Problem war also
nicht die Raffgier der Akteure, sondern diese »Raffgier« er-

61 die krise(n) und ihr management

offen sichtlichem Widerspruch zur Realität – davon aus, dass
die  internationalen Finanzmärkte den Wohlstand steigern.
Der  Effizienzmarktthese zufolge, für die es sogar einen No-
belpreis gab, sorgen die Finanzmärkte dafür, dass das Kapital
inter national dort hinströmt, wo es am meisten gebraucht
wird. Dieser Behauptung muss man widersprechen.

Bei Marx, der sich im dritten Band des »Kapital« mit dem
zinstragenden Kapital auseinandersetzt, gibt es die Kategorie
des »fiktiven Kapitals«. Es scheint, als könnte das Kapital
»Junge kriegen« – um im Bild von Aristoteles zu bleiben –, als
gäbe es nur noch das vorgeschossene Kapital und den Rück-
fluss von Renditen. Auf diese Weise hat man den Eindruck, es
 exis tierten nur noch G und G’ – das sind die Marx’schen Kür-
zel für vorgeschossenes (Geld-)Kapital und den monetären
Kapitalrückfluss. Tatsächlich jedoch kommt G’, also der Ren-
diterückfluss, nur zustande, weil Waren gekauft und verkauft,
weil etwas hergestellt, Arbeit geleistet und Überschüsse pro-
duziert werden. Wenn das in der Sphäre von  Produktion und
Arbeit nicht zustande kommt, dann bricht die schöne Welt
der hohen Renditen nach einer gewissen Zeit zusammen und
erweist sich als Fiktion.

Genau das ist in der aktuellen Krise geschehen. Die Leute
haben sich der Fiktion hingegeben, dass aus dem Nichts hohe
Renditen erzeugt werden können. Viele haben an den Börsen
mitgemischt, wobei die Medien eine wesentliche und nicht
 gerade rühmliche Rolle spielten. Vor die Fernsehnachrichten
wurden Börsenberichte geschaltet, die die Menschen stimu-
lieren, sich an der Spekulationswelle zu beteiligen. Das Fi-
nanz getriebene im Kapitalismus ist auf diese Weise bis in die
Psyche der Menschen vorgedrungen. Wir haben es also nicht
nur mit einem Mechanismus von außen zu tun. Die  fe tisch -
hafte Vorstellung des »arbeitenden Geldes« ist Teil der  in di -
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man müsste über diese These gründlicher nachdenken, weil
sie, wenn sie stimmt, den politischen Antworten auf die Krise
eine ganz neue Wendung geben würde.
raul zelik Das Automobil wird den Sprung vom Öl zu an-
deren Energieträgern nicht schaffen? In der Automobilin dus -
trie ist doch die ganze Zeit von den neuen Brennstoffen die
Rede.
elmar altvater Man kann nichts ausschließen. Aber in
den nächsten zehn bis 20 Jahren werden die neuen Technolo-
gien nicht in der Massenfertigung anwendbar sein. Und die
Frage lautet ja: Was machen wir in den nächsten zehn, 20 Jah-
ren? So weitermachen wie bisher wird schlecht gehen. Und
dann stellt sich auch die Frage, wie man einen Übergang or-
ganisiert, ohne zu wissen, was in zehn, 20 Jahren an Alterna-
tiven zur Verfügung steht. Weder die Brennstoffzelle noch das
batteriegetriebene Elektroauto oder die Biomasseverwertung
sind bislang eine Lösung. Beziehungsweise sie wären nur
gangbar, wenn man andere schwere Krisen in Kauf nimmt.
Man kann vielleicht sagen: Uns ist der Sprit für das Auto so
wichtig, dass wir die Nahrungskrise in der sogenannten Drit-
ten Welt und das Verhungern von vielen Menschen in Kauf
nehmen, weil wir statt Nahrungsmitteln den Sprit fürs Auto
auf den Agrarflächen produzieren wollen. Doch ob diese Ar-
gumentation zu rechtfer tigen wäre, ob dies akzeptiert würde,
wage ich zu bezweifeln. Mit Sicherheit wäre es auch politisch
nicht einfach durchzusetzen, denn in der Folge käme es zu
heftigen Hunger  revolten.
raul zelik Wir haben es also nicht nur mit einer Finanz-
krise, sondern auch mit einer Krise der fordistischen Gesell-
schaft und vor  allem des Automobils zu tun?
elmar altvater Ich würde sagen, ja, auch wenn diese Mei-
nung sicher nicht von allen geteilt wird. Die Finanzkrise ist in-
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möglichte vor allem den USA und anderen Vorreiterstaaten
einen neuen Wachstumszyklus.
elmar altvater Nein, einen Wachstumszyklus im Sinne
Kondratjews oder Schum peters hat der Finanzboom nicht
 eröffnet. Kondratjew spricht ja von 40 bis 60 Jahre langen
Wachstumswellen, die durch die Einführung neuer Techno-
logien, Produktionsmethoden und Produkte zustande kom-
men und auch die Lebensweise gründlich verändern. In die-
sem Sinne könnte man vielleicht sagen, dass das Wachstum
der letzten zwei oder drei Jahrzehnte auf der Mikroelektronik,
der Kommunikationstechnologie oder der IT-Branche be-
ruhte – aber nicht auf den Finanzmärkten. Die dort getausch -
ten »Finanzprodukte« waren nur so etwas wie ein Nebenpro-
dukt, das aber insofern äußerst wichtig war, weil damit hohe
Renditen erzielt werden konnten – freilich nicht durch Pro-
duktion, sondern durch Umverteilung. Die Transaktionen auf
den Finanzmärkten wurden durch die neuen Kommunika -
tionstechnologien extrem beschleunigt und ihr Umfang er-
weiterte sich exponentiell. Aber dass das eine neue »lange
Welle« war, ist stark zu bezweifeln. 

Eines ist hingegen klar: In der Krise geht es nicht nur um
Finanzmärkte. Es geht auch um bestimmte Produkte und
Branchen, die für die wirtschaftliche Entwicklung zentral
 waren – vor allem das Automobil. Dieses typisch fordistische
Produkt befindet sich, wie ich glaube, in seiner finalen Krise.
Eigentlich ist es schon lange in der Krise, die aber immer wie-
der hinausgeschoben und kaschiert werden konnte. Heute
hingegen ist klar, dass man den nächsten Aufschwung mit
dem Automobil nicht bewerkstelligen kann. 

Das bedeutet, dass sich das Ende des Fordismus zwar seit
den Siebzigerjahren andeutet, aber erst jetzt, fast 40 Jahre spä-
ter, mit dem Abgesang des Automobils eintritt. Ich glaube,
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elmar altvater Das Entsetzen ist auch auf meiner Seite.
Denn es wäre zynisch, auf Godot zu warten, das heißt, auf das
Ende des Kapitalismus. Wir leben und handeln innerhalb des
Kapitalismus und ergreifen die wenigen Chancen, die sich zur
Verbesserung der Lage, und sei es nur vorübergehend, bieten.
Wir dürfen dabei nur nicht die längerfristige Perspektive aus
dem Auge verlieren, die über den Kapitalismus, wie wir ihn
kennen, hinausweist. 

Die Vertreter eines Green New Deal hingegen wollen den
Kapitalismus bruchlos fortsetzen. Sie würden sich sofort mit
der  Automobilindustrie verbünden, wenn diese den Schad-
stoffausstoß von Fahrzeugen auf 120 Gramm CO2 pro Kilo-
meter reduzierte und bestimmte Verbrauchsnormen ein-
hielte. 

Die Verteidiger des Green New Deal haben ausgesprochen
naive Vorstellungen über das Konfliktpotenzial innerhalb ka-
pitalistischer Gesellschaften. Sie meinen, dass der Green New
Deal sowohl den Kapitalisten, den Banken und dem Staat als
auch den Arbeitern und Angestellten einen Gefallen täte.  Alles
ginge weiter wie bisher, nur dass alles schön grün angestrichen
wäre. Es ist eine ziemlich naive Vorstellung, dass in einer Klas-
sengesellschaft alle nur gewinnen können.
raul zelik Aber auch ohne Automobilindustrie wäre Kapi-
talismus noch Kapitalismus. Und auch wenn der Staat, so wie
Sie es vorschlagen, eine Konversion in Richtung anderer In-
dus trien vorantriebe, käme es zu heftigen Konflikten. Zu
Klassenkämpfen – damit meine ich in erster Linie den Kampf,
der von besitzenden, ihre Macht verteidigenden Gruppen ge-
führt wird; der US-Milliardär Warren Buffet hat das in dem
schönen Satz zusammengefasst: »Es herrscht Klassenkampf,
und meine Klasse gewinnt« –, aber wahrscheinlich auch zu
 erbitterten Protesten der Automobilarbeiter selbst.
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sofern wichtig, als sie zeigt, dass die Verselbstständigung des
Finanzsektors zu einer krisenhaften Auseinanderentwicklung
von monetären Renditeerwartungen und realen Einkom-
mensflüssen führt. Die Lehre daraus wäre, dass man eine sol-
che Auseinanderentwicklung aufseiten des  Finanz sektors in
Zukunft durch Regulation unterbindet. In dieser Frage gibt es
ja sogar bei der offiziellen Politik mittlerweile  gewisse Ein-
sichten. Die zweite Erkenntnis wäre, dass ein von  Auto mobil -
produktion und -exporten so abhängiges Land wie Deutsch-
 land sich fragen müsste, wie und mit welchen Branchen man
die Realwirtschaft wieder in Gang setzen will. Das Automobil
hat keine Zukunft mehr. In spätestens zehn Jahren wird uns
peak oil einholen. Im Moment mag der Ölpreis noch niedrig
sein, aber das wird nicht lange so bleiben. 

Es stellt sich also die Frage, in welche Richtung sich die
Ökonomie entwickeln soll. Wir haben aufgrund der Krise
großen Staatseinfluss im Finanzsektor, bis hin zur Teilver-
staatlichung von Banken. Nun könnte man sagen, soll doch
dieser Staat, anstatt der mikroökonomischen Vernunft der
einzelnen Banken zu gehorchen – indem er zwar Kapital be-
reitstellt, sich aber beim Management zurückhält –, lieber der
makroökonomischen Rationalität folgen und die Banken für
Konversionspolitik einsetzen – eine Konversion, die den öko-
logischen Herausforderungen Rechnung trägt und solche
 Arbeitsplätze schafft, die eine Befreiung von der Arbeit, mehr
arbeitsfreie Zeit und soziale Sicherheit ermöglichen.
raul zelik Ich bin entsetzt. Sie wollen den Kapitalismus
heilen, ihm aus der Krise helfen. Ist das der Green New Deal,
der das bestehen de System ökologisch reformieren soll? Eine
Politik der Staatsintervention, wie sie in den USA unter  Roose -
velt in den Dreißigerjahren umgesetzt wurde – diesmal aller-
dings unter grünen Vorzeichen?
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Eigentlich hätte man das vorhersehen können: Während
des Blockkonflikts war dem Staat ein sozialer Kompromiss
eingeschrieben. Der Westen wollte seine soziale Integrations-
kraft unter Beweis stellen; die Staatsintervention wirkte al so
eher ausgleichend. Heute hingegen haben wir es mit einem
Staat zu tun, der viel stärker den Interessen von Eliten dient.
elmar altvater Ich würde sagen, dass im Zusammenhang
des Green New Deal und des modernen Keynesianismus eine
Art Mummenschanz stattfindet. Das heißt, man verkleidet
sich in Kostümen aus einer anderen Zeit, verfolgt dabei jedoch
etwas ganz anderes. Das, was heute als Green New Deal in der
Diskussion ist, hat mit dem New Deal Franklin Roosevelts aus
den Dreißigerjahren und der damals geführten Debatte wenig
zu tun.

Im klassischen Keynesianismus ging es darum, Arbeits-
plätze zu schaffen, um im Systemwettbewerb mit der Sowjet-
union bestehen zu können, die 1928 mit dem System der
 Wirtschafts planung begonnen hatte. Die sowjetische Plan-
wirt schaft war ja zunächst sehr erfolgreich – wir haben bereits
darüber gesprochen. Während der Kapitalismus in einer glo-
balen Krise steckte, erzielte die Sowjetunion hohe Wachs-
tumsraten und litt unter Arbeitskräftemangel. Vor diesem
Hintergrund zielte der Keynesianismus darauf ab, den Kapi-
talismus wieder attraktiv zu machen. Das Motto hieß: Wenn
eine Million Menschen arbeitslos sind und systemdestabili-
sierend wirken, dann muss ich dafür Sorge tragen, eine Mil-
lion Arbeitsplätze zu schaffen. Keynes’ Ziel war ganz explizit
die Rettung des Kapitalismus.

Man könnte sagen, dass auch diejenigen, die sich heute das
keynesianische Kostüm anziehen, von dieser Sorge bewegt
sind: Sie wollen den Kapitalismus retten. Dabei geht es diesen
Neo-Keynesianern vor allem um die Bewältigung der nicht zu
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elmar altvater Ja, zweifellos. Wir haben das Beispiel des
Kohlebergbaus, dessen Verschwinden in mehreren »Krämp-
fen« verlief. Die Bergarbeiter wehrten sich gegen die Berg-
werksschließungen. Der Grund ist klar: Niemand will seinen
Job verlieren. Zum einen, weil es keine anderen Jobs gibt – in
der gegenwärtigen Krise noch weniger als beim Umbau des
Kohlebergbaus, der in Deutschland in den Sechzigerjahren
einsetzte, in Großbritannien dann auf so traumatische Weise
in den Achtzigern unter Margaret Thatcher erfolgte. Zum an-
deren, weil die Menschen gebrauchswertmäßig an ihrer Ar-
beit und ihrem Beruf festhalten, zu dem sie ja auch ein wenig
›be rufen‹ sind. 

Das flexible Individuum ist eine große Illusion. Menschen
haben Bindungen zu ihrem Umfeld, ihrer Tätigkeit, ihren
Kollegen, ihren Freunden. Und das drückt sich in solchen
Konflikten aus. Die Menschen wollen nicht herumgeschubst
werden, nicht so flexibel sein, wie es heute ständig an sie  he -
rangetragen und von ihnen gefordert wird.
raul zelik Der Keynesianismus, der heute in aller Munde
ist, war bis vor einem Jahr eher ein Steckenpferd der Linken.
In Deutschland redete außer den Gewerkschaften niemand
ernsthaft von staatlichen Konjunkturprogrammen. Mittler-
weile hingegen ist der neokeynesianische Diskurs in der Mitte
der Gesellschaft angekommen und entpuppt sich – so meine
These – als  oli garchisches Machtinstrument. Gewinne werden
privatisiert, Verluste verstaatlicht. Die Allgemeinheit finan-
ziert das Überleben von Banken, großen Kapitalvermögen
und fragwürdigen Industriebranchen wie der Automobil -
industrie. Die Staatsintervention dient also faktisch dazu,
 bestehende Verteilungs- und Produktionsverhältnisse – und
damit auch Zwangsbeziehungen zwischen Menschen – auf-
rechtzuerhalten und weiter zu verschärfen. 
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 teilweise »enteignet«, die über kleinere oder kein Vermögen
verfügen. 

Wenn der Staat nun für entwertete Ansprüche von Kapi-
talbesitzern einspringt, heißt das auch, dass die spekulative,
blasenartige Erweiterung des Finanzvermögens nicht mehr
korrigiert werden kann. Die verschobenen Leistungsansprü-
che werden von der Allgemeinheit finanziert.
elmar altvater Ich sehe das ähnlich. Es gab keine Not-
wendigkeit, die großen  Privatbanken zu retten. Man hat da-
mit argumentiert, dass Banken sy s   temwichtig sind und sys -
tem  wichtige Einrichtungen gerettet werden müssen. Man
muss, wenn so argumentiert wird, immer nach dem mit gro-
ßen Finanzspritzen zu schützenden System fragen. Mit wel-
cher Begründung werden mehr als 100 Milliarden Euro in die
Hypo Real Estate gepumpt? Angeblich, weil bei einer  In -
solvenz der HRE Lebensversicherungen, Altersrenten etc.
von Millionen Bürgern bedroht wären. Das dürfte stimmen.
Doch muss hinzugefügt werden, dass dieses System erst
durch die  Priva ti sie rungswut in der Gesundheits- und Alters -
vorsorge der  vergangenen Jahre geschaffen wurde. Weswegen
rettet die Obama- Regierung mit Hunderten von Milliarden
Dollar das Versicherungs monstrum American International
Group (AIG)? Wenn AIG pleiteginge, würden vermutlich ei-
nige Billionen US-Dollar Credit Default Swaps, also Versiche-
rungen, mit denen sich Kreditgeber gegen die Pleite ihrer
Schuldner versichert haben, den Bach runtergehen. Diese
 systemisch wichtigen Funktionen erlangen manche Banken
erstens  wegen ihrer schieren Größe. Man sollte sie also in klei-
nere Einheiten zerlegen. Zweitens wegen der Finanz inno va -
tionen der vergangenen Jahrzehnte und wegen der Priva -
tisie rungen, durch die die Banken ins Zentrum des System
rücken konnten. 
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leugnenden ökologischen Herausforderungen. Die Bedro-
hung heute ist nicht mehr die relative Attraktivität einer So-
wjetunion für arbeitslose Massen – nach dem Motto: jenseits
der sieben Berge, im Schneewittchenland, da ist jemand schö-
ner als du und bietet Arbeitsplätze –, sondern die ökologische
Gefahr. Für Keynes spielte die Ökologie keinerlei Rolle, doch
heute scheint der Kapitalismus existenziell in Frage gestellt zu
sein – und zwar durch die ökologische Zerstörung, die der
 Kapitalismus verursacht und die ihm die Grundlage zu ent-
ziehen droht.
raul zelik Sprechen wir konkreter über das aktuelle Kri-
senmanagement. Mit den Rettungspaketen hat man im
 großen Stil Spekulationsverluste verstaatlicht. Wäre es – aus
einer volkswirtschaftlichen Logik – nicht rationaler gewesen,
man hätte die Banken pleitegehen lassen? Es wird immer da-
mit argumentiert, der Geldkreislauf wäre dann kollabiert.
Aber man hätte auch gezielt den öffentlichen und genossen-
schaftlichen Finanz sektor stützen und zum Beispiel kleinere
Geldvermögen bis 100.000 Euro retten können. Die Versor-
gung der »Realwirtschaft«, also von Unternehmen und Be-
trieben, hätte dann über öffentliche Geldinstitute wie die
Sparkassen sichergestellt werden können. Auf diese Weise hät-
ten die Bankeninsolvenzen in erster Linie die großen Vermö-
gen betroffen. Und das wäre auch richtig gewesen. Denn der
Finanzsektor hat in den vergangenen 30 Jahren den Reichtum
der Gesellschaft radikal umgeschichtet. Das globale private
 Finanzvermögen nahm zwischen 1980 und 2007 von zwölf
auf 196 Billionen US-Dollar zu. Das Weltsozialprodukt wuchs
in der glei chen Zeit von zehn auf 55 Billionen US-Dollar.
 Unser konkretes Leben findet nun aber nicht in Geldwerten,
 sondern in realen Gütern und Dienstleistungen statt. Das
 rasante Wachstum der Finanzvermögen hat also diejenigen
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zustande, dass man Finanzprodukte neu erfand. Die in diesen
Finanz produkten ausgedrückten, verbrieften Reichtümer wa-
ren jedoch nicht real, wurden nicht zusätzlich produziert. Es
handelte sich um Luftnummern – was schließlich in der Krise
manifest wurde.

Wenn nun Banken und solche Geschäftsmodelle gerettet
werden, dann hat das mit »systemischer Notwendigkeit« we-
nig zu tun. Es dient vor allem den Interessen einer spezifischen
Klasse von Finanzhasardeuren, die zur produktiven Ökono-
mie keinen wirklichen Bezug mehr haben. Menschen, die von
ihren Arbeitseinkommen leben müssen, sind für diese Leute
verächtliche Gestalten. Und auf diese Haltung spielt auch der
sehr vereinfachende Begriff der »Gier« an, der in diesem Sin -
ne– wie ich meine – dann doch eine gewisse Berechtigung hat.
Falsch ist nur eben die Annahme, dass dieses Phänomen mit
der Psyche einzelner Menschen zu tun hat oder auf man-
gelnde Moral zurückzuführen ist. Die »Gier« ist systemisch
bedingt.
raul zelik Was die Rettungspakete für die Banken angeht,
sind wir den marktradikalen Republikanern also näher als
den Demokraten um Obama, die den Staat einsetzen, um die
gro ßen, spekulativ entstandenen Finanzvermögen zu retten.
elmar altvater Es hat sich eine seltsame Verkehrung der
Positionen vollzogen. Im Grunde fordern wir nur das, was die
Neoliberalen selbst  bisher immer als systemnotwendig be-
zeichnet haben: dass nämlich privates Eigentum seine posi -
tiven Funktionen nur dann ausüben kann, wenn die Privat -
eigentümer für das, was aus ihren Handlungen folgt, auch
haften. Der Theorie nach ist Privat eigentum nämlich immer
auch Haftungskapital. Und eben dieses Haftungs kapital ist in
der Bankenrallye der vergangenen Jahrzehnte, als die Finanz-
blase aufgeblasen wurde, verspielt  worden. 
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Die Ökonomie müsste nicht zwangsläufig zusammen -
brechen, wenn einige Banken in die Insolvenz gerieten. Man
müsste in diesem Fall allerdings die Kreditmärkte neu orga-
nisieren und vieles, was privatisiert worden ist, wieder  ver -
gesellschaften oder verstaatlichen. Anstatt Bad Banks und der-
gleichen mehr zu kreieren, hätte man nämlich auch ein
Good-Bank-System schaffen können. Der Staat übernimmt
nicht die sogenannten toxischen Papiere, sondern lässt sie
zum Nullwert bei den Banken, die dann ihr Eigenkapital ein-
setzen müssen. Wenn sie dann pleitezugehen drohen, stattet
der Staat sie mit Kapital aus, übernimmt aber zugleich auch
Managementfunktionen, um die »Realwirtschaft« wirksam
mit Krediten versorgen zu können. Sparkassen und Genos-
sen schaftsbanken könnten sehr gut – so wie Sie gerade gesagt
haben – die sogenannte Realwirtschaft mit Geld versorgen.
Auf diese Weise wären die Maßnahmen überschaubarer ge-
blieben und Begrenzungen leichter zu gewährleisten gewesen. 

Man muss in Erinnerung rufen, dass es auch deshalb zur
 Bankenkrise gekommen ist, weil sich die Bankgeschäfte völlig
 ver selbstständigt haben. Die Regierung Clinton hat das In-
vestment- Banking, das in den USA 1932 während der großen
Weltwirtschaftskrise durch das Glass-Steagall-Gesetz unter-
sagt wurde, in den Neunzigerjahren wieder genehmigt. In
Deutschland war Investment-Banking in diesem Zeitraum
zwar erlaubt, wurde aber, als die Finanzmärkte noch nicht
weitgehend dereguliert und globalisiert waren, im Vergleich
zu den angelsächsischen Systemen wenig betrieben. Die Libe-
ralisierung durch die Clinton-Regierung und die neuen glo-
balen Kommunikationsmöglichkeiten bewirkten dann, dass
das Investment-Banking rasant und losgelöst von realen  Be -
dingungen wachsen konnte. Die hohen  Ren diten des Finanz -
sektors kamen, wir haben es erwähnt, unter anderem dadurch
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auch zu linken Positionen. Und die Linke wiederum hat
größ te Schwierigkeiten, das zu begreifen. Um mit der Situa-
tion klarzukommen, müsste sie den neoliberalen Begriff des
»systemisch Wichtigen« radikal infrage stellen und gleichzei-
tig die Konzepte des staatsgetriebenen Neoliberalismus bzw.
des »privatisierten Keynesianismus« – das ist eine Annähe-
rung von zwei Seiten – grundsätzlich hinterfragen. Denn die
Annäherung ist nur möglich, weil sich zwei Feinde zu einer
vorübergehenden Allianz getroffen haben, um im  gemein -
samen Interesse ihre Geschäftsgrundlage, das kapitalis tische
Sys tem, zu verteidigen. 

Das alles wäre eher amüsant als tragisch, wenn die Folgen
nicht so dramatisch wären: Auf Dauer wird die Allgemeinheit
die übernommenen Verluste bezahlen müssen. Und das wird
entweder geschehen, indem die allgemeinen Staatsleistun-
gen – für Bildung, Gesundheit, Infrastruktur usw. – noch ra-
bia ter beschnitten werden als bisher, oder aber durch eine In-
flation, durch die sich die Staatsschulden entwerten lassen. Im
Moment scheinen die Preise zwar zu stagnieren oder sogar zu
fallen, die »deflationäre Spirale« scheint die reale Bedrohung
zu sein. Aber es ist nicht unwahrscheinlich, dass es schon bald
zu einer starken Geldentwertung kommt.
raul zelik Nach der Finanzkrise wurde von verschiedenen
Seiten der Vorschlag gemacht, man sollte über eine Beschrän-
kung von Geldfunktionen und Geldökonomie nachdenken.
So haben Kirchenkreise das Zinsverbot der Scharia gelobt, an-
dere haben sich an Keynes’ Vorschlag einer transnationalen
Leitwährung erinnert, deren Wert an Gold und andere Edel-
metalle gekoppelt werden könnte. Herumgespukt ist auch 
die 100 Jahre alte Idee Silvio Gesells, Geld solle nur noch als
Tauschmittel fungieren und dafür mit einem Negativzins be-
legt werden. 
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Das Geschäftsmodell dieser Jahre bestand darin, dass man
auf der Grundlage von Eigenkapital jede Menge Fremdkapi-
tal zu niedrigen Zinsen aufnahm, um es im Finanzsektor »ar-
beiten« zu lassen und Renditen zu erzielen. Mit diesen Ren-
diten wurde wiederum das Eigenkapital bedient. Nur solche
Geschäfte machten die extrem hohen Eigenkapitalrenditen
möglich.

In diesen Geschäften wurde das Haftungskapital jedoch
teilweise aufgezehrt. Es nahm im Verhältnis zu den bestehen-
den Verpflichtungen ab, sodass es irgendwann nicht mehr
ausreichte und die Bank eigentlich in Konkurs hätte gehen
müssen. Jeder Neoliberale, der seine Theorie ernst nimmt,
hätte die Großbanken pleitegehen lassen müssen – sowohl in
den USA als auch in Deutschland. Denn ihr Haftungskapital
war in Anbetracht der Verpflichtungen völlig unzureichend. 

Nun werden mit dem Begriff des »systemisch Wichtigen«
von denselben Neoliberalen staatliche Rettungsmaßnahmen
gerechtfertigt. Das Geschäftsmodell einer liberalisierten Fi-
nanzwelt hat dafür gesorgt, dass die Systemvoraussetzungen
selbst zerstört wurden. Das System ist unterminiert. Und des-
halb wird der Staat ins Spiel gebracht. Niemand sonst wäre in
der Lage, die Geschäfte und Vermögen zu retten. Kein priva-
ter Investor könnte oder wollte das Haftungskapital so auf-
stocken, dass diese Banken ihren Verpflichtungen wieder
nachkommen könnten. Denn saftige Renditen sind dabei zu-
nächst nicht zu erzielen. 

Die Neoliberalen – auch die Wirtschaftswissenschaftler,
die von »Freiheit« gesprochen haben und den Staat am  liebs -
ten ganz entsorgt hätten – entdecken nun plötzlich die Schön-
heit politischer Intervention. Da sie unerwartet einen staats-
getriebenen Neoliberalismus erfunden haben, scheint sich
eine gewisse Nähe zum alten Keynesianismus zu ergeben, also
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pitalismus unter anderem dadurch eine Tendenz zur – wie es
der österreichische Wirtschaftshistoriker Karl Polanyi ge-
nannt hat – »Entbettung« von Märkten gibt. Das heißt,
Märkte tendieren dazu, sich aus gesellschaftlichen Zu sam-
men hängen zu lösen. Wenn nun aber die Arbeitsmärkte »ent-
bettet« werden, wenn sich das Geld verselbstständigt, wenn
die Natur dem Markt unterworfen wird, indem Grundstücks -
märkte oder Märkte für Naturprodukte entstehen, dann ge-
hen die Arbeit, das Geld und die Natur als Medien kaputt, in
denen Menschen kommunizieren bzw. leben. Beschränkun-
gen, die dieser »Entbettung« entgegenwirken, sind also un-
umgänglich.

Man muss Folgendes bedenken: Auch wenn es einem nicht
darum geht, den Kapitalismus zu retten, muss eine alternative
Strategie im Existierenden, also im Kapitalismus, ansetzen.
Und da sind Begrenzungen notwendigerweise ein  erster
Schritt. Die Frage lautet dann aber, ob man das so bewerk-
stelligen kann, wie es sich die meisten Geldkritiker vorstellen.
Nämlich, ob man einfach den Zins abschaffen und zinsloses
Geld kreieren kann, das dann nur noch eine Tauschmittel-
funktion ausübt. Keynes hat Silvio Gesells »Schwundgeld«,
das seinen Wert einbüßt, wenn es nicht in einer bestimm ten
Frist in die Zirkulation geworfen wird – das Gesell’sche Geld
setzt sich aus Coupons zusammen, die zu bestimmten Fristen
verfallen und dann nicht mehr verwendet werden können –,
für durchaus attraktiv gehalten. In seiner »Allgemeinen Theo-
rie des Geldes, des Zinses und der Beschäftigung« von 1936

setzt sich Keynes in einem kleinen Kapitel mit Gesell ausein-
ander und hat eigentlich nur positive Worte für ihn übrig,
auch wenn er das Modell nicht ganz akzeptiert. 

Mir hingegen scheint es völlig inkohärent, die Entstehung
des Zinses zu kritisieren, ohne über den Mehrwert ein Wort
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Ich bin gegenüber diesen Debatten sehr misstrauisch. Die
Zinskritik hat immer einen schalen Beigeschmack – wir ha-
ben das schon thematisiert. Sie hat nämlich nur eine be-
stimmte Form des Kapitals vor Augen und macht, zumindest
implizit, einen klar begrenzten Personenkreis für Krisen- und
Ausbeutungsverhältnisse verantwortlich. Andererseits haben
Sie bei  Ihrer Kritik der Chrematistik, also der Wert- und Geld-
ökonomie, ja auch eine Begrenzung der Finanzkreisläufe ge-
fordert. Was also ist falsch, was ist richtig an der Diskussion
um Reformen der Geldökonomie?
elmar altvater Silvio Gesell, den Sie gerade erwähnt ha-
ben, ist als politische Gestalt sicherlich mehr als fragwürdig.
Er entwarf Anfang des 20. Jahrhunderts das Modell eines
»Freigeldes« – eines Geldes mit negativem Zins. Der Wert die-
ses Geldes würde verfallen, wenn man es liegen lässt, also nicht
ausgibt, spart oder aufschatzt. Verbunden hat er das mit Vor-
schlägen einer »Freiwirtschaft« und von »Freiland«, mit dem
das Bodenmonopol gebrochen werden sollte. Das war und ist
immer noch vielen sympathisch. Das große Problem ist je-
doch, dass es von Gesell eine bedenkliche Brücke zum Rassis-
mus gibt. Er hat sich von diesen Maßnahmen ja unter an de-
rem das Entstehen einer »neuen Rasse« erhofft. Bezeichnend
ist auch, dass es in der Bundesrepublik Deutschland in den
Vierziger- und Fünfzigerjahren vor allem ehemalige Gesellia-
ner waren, die die neoliberale »Aktionsgemeinschaft Soziale
Marktwirtschaft« trugen. Die Verbindung der Gesellianer
zum Neoliberalismus war also sehr viel stärker als der Bezug
zu kritischen Ansätzen der Gesellschaftstheorie. Auch das
sollte zu denken geben.

Was nun Ihre Frage angeht: Beschränkungen der Geld-
ökonomie sind sicherlich sinnvoll, weil das nur seiner inne-
ren Logik gehorchende Geld wächst und wächst und es im Ka-
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und vor allem nicht am gleichen Ort wieder auszugeben. Zah-
lungsketten können also reißen, und dies insbesondere, wenn
dabei der Kredit ein Rolle spielt. Im Geld ist also ganz prinzi-
piell die kapitalistische Krisenhaftigkeit angelegt. Ohne Geld
könnte es keine Krisen geben. Aber angesichts der Vielfalt von
Funktionen, die das Geld erfüllt, ist eine geldlose Ökonomie
schwer vorstellbar. Eher vorstellbar ist freilich eine Ökonomie
mit Geld, aber ohne Kapital. 
raul zelik In den vergangenen Monaten wurde in Anleh-
nung an Keynes auch verstärkt über eine »Ankerung« des Gel-
des diskutiert. Man hat eine Reform des Weltwährungssys -
tems vorgeschlagen, die auch eine »Rematerialisierung« des
Geldes beinhalten könnte. John M. Keynes hatte in den Vier-
zigerjahren die Einführung einer transnationalen Leitwäh-
rung vorgeschlagen. Der Preis der Kunstwährung Bancor
sollte an einen Korb von Edelmetallen gekoppelt werden. 

Wenn ich das richtig sehe, würde eine Bindung des Geldes
an Realwerte die Expansions- und damit auch Zerstörungs -
tendenzen der Geldökonomie bremsen. Geldmengen könn-
ten dann nämlich nicht mehr so unkontrolliert und losgelöst
wach sen wie zuletzt. Andererseits gab es im 19. Jahrhundert
heftige Krisen, weil den Realökonomien Geld fehlte. Das lag
unter anderem daran, dass aufgrund der Goldbindung die
Geldmenge nicht einfach erweitert werden konnte. In einer
Krisensituation fehlte somit das Schmiermittel, das für die
Zirkulation von Waren unverzichtbar ist. Nicht zuletzt aus
diesem Grund wurde die Edelmetallbindung von Währungen
gelo ckert und später ganz aufgegeben. Die Golddeckung ver-
knapp te das Geld nämlich gerade in Liquiditätskrisen auf
 unnötige Weise.
elmar altvater Ja, richtig. Das Goldgeld zeichnet sich da-
durch aus, dass es an ein Material gebunden ist. Geld jedoch
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zu verlieren, ja, ohne den Zusammenhang von Geldsphäre
und Produktionssphäre auch nur zu thematisieren. Die
Grundfrage lautet, wie das Geld letztlich zustande kommt.
Entsteht es, weil Zinsen gezahlt werden, oder dadurch, dass
Waren getauscht werden, diese Waren zuvor durch Arbeit pro-
duziert wurden und diese Arbeit in einer kapitalistischen Ge-
sellschaft als Lohnarbeit geleistet wird? Muss ich nicht das ge-
samte soziale Verhältnis der Gesellschaft in meine strategische
und wissenschaftliche Konzeption von Geld, Kredit und Zins
einbeziehen? Geld ist ja auch eine Ware, die gegen einen Preis,
den Zins nämlich, veräußert wird. Kann ich den Zins ab-
schaffen, ohne das Geld als Ware – und mit dem Geld als Ware
den Warencharakter generell – abzuschaffen? Die hier nur in
Frageform angedeuteten Zusammenhänge werden von den
Zinskritikern bis heute nicht aufgearbeitet. Und ich denke, das
liegt daran, dass sie eine falsche Vorstellung vom Geld haben.
raul zelik Und was wäre dann – in wenigen Worten – die
richtige Vorstellung vom Geld?
elmar altvater Wenn man vom Geld redet, muss man zu-
nächst von der Form des Geldes ausgehen. Sie ergibt sich aus
der Wertform aller Arbeitsprodukte. Die Form ist für den ver-
kehrten Schein verantwortlich; als ob Geld vom Staat oder an-
deren Institutionen in die Zirkulation geworfen würde. Nein,
es steckt bereits in jeder Ware, wenn diese als Äquivalent für
andere Waren dient. Erst wenn die Form des Geldes erkannt
ist, kann man dessen Funktionen näher bestimmen. Es dient
ja als Maß der Werte, als Zirkulationsmittel, als Schatz oder
Wertaufbewahrungsmittel und als Zahlungsmittel, als Kredit.
Es muss auch die Rolle des Weltgeldes berücksichtigt werden.
Zeit und Raum sind also wichtig, denn alle Zirkulationsakte
des Geldes können nach Zeit und Ort auseinanderfallen. Ich
brauche das Geld, das ich eingenommen habe, nicht sogleich
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 einen Widerspruch dar, die Akkumulation und die Geldver-
sorgung dieser Akkumulation an ein Material zu binden, das
selbst begrenzt ist. 

Das ist das wichtigste Argument gegen alle Versuche, die
Goldwährung wieder einzuführen – wie es zum Beispiel der
französische Präsident Charles de Gaulle unter Einfluss von
Wirtschaftstheoretikern wie Jacques Rueff in den Sechziger-
jahren noch einmal versuchte. Diese Leute haben nicht ver-
standen, dass eine tenden ziell unbegrenzte Akkumulation
durch eine Bindung an ein begrenztes Material behindert
wird. 

Es muss also darum gehen, die Form des Geldes so zu or-
ganisieren, dass es den Herausforderungen der kapitalisti-
schen Akku mulationsdynamik gerecht wird. Das Papiergeld
erlaubt eine Entgrenzung. Aber um das Papiergeld knapp zu
halten, wie es das Gold von seiner Natur aus ist, muss das
 Papiergeld – wie erwähnt – künstlich von einer Institution
knapp gehalten werden. In der Zeit der Goldwährungen gab
es keine Zentralbanken. Papierwährungen hingegen können
nur in Verbindung mit Zentralbanken funktionieren, die eine
Geld- und Zinspolitik betreiben und dafür sorgen, dass das
Geld »wertvoll« bleibt, obwohl die Papierzettel oder die Bits
und Bytes selbst keinen Wert haben. 

Aus diesem Grund ist es auch so problematisch, wenn der
Finanzsektor jetzt in der Krise mit Geld geflutet wird. Die gro-
ßen Rettungspakete unterminieren nämlich das Geld. Die
Zentralbanken werden letztlich keine Möglichkeit mehr ha-
ben, den Geldwert zu verteidigen. Dieses Phänomen wird uns
in den  nächs ten Jahren begleiten. Im Moment scheint noch
eine deflationäre Situation zu herrschen, aber das wird sich
nach meinem Dafürhalten in den nächsten Monaten oder
spätestens Jahren umdrehen. Die Vergrößerung der Geld-
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ist letztlich eine flüchtige Form des Wirtschaftens und Zu-
sammenlebens. Entscheidend am Geld ist die Form, nicht das
Material. Ich habe in meinen Ökonomiekursen immer wieder
festgestellt, wie ungeheuer schwer es den meisten Menschen
fällt, das zu begreifen. 

Was das Material des Geldes angeht, ist eigentlich nur eine
Frage relevant: nämlich, welches Material funktional ist, um
die Ansprüche zu erfüllen, die von der Form des Geldes her-
rühren. Das heißt, es muss selbst irgendwie wertvoll sein, also
einen intrinsischen Wert besitzen. Es muss teilbar, leicht und
vor allem auch knapp sein – was sich mit dem Aspekt deckt,
dass es selbst Wert haben muss. Diese Eigenschaften haben am
ehesten das Gold oder andere Edelmetalle. In manchen Kul-
turen können aber auch Muscheln solche Funktionen aus-
üben.

Im Kapitalismus ist eine durchgängige Tendenz der »De-
materialisierung« wirksam, also auch der Lösung des Geldes
von seiner metallisch-natürlichen Begrenztheit. Die mittel -
alterlichen Alchimisten wollten das natürlich begrenzte Gold
künstlich herstellen. Goethe war es, der erkannte, dass der Er-
satz des Goldes durch Papier eine viel intelligentere Verwirkli-
chung des alten Alchimistentraums ist, Geldreichtum aus dem
Nichts zu erzeugen. Doch die nun prinzipiell mögliche unbe-
grenzte Geldvermehrung ist gefährlich, da ja das Papiergeld ei-
nen Anspruch auf den real produzierten Reichtum darstellt –
und dieser bleibt begrenzt. Daher muss das Geld künstlich, in-
stitutionell, durch eine Zentralbank knapp gehalten werden.
Wir sind also wieder bei der Frage der Knappheit gelandet.

Was nun das Verschwinden des Goldgeldes angeht, so
muss man Folgendes sehen: Wie jedes Metall auf Erden steht
auch das Gold nur begrenzt zur Verfügung. Die kapitalistische
Akkumulation hingegen ist unbegrenzt. Insofern stellt es

die krise(n) und ihr management 78



sen. Denn die Schuldverschreibungen wurden gebündelt und
gehandelt, die Einnahmen daraus erneut als Kredit verliehen.

Man kann also feststellen, dass beides die Bildung von fik-
ti vem Kapital anheizt: Hohe Zinsen führen dazu, dass Geld
auf Finanzmärkte abwandert und dass Realökonomie und Ar-
beit unter Druck geraten. Niedrige Zinsen hingegen haben
den Hypothekenboom ausgelöst, der das Entstehen von Fi-
nanzblasen ermöglichte.
elmar altvater Ich denke nicht, dass die Zinsen zu nied-
rig waren. Diese Aussage stimmt nur, wenn man ausschließ-
lich die nominalen Zinsen betrachtet. Nach dem 11. Septem-
ber 2001 verfolgte der Chef der Fede ral Reserve, also der
US-Zentralbank, Alan Greenspan, eine Niedrigzinspolitik,
um den Schock der Anschläge aufzufangen und die Konjunk-
tur in Gang zu halten. Damals ist er für seine »weitsichtige«
Politik in den höchsten Tönen gelobt worden. Heute hinge-
gen kritisiert man ihn, weil die niedrigen Zinsen zur Bildung
von Spekulationsblasen geführt hätten. Zumindest in globa-
lem Maßstab waren die Zinsen allerdings alles andere als nied-
rig. Man darf nämlich nicht nur die Nominalzinsen betrach-
ten, sondern muss auch länder- und branchenspezifische
Risikoaufschläge berücksichtigen, die manchmal Hunderte
von Basispunkten, also mehrere Prozent, ausmachen. Ich
habe das einmal für lateinamerikanische Länder ausgerech-
net. In Brasilien etwa lagen die Realzinsen seit Amtsantritt der
Regierung Lula 2002 trotz der Niedrigzinspolitik der USA bei
elf bis 13 Prozent. Diese Zinsen müssen erbracht werden, und
das zieht – wie Sie richtig festgestellt haben – enorme soziale
Kosten nach sich. 

Insofern haben wir es mit einer widersprüchlichen Situa-
tion zu tun. Der Zins war stark gespreizt. Außerdem muss
man das Zinsniveau auch immer im Verhältnis zur Infla -
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menge wird das Geld massiv entwerten. Im Augenblick
kommt die inflationäre Tendenz nur deshalb nicht zur
 Geltung, weil der Druck auf die Einkommen die Nachfrage
senkt.

Es kommt also darauf an, die folgende doppelte Bewegung
zu erkennen: Das Geld entwickelt sich zum einen weg vom
Material hin zu einer immateriellen Existenz: vom Gold zum
Papier, vom Papiergeld zu irgendwelchen Buchforderungen
und von da schließlich zum digitalen Geld, das nur noch als
Bits und Bytes existiert. Auf der anderen Seite muss jedoch
 ins titutionell gewährleist werden, dass dieses Geld, das keinen
intrinsischen Wert mehr besitzt, knapp bleibt. Das ist die
große Aufgabe, vor der die Zentralbanken stehen und an der
sie teilweise auch scheitern.
raul zelik Mitleid mit Zentralbankern ist sicherlich unan-
gebracht – aber diese Aufgabe gleicht der Quadratur des Krei-
ses. Ich erinnere mich, dass Sie in den vergangenen Jahren
mehrfach betonten, die Zinsen seien zu hoch. Hohe Zinsen
treiben nämlich die Renditeerwartungen nach oben und
drücken somit auf die Löhne. Finanzmarktzinsen müssen real
erwirtschaftet werden, und Unternehmen können entspre-
chend hohe Gewinne nur einfahren, wenn sie rationalisieren
oder den Lohnanteil reduzieren. Außerdem zahlen die weni-
ger kreditwürdigen Länder enorme Zinsaufschläge und brin-
gen diese, wie man in Latein amerika seit Jahrzehnten beob-
achten kann, meist dadurch auf, dass sie Sozialausgaben
kürzen und damit das Armutsproblem weiter verschärfen. Es
gibt also gewichtige Argumen te gegen hohe Zinsen.

Nun scheint es allerdings gleichzeitig so gewesen zu sein,
dass die Zinsen in den USA zu niedrig waren. Das Geld war
so billig, dass man sich problemlos verschulden konnte. Diese
massenhafte Verschuldung ließ die Spekulationsblase wach-
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jeden Kreditnehmer, denn sie verdienen an den Kreditzinsen.
Um gut im Geschäft zu sein, schauten sie nicht so genau hin.
In anderen Ländern wäre das in dieser Form nicht möglich
gewesen, weil es Vorschriften über Mindestgarantien gibt. Die
Liberalisierung der US-Finanzmärkte erlaubte es den Banken
dort jedoch, nach Gutdünken Kredite zu vergeben. 

Die Kosten solcher Geschäfte sind vor allem auch soziale:
Mit dieser Art von Kreditvergabe hat man Millionen von
Menschen ins Messer laufen lassen. Man warf ihnen Kredite
hinterher, ermunterte sie zur Überschuldung und setzte sie
dann, als sie den Schuldendienst nicht mehr leisten konnten,
auf die Straße. Hunderttausende wohnen heute in Zeltstäd-
ten oder in ihren Autos.
raul zelik Ja, darüber hört man abenteuerliche Berichte.
So haben die Banken drei Millionen säumige Schuldner in
den USA räumen lassen, können die Immobilien nun aber
nicht verkaufen, weil es keine Nachfrage gibt. Das heißt: Die
Häuser verfallen, denn unbewohnte Objekte werden nicht ge-
pflegt; gleichzeitig übernachten die ehemaligen Bewohner
provisorisch in Zelten und Wohnwägen. Ineffizienter geht es
eigentlich kaum: Die Güter sind da, aber man darf sie nicht
benutzen. Am Ende wird man – wie heute schon in Ost-
deutsch land – die Häuser vielleicht sogar abreißen, damit sich
die Preise auf dem Wohnungsmarkt erholen.
elmar altvater Zur kreditfinanzierten Immobilie kom-
men die Konsumentenschulden. Millionen von Menschen
 haben ihr Leben mit Kreditkarten finanziert, die ihnen regel-
recht hinterhergeworfen wurden, und haben über ihre Ver-
hältnisse konsumiert. Die Kredite wurden von den Banken
verbrieft, insbesondere mit Hilfe der großen Immobilien -
finanzierer Fanny Mae und Freddy Mac, die die so generier-
ten Papiere in aller Welt als sichere Anlagen verkauften. Viele
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tions rate sehen, und diese war ja seit den Achtzigerjahren auf-
grund der restrik tiven Geldpolitik eher niedrig. Wenn die In-
flation gering ist,  können die Realzinsen selbst bei niedrigen
Nominalwerten beträchtlich sein. Und drittens schließlich
war das Wachstum des Bruttoinlandsprodukts in den vergan-
genen Jahren niedrig und lag im Schnitt unterhalb der Real-
zinsen. Es bestand also trotz relativ niedriger Nominalzinsen
ein Anreiz, auf den Finanzmärkten zu spekulieren. Ganz ein-
fach deshalb, weil in der realen Ökonomie weniger zu holen
war. 
raul zelik Trotzdem waren die Zinsen in den USA so nied-
rig, dass Banken Geld aufgenommen haben, um damit im Fi-
nanzsektor zu spekulieren.
elmar altvater Ja, die Finanzmarktakteure haben sich
hoch verschuldet, das aufgenommene Kapital »arbeiten« las-
sen und konnten so die Eigenkapitalrendite steigern. Diese
Überschuldung wurde vielen Banken nun zum Verhängnis. 

Die niedrigen Zinsen haben aber auch die privaten Haus-
halte dazu veranlasst, sich zu verschulden. Das war ja der Aus-
löser der Subprime-Krise: Man konnte problemlos und zu
niedrigen Zinsen Hypothekenkredite aufnehmen und sich ein
Haus kaufen. 
raul zelik Auf dem US-Hypothekenmarkt wurden Risiken
praktisch gar nicht mehr kalkuliert. Vor der Subprime-Krise
konnte man weitgehend ohne Eigen-, sprich: Haftungskapi-
tal Kredit für einen Häuserkauf bekommen. Der Marktpreis
der Häuser galt den Banken als Sicherheit. Solange die Im-
mobilienpreise stiegen, war das für alle Beteiligten risikolos.
Als dann jedoch viele Häuser gleichzeitig zum Verkauf ange-
boten wurden, waren die Sicherheiten schlagartig entwertet.
elmar altvater Hier war wieder der so häufig gelobte Me-
chanismus der Konkurrenz am Werk. Die Banken buhlten um
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die Reserve bei der Zentralbank für den Fall hinterlegt, dass
ein Schuldner nicht zahlen kann. Vorgeschrieben ist zudem
eine Eigenkapitalquote von acht Prozent – jedenfalls nach
dem Baseler Abkommen. Grob überschlagen müssen Banken
als Sicher heit also nur weniger als ein Zehntel dessen zurück-
halten, was sie insgesamt ausleihen. Normalerweise gibt es
 zudem die Möglichkeit, dass eine Bank, die in Schwierigkeit
gerät, sich bei anderen Banken refinanzieren, also Gelder aus-
leihen kann. Das funktioniert aber nur, solange es nicht zu
 einem allgemeinen Run auf die Banken kommt. 

Die Schuldner müssen immer kalkulieren, ob sie aus künf-
tigen Einkommensflüssen die Schulden tatsächlich bedienen
können. Die Bedienung eines Kredits kann vom Einkommen
unabhängig sein, wie das bei Hypothekenkrediten meistens
der Fall ist, oder sich aus Investitionen speisen, die mit dem
Kredit erzeugt werden. Hier kommt nun Unsicherheit ins
Spiel: Ich weiß nicht, ob mein Einkommen ausreichen wird,
um die Schulden zu bedie nen. Man kann beispielsweise sei-
nen Job verlieren, und wenn man erst einmal mit den Zins-
zahlungen in Rückstand gerät, nehmen die Schuldbeträge
aufgrund hoher Überziehungszinsen rasant zu. Das kann
Schuldner in die Insolvenz treiben.

Diese Unsicherheit betrifft auch die Unternehmen. Sie
wissen nicht, ob sich mit den Investitionen Erträge oberhalb
der Zinszahlungen erzielen lassen. Es kann eine Zinserhöhung
geben, die Erträge können niedriger ausfallen als geplant.

Keynes hat diesen Aspekt in das Gehirn der Ökonomen zu
hämmern versucht: Die Zukunft ist unsicher. Wenn wir über
Kapitalismus reden, reden wir über Geld; wenn wir über Geld
sprechen, sprechen wir über Zukunft, und Zukunft impliziert
Un sicherheit. Das heißt, es geht darum, Risiken einzukalku-
lieren. Das ist das Grundproblem jeder kapitalistischen Geld-
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deutsche Landesbanken, die Hypo Real Estate usw. haben sie
ins Portefeuille genommen und versucht, an der globalen Bo-
nanza teilzuhaben. Das Ergebnis ist bekannt: die Pleite, deren
Kosten die Steuerzahler wohl werden schultern müssen. 

Auch China hat diese Papiere gekauft, und zwar mit den
Deviseneinnahmen aus den Exportgeschäften mit den USA.
China exportierte also in die USA, indem es die USA und
letztlich die US-Haushalte kreditierte. Ein armes Land gab
dem reichsten Land der Erde Entwicklungshilfe! So absurd
kann Kapitalismus sein. Doch es hat sich gezeigt, dass das auf
Dauer nicht geht. Nun haben die Chinesen Forderungen in
der Größenordnung von fast zwei Billionen US-Dollar und
wissen nicht, ob sie diese jemals einlösen können. Wir sehen
hier, wie sehr in der Finanzkrise geopolitische Konflikte glim-
men, aus denen ein offenes Feuer werden kann. 

Die Subprime-Blase ist schließlich geplatzt, als viele Men-
schen gleichzeitig nicht mehr in der Lage waren, ihre Schul-
den zu bezah len, und deshalb versuchten, ihre Häuser zu ver-
kaufen. Die Immobilienpreise brachen schlagartig ein, und
damit waren auch die Sicherheiten futsch. Das führte zur
Krise der Immobilien finanzierer und zur Quasiverstaat -
lichung von Fannie Mae und Feddy Mac – übrigens auf Druck
der chinesischen Regierung, die sich zu Recht Sorgen über die
Sicherheit ihrer Dollardevisen macht. 
raul zelik Laut Theorie muss die Geldschöpfung durch
Kredite an reale Sicherheiten gebunden sein. Doch faktisch
haben die Banken auf solche Sicherheiten verzichtet, weil sie
nur am Immo bilien boom teilhaben konnten, wenn sie auch
massiv Kredite vergaben.
elmar altvater Banken schaffen Geld, wenn sie Kredite
vergeben. Sie müssen dabei aber über eine Kapitalmindest-
deckung, also eine Mindest reserve, verfügen. Früher wurde
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sich fast risikolos verschulden. Im Ernstfall bezahlt sie ihre
Schulden mit Papiergeld. Das geht allerdings nur, solange die
Hegemonialstellung – die politisch, ökonomisch, kulturell,
aber eben auch militärisch begründet ist – nicht infrage ge-
stellt wird. 

Und schließlich scheint auch die aktuelle Finanzkrise in-
direkt mit Krieg zu tun zu haben. Die Niedrigzinspolitik der
US-Zentralbank ist auch vor dem Hintergrund der Irakbeset-
zung zu sehen, die kostspieliger wurde als erwartet. Wir kön-
nen also festhalten, dass die »freien« Finanzmärkte mit Krieg
und Militärmacht untrennbar verknüpft sind.
elmar altvater Sie haben leider vollkommen recht. Dieser
Zusammenhang bleibt fast immer unterbelichtet. Was das  Sys-
tem von Bretton Woods angeht, so ist diese Verbindung noch
allgemein anerkannt. Das Weltwährungssystem entstand am
Ende des Zweiten Weltkriegs und beruhte auf den Erfahrun-
gen, die man während der Großen Depression ab 1929 und bei
den Abwertungswettläufen zwischen den Währungen in den
Dreißigerjahren gemacht hatte. Der Aufstieg des Dollar zur
Weltleitwährung war ein Ergebnis des Krieges und der dabei
sichtbar gewordenen Vormachtstellung der USA. 

Dass der US-Dollar seine beherrschende Rolle in den
Sieb zigerjahren teilweise einbüßte, hatte nicht nur mit den
Krie gen der USA zu tun, sondern auch mit dem Aufstieg
neuer Konkurrenten, zunächst in Westeuropa und dann in
 Japan. Doch Vietnam spielte insofern eine wichtige Rolle, weil
der Indochinakrieg bereits in den Sechzigerjahren seinen Bei-
trag zur Inflation in den USA geleistet hatte. Aufgrund der
 festen Wechselkurse konnte sich der Geldwertverlust in den
USA nicht als äußerer Wertverlust des Dollar ausdrücken. Das
Weltwährungssystem von Bretton Woods war ja durch feste
Wechselkurse charakterisiert. Der interne Wertverlust des
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ökonomie: Die Zukunft bringt möglicherweise nicht das, was
man sich erhofft hat. Und daran kann man scheitern. In die-
sem Zusammenhang kommen dann neue Geschäftsideen auf,
die die Versicherung des möglichen Kreditausfalls zum Ziel
haben. Gerade im Verlauf der Blase – vor deren Platzen – sind
solche Kreditausfallversicherungen, Credit Default Swaps,
massenhaft gehandelt worden. Das war das große Geschäft
der American International Group, der, wie sie genannt
wurde, »gefährlichsten Bank der Welt«. Denn auch ein Versi-
cherungsbrief ist ein Wertpapier, und damit wurde ein um-
fangreicher, möglicherweise zig Billionen US-Dollar umfas-
sender Handel getrieben. Das konnte nicht gutgehen. Auch
AIG ist inzwischen unter den Fittichen des Staates.
raul zelik Ich würde gern noch auf einen anderen Aspekt
zu sprechen kommen. Ich denke, Finanzsysteme werden nicht
nur, wie zuletzt häufig kritisiert wurde, von Konkurrenz -
dynamiken und der unberechenbaren Massenpsychologie auf
Märkten beherrscht. Sie sind auch eng mit militärischer
Macht und Krieg verschränkt. 

Bretton Woods, das 1944 installierte Weltwährungssys tem,
war Ergebnis des Zweiten Weltkrieges und der sich daraus er-
gebenden Vormachtstellung der USA. Dieses  System zerfiel
1971, weil die USA den Vietnamkrieg finanzieren mussten und
in diesem Zusammenhang die Golddeckung aufgaben. Als der
Dollar nicht länger an Edelmetallreserven gebunden war,
konnten die USA nämlich ihre Geldmenge schnell erweitern.
Auf diese Weise wälzten die USA die Kosten des Vietnam-
krieges teilweise nach außen ab. Denn Waren aus dem Aus-
land konnten weiterhin in der Leitwährung Dollar bezahlt
werden, die die US-Zentralbank selbst ausgeben kann. Etwas
Ähnliches trifft auch auf die US-Staatsanleihen, also die Aus-
landsschulden der USA, zu: Eine Leitwährungsnation kann
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Gold. Zwischen 1935 und 1971 galt das Verhältnis 35 US-Dol-
lar pro Feinunze Gold. Dieses Verhältnis war jedoch schon vor
1971 unterminiert worden: Aufgrund der Inflationstendenzen
in den Sechzigerjahren entstand ein paralleler Goldmarkt, der
sich weit von diesen 35 US-Dollar entfernte. Die Tatsache, dass
es zwei Goldpreise gab, setzte natürlich Spekulationsbewe-
gungen in Gang, an denen sich übrigens auch honorige Zen-
tralbanken beteiligten. 

Vor diesem Hintergrund gab man 1973 das Fixkurssystem
zwischen den Währungen auf. Seitdem schwanken die Wech-
selkurse frei, der Außenwert des US-Dollar kann sich verän-
dern. In der Folge kam es zu einer starken Dollar-Abwertung,
die trotz einer relativen Stärkeperiode unter Präsident Reagan
in den Achtzigerjahren im Prinzip bis heute anhält. 

Das Militär kommt nun an folgender Stelle wieder ins
Spiel: Den USA ist es gelungen, den Dollar trotz Abwertung
als Ölwährung zu etablieren. Der Ölpreis war bis zum Ölpreis -
schock im Oktober 1973 niedrig und das Fixkurssystem von
Bretton Woods intakt, sodass die Frage der Ölwährung keine
entscheidende Rolle spielte. Das änderte sich, weil 1973 nicht
nur die festen Wechselkurse von Bretton Woods verschwan-
den. Im selben Jahr ging auch die Zeit des billigen Öls zu Ende.
Damals kam es zum Ölpreisschock, und die USA reagierten
 da rauf, indem sie ihren Dollar als Ölwährung etablierten. Das
heißt, sie konnten auch bei einem steigenden Ölpreis das
schwarze Gold mit Dollars kaufen, die sie selbst drucken oder
im Computer erzeugen können. Alle anderen hingegen sind
gezwungen, sich Devisen auf den Weltmärkten durch Exporte
zu erwirtschaften, um damit das importierte Öl zu bezahlen. 

Wie ist das den USA gelungen? Vor allem, indem sie mit
Saudi-Arabien einen Deal machten: ›Ihr verkauft das Öl auch
weiterhin gegen Dollar, und wir, die USA mit unserer großen
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Dollar führte also zu Spannungen innerhalb des Wechsel-
kursgefüges und machte schließlich eine Anpassung nötig.
Diese zeichnete sich schon in den Sechzigerjahren ab, als ver-
schiedene Währungen, so etwa auch die D-Mark, gegenüber
dem Dollar aufgewertet wurden. 1969 schuf man die Sonder -
ziehungsrechte, von denen heute wieder die Rede ist. Vor
 allem China sähe sie gern als Grundlage eines neuen Welt-
währungs systems …
raul zelik Als Sonderziehungsrechte (SZR) bezeichnet
man die Möglichkeit von Staaten, Geld beim Internationalen
Währungsfonds zu ziehen. Diese Sonderziehungsrechte sind
nach der Größe der Ökonomien festgelegt und werden an-
hand eines Währungskorbes aus US-Dollar, Euro, japani-
schem Yen und britischem Pfund berechnet. Sie schwanken
naturgemäß weniger stark als eine Einzelwährung, denn die
Stärkung einer Währung wird durch die Schwächung einer
anderen aufgehoben. Ein auf SZR beruhendes Weltfinanz -
system wäre daher erst einmal stabiler und berechenbarer.
 Außerdem wäre es wohl auch »multipolarer«. Denn die Kurs-
schwankungen des US-Dollar werden durch politische Ent-
scheidungen Washing tons beeinflusst, auf die andere Länder
keinen Einfluss haben. Das zumindest ist, wenn ich das rich-
tig verstehe, das Argument der chinesischen Regierung.
elmar altvater Ja, so ist es. Diese Einschätzung und die
chinesische Initiative beruhen auf den Erfahrungen seit dem
Ende des Bretton Woods-Systems. 1971 musste US-Präsident
Nixon die Goldbindung des Dollar aufgeben. Das war ein
wichtiger Schritt, weil im System von Bretton Woods fast alle
Währungen an den US-Dollar gekoppelt waren. Er war das
Gravitationszentrum, der Fixstern, um den alle anderen Wäh-
rungen wie Planeten kreisten. Der Dollar selbst wiederum
kreiste jedoch noch um einen anderen »Stern« – nämlich das
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Schauen wir uns beispielsweise an, wie die chinesische
Wäh rung Ren min bi ins Spiel gebracht wird. Der Aufstieg des
Renminbi zu einer Weltwährung würde nicht nur bedeuten,
dass China diese Währung voll konvertibel machen müsste –
was große soziale Verwerfungen in China selbst nach sich
zöge, weil die Wirtschaft liberalisiert und einem Schock aus-
gesetzt würde. Es würde auch darauf hinauslaufen, dass China
mehr militärische Präsenz in der Welt zeigen müsste. 

Die Konkurrenz zwischen den USA, Europa und Ostasien
droht, das ist zumindest meine Befürchtung, auch eine mili-
tärische Komponente zu bekommen. Hoffentlich liege ich da-
mit falsch. 
raul zelik Dieser Punkt ist eng verschränkt mit einem wei-
teren Aspekt der Krise: dem absehbaren Ende des fossilen
Energiemodells. Die Brennstoffe Öl und Kohle haben bislang
bestimmenden Einfluss auf die globalen Verhältnisse gehabt.
Diese spezifische Verbindung von Ökonomie, Lebens- bzw.
Konsummodell und geopolitischer Macht scheint nun ihrem
Ende zuzugehen. Peak Oil, die historische Ölhöchstförderung,
naht oder ist bereits überschritten. Insofern wäre es an der
Zeit, eine Geschichte des Ölzeitalters zu schreiben. Was den-
ken Sie: Wie werden die letzten Jahrzehnte dieses fossilen Zeit-
alters  aus sehen? Wird der Ressourcenkrieg zu einem dauer-
haften Zustand werden? 

Man muss in diesem Zusammenhang vielleicht daran er-
innern, wie sehr der Ressourcenkrieg schon Realität ist. Im
Fall Irak wird ja fast immer unterschlagen, dass sich das Land
nicht im zweiten, sondern bereits im dritten Golfkrieg befin-
det. Seit 1980 herrscht ununterbrochen Krieg oder ein kriegs-
ähnlicher Blockadezustand. Erst hat der Irak mit Unterstüt-
zung des Westens den Iran angegriffen, dann haben die
Westalliierten den Irak aus Kuwait vertrieben, das Land einer
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Militärmacht, bieten euch in eurer instabilen Region Sicher-
heit und rüsten euch mit modernster Waffentechnologie auf.
Ihr müsst dabei nur die Bedingung einhalten, mit den von uns
gelieferten Waffen niemals Israel anzugreifen.‹ Der Sechstage -
krieg von 1967 und der Jom-Kippur-Krieg von 1973 waren da-
mals ja noch in frischer Erinnerung. In diesem Zeitraum setz-
ten also die großen Rüs tungs deals der USA mit der arabischen
Welt ein. Ohne diese Waffendeals und den militärischen
Schutzschirm der USA hätte sich der Dollar nicht als Ölwäh-
rung etablieren können. Insofern ist eindeutig, dass militä -
rische Macht eine zentrale Voraussetzung für die Dollar-
 Hegemonie in der Welt ist.

Nun befindet sich der US-Dollar in einer Schwächeperi-
ode gegenüber aufstrebenden Währungen wie zum Beispiel
dem Euro und verschiedenen Regionalwährungen. Der Euro,
und das ist sehr interessant, ersetzt den US-Dollar bislang
noch nicht, obwohl der Anteil der in Euro gehaltenen Devi-
sen reserven auf der Welt auf etwas mehr als 25 Prozent ge-
stiegen ist. Global werden die Reserven nach wie vor zu 65

Prozent in US-Dollar gehalten. Meine – noch etwas spekula-
tive – These wäre nun, dass die neue europäi sche Verfassung
in diesem Zusammenhang zu sehen ist. In dem europäischen
Grundlagenvertrag von Lissabon ist nämlich eine militärische
Aufrüstungsverpflichtung der EU-Staaten enthalten. Ein
Grund dafür scheint mir zu sein, dass der Euro nur mit einer
solchen Garantie zu einer Weltwährung werden kann. Die mi-
litärischen Aspekte der EU-Verfassung sind demzufolge auch
im Zusam menhang mit den hegemonialen Auseinanderset-
zungen um die Weltwährung zwischen den USA, der EU und
anderen Machtpolen zu diskutieren. Diese Konflikte entwi -
ckeln sich bislang noch vorsichtig; es kann einem aber schon
jetzt sehr mulmig dabei zumute werden.
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 Teilen der Weltbevölkerung hingegen bleibt der Zugang zu
den »freien Märkten« verwehrt. 

Blicken wir nun auf den Irak. Die US-Invasion erfolgte
meiner Ansicht nach auch, weil Saddam Hussein versuchte,
das Öl nicht mehr in Dollar, sondern gegen andere Währun-
gen zu verkaufen. Die Bedeutung des Irak für die Energiever-
sorgung der USA ist zwar nicht allzu entscheidend. Doch eine
solche gegen den Dollar gerichtete Entscheidung hätte auf die
Preisbildung und die Öllogistik enorme Auswirkungen haben
können. Sie hätte den Zugang der USA zu den Energieträgern
drastisch erschwert. Beim Krieg ging es also nicht – klassisch
imperialistisch – darum, Ölfelder zu besetzen und für die
 eige nen Zwecke auszubeuten. Man wollte vielmehr das Ge-
samtsystem der Versorgung mit fossilen Energieträgern auf-
rechterhalten und gestalten – und in diesem Zusammenhang
den Dollar als Ölwährung behaupten.

Das heute herrschende Energiemodell befindet sich aber
auch aus anderen Gründen in einer Krise. Die großen Ölkon-
zerne haben in den vergangenen Jahren viel zu wenig in die Ex-
ploration und Erschließung von Ölvorkommen investiert. Die
Internationale Energiebehörde kalkuliert, dass mehrere Tau-
send Milliarden US-Dollar an Investitionen getätigt werden
müssen, um die Ölversorgung weiterhin zu garantieren.
Enorme Probleme gibt es auch bei der Logistik: Die globale Öl-
tankerflotte ist zu groß, bei den Pipelines gibt es hingegen Eng-
pässe – und Pipelines haben immer einen territorialen Aspekt.
Territorien wiederum müssen von Militärs gesichert werden,
denn der freie Markt kann solch eine Sicherheit nicht gewähr-
leisten. Also wird beispielsweise die Pipeline, die von Baku
nach Ceyhan in der Türkei führt, militärisch geschützt. Dafür
muss man Georgien in die NATO bringen und einen Konflikt
mit Russland vom Zaun brechen. Der Krieg, der 2008 zwischen
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für die Zivilbevölkerung fürchterlichen Blockade unterworfen
und es schließlich blutig besetzt. 

Wird sich dieser permanente Kriegszustand womöglich
auf andere Förderländer ausweiten?
elmar altvater Die US-Konservativen um den ehema -
ligen Vizeverteidigungsminister Paul Wolfowitz haben die
 Irak invasion ganz offen als Krieg bezeichnet, in dem »unsere
Interessen«, also die Interessen der Industriestaaten, an einer
gesicherten Energieversorgung verteidigt werden. Die NATO
hat ihre Sicherheitsstrategie seit dem Zusammenbruch des
Ostblocks 1991 in mehreren Etappen modifiziert und darin
die Energiesicherheit als zentralen Bestandteil eines erweiter-
ten Sicherheitskonzepts definiert. Nun darf man das nicht als
Plädoyer für eine traditionell imperialistische Politik verste-
hen. Es geht nicht darum, Ölterritorien zu besetzen, sondern
das Öl auf »freie Weltmärkte« zu leiten. Denn dort haben 
die Konzerne aus den reichen Industrieländern sowieso das
Sagen. Die Energiesicherheit basiert also auf dem freien
Marktzugang zu den Energiequellen. Man muss dafür »freie
Märkte« und ein allgemein akzeptiertes Geld durchsetzen.
Dieses Geld ist der Dollar, den die USA selbst produzieren
können – womit sie auf der sicheren Seite stehen. Aus diesem
Grund ist die Frage, welche Währung als Ölwährung fungiert,
so wichtig. Andere Nationen, die nicht über den Dollar ver-
fügen und sich die Energie über den Markt besorgen müssen,
leiden schon heute unter großem Energiemangel. Viele Län-
der Afrikas können sich den Import von Öl schlichtweg nicht
mehr leisten. Deshalb scheint es mir auch so wichtig, den Be-
griff des »freien Marktes« als Ideologie zu kritisieren. Zumal
es sich um eine für die Industriestaaten ausgesprochen
 bequeme Ideologie handelt: Diese Staaten verfügen über die
Wäh  rungen, mit der man Ressourcen kaufen kann. Großen
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Solche Zusammenhänge sind in Rechnung zu stellen. Sie
verweisen alle darauf, dass die Ressourcenkonflikte zunehmen
und immer deutlicher einen militärischen Charakter haben
werden.
raul zelik Sicherheitsdebatten, der Verweis auf die »glo-
bale Verantwortung« des Westens und selbst eine positive Be-
zugnahme auf imperiale Politik – das alles gehört heute wie-
der zum normalen Diskurs in deutschen Medien und an den
Universitäten. Der vielfach gefeierte Berliner Politikwissen-
schaftler Herfried Münkler, zuletzt mit dem Leipziger Buch-
preis ausgezeichnet und von vielen Zeitungen als wichtigster
Vordenker der Berliner Republik bezeichnet, hat sich in sei-
nen letzten drei Veröffentlichungen mit den neuen Kriegen
des Südens (»Die neuen Kriege«), der Funktionsweise von
 Imperien (»Imperien«) und den identitätsstiftenden Mythen
der Deutschen (»Die Deutschen und ihre Mythen«) beschäf-
tigt – eine bemerkenswerte Publikationsabfolge. Münkler plä-
diert für ein neues deutsch-europäisches Selbstbewusstsein.
Deutschland, das sich mit seinen Mythen neu erfindet, solle
in globalem Maßstab ordnungspolitisch eingreifen. 

Es ist wohl nicht ganz zufällig, dass heute auch Politikwis-
senschaftler, die wie Münkler der Sozialdemokratie naheste-
hen, so argumentieren. Das Ressourcen- und Energiemodell
bestimmt das Bewusstsein …
elmar altvater Das fossile Energiemodell ist ein geschlos-
senes Modell. Es werden Energieträger aus der Erdkruste  he -
rausgeholt, um den Erdball transportiert und schließlich ver-
brannt. Auch die Emissionen verbleiben innerhalb dieses
globalen Systems. In 150 Jahren Ölzeitalter – 1859 hat Standard
Oil zum ersten Mal im industriellen Maßstab Öl gefördert
und verkauft; das war der Anfang des Rockefeller-Imperi-
ums – ist ein globales Energiesystem entstanden, das globale
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Georgien und Russland ausbrach, ist in diesem Zusammen-
hang zu sehen. Ganz ähnliche Konflikte gibt es bei den Pipe-
lines, mit denen man das zentralasiatische Gas nach Westen
transportieren möchte. Und nicht zuletzt hat, was ich Ihnen als
Lateinamerikakenner sicherlich nicht erklären muss, auch das
US-Militärhilfepaket für Kolumbien, der sogenannte Plan
 Colombia, mit dem Schutz von Pipelines zu tun. Dort geht es
nicht einfach nur um Drogenbekämpfung, sondern auch um
die militärische Sicherung von Ölförderung und -transport. 
raul zelik Ja, innerhalb des Plan Colombia gab es große
Sonderposten zum Schutz der Oxy-Pipeline. Kolumbien ist
immerhin der achtwichtigste Öllieferant der USA.
elmar altvater Die militärische Sicherung der Öllogistik
spielt schließlich auch außerhalb von kontinentalen Territo-
rien eine wichtige Rolle. Das sehen wir heute vor der Küste So-
malias. Es mag einen belustigen, dass ein paar bewaffnete
Jungs die geballte Militärmacht des  Wes tens am Horn von
Afrika zum Narren halten können. Doch letztlich ist die An-
gelegenheit überhaupt nicht lustig. Die Piraten jagd dient
dazu, Tanker- und Handelsrouten militärisch abzusichern.
Auch hier leistet das Militär das, was der freie Markt nicht
kann. Denn gerade dieser freie Markt hat das Problem mit
verursacht: Europäische Giftmüllentsorger haben ihre »Frei-
heit« genutzt, um hochtoxischen Müll vor den Küsten Soma-
lias zu deponieren. Euro päische Fischereiflotten haben die
Gewässer leer gefischt und damit dafür gesorgt, dass die ein-
heimische Bevölkerung sich neue Einkommensquellen su-
chen musste. Die Macht spielt also immer eine zentrale Rolle:
als Militär-, aber auch als Kapitalmacht. Mit den hoch auto-
ma tisierten Fischereiflotten der Industriestaaten kann der so-
malische Fischer nicht konkurrieren. Er wird keine  Fische
mehr fangen und droht zu verhungern. 
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Klaren. Verschiedene Pentagon-Szenarien beschäftigen sich
damit, was der Klimawandel an Gewaltpotenzial birgt und wie
man sich im hoch entwi ckelten Westen vor den Risiken wapp-
nen kann. 
raul zelik An dieser Stelle würde ich gerne ausführlicher
auf die  west lichen Militär- und Sicherheitsdoktrinen  ein -
gehen – ein The ma, mit dem ich aufgrund meiner Arbeit in
Kolumbien häufiger in Berührung komme. 

Ich denke, man sollte in Anbetracht der allgemeinen Oba-
mania zunächst daran erinnern, dass die Neuorientierung
von US-Militärstrategien in den vergangenen Jahrzehnten
schon häufiger unter demokratischen Präsidenten erfolgte. Zu
der Neubestimmung der NATO-Aufgaben, die Sie gerade an-
gesprochen haben und die vom US-Konfliktforscher Michael
Klare als wirtschaftszentriert (econocentric) bezeichnet wird,
kam es in den Neunzigerjahren unter der Clinton-Regierung.
Im Rahmen dieser Neuorientierung definierte man den
 globa len Zugang zu Ressourcen und Märkten als Kernaufgabe
der US-Militärs. 

Und auch der Strategiewechsel gegenüber sogenannten
kleinen Kriegen (small wars) wurde von einer demokratischen
Regierung forciert. Die Kennedy-Regierung vollzog in den
Sechzigerjahren eine Verschiebung der Militärdoktrin von
zwischenstaatlichen, symmetrischen zu eher innerstaatlichen,
asym metrischen Formen der Kriegführung, das heißt, der
Aufstands bekämpfung. In Anbetracht der bewaffneten Re-
volten in Südostasien und Lateinamerika entwickelten die
USA ein integrales Konzept von Krieg, das stark von psycho-
logischen, medialen, entwicklungspolitischen und polizeili-
chen Aspekten geprägt ist. Während sich Militärs zuvor vor al-
lem mit den klassischen Problemen Terrain, Ressourcen und
feindliche  Armee beschäftigt hatten, ging es nun um die Kon-
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Sicherheit erforderlich macht. In der NATO sind jene Indus -
triestaaten zusammengeschlossen, deren Existenz nach wie
vor von eben diesen Energieträgern abhängig ist. Es ist be-
zeich nend, dass sich die NATO 1991 nach dem Zusammen-
bruch des sozialistischen Lagers nicht aufgelöst hat. Denn
 ihrem Gründungsauftrag nach war die NATO damals über-
flüssig geworden. Doch man hat sie in »weiser« Voraussicht
bewahrt und  trans formiert. 

Die »neuen Kriege« sind nicht erfunden worden, sondern
sie sind nicht zuletzt auch eine Antwort auf die Konstellation,
die von den westlichen Industriestaaten nach dem Ende der
bipolaren Blockkonfrontation vorgegeben wurde. Ich denke,
dass dieser Aspekt bislang viel zu wenig berücksichtigt wor-
den ist. Warlords und zerfallende Staaten agieren auf einem
Feld, das von den westlichen Industriestaaten und den von
dort aus operierenden Konzernen, Banken und auch Nicht-
Regierungsorganisationen als das neue Theater der Kriegfüh-
rung inszeniert wird. Insofern sollte man nicht von »neuen
Kriegen«, sondern von einem »neuen Theater der Kriegfüh-
rung« sprechen. So langsam beginnt uns zu dämmern, was es
mit dieser NATO auf sich hat. Sie soll die Energie- und Res-
sourcensicherheit in globalem Maßstab militärisch gewähr-
leisten. Und Deutschland ist daran selbstverständlich aktiv be-
teiligt. Die Betroffenen finden wir in aller Welt; zum Beispiel
am Hindukusch, wo deutsche Soldaten sterben, um die »Frei-
heit« in Paderborn oder Hoffenheim zu verteidigen.

Militärische Konflikte entfalten sich in diesem geschlosse-
nen Energiemodell aber nicht nur an Förderorten und Han-
delsrouten. Auch die Emissionen, die dieses Energiemodell
produziert, verursachen Konflikte. Wir werden es in Zukunft
verstärkt mit Klimakonflikten zu tun haben. Darüber ist man
sich mittlerweile auch in den Verteidigungsministerien im
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heitsberater der Bush-Administration hat Hershs Darstellung
im Prinzip bestätigt; außerdem wissen wir alle von den Ent-
führungsflügen der US-Geheimdienste, von Guantánamo
und Abu Ghraib, der Autorisierung der Folter durch die
Bush-Regierung usw. –, dann handelt es sich dabei um eine
 staat liche Todesschwadron, die das internationale, aber auch
das US-amerikanische Recht völlig aushebelt. 

Wir erleben also offensichtlich eine umfassende Entre -
gelung staatlicher Gewalt. Und genau dieses Fachwissen will
Präsident Obama nun im Rahmen des Afghanistankrieges
noch stärker einsetzen. Die globalen Einsätze zur Sicherung
von Ressourcen drohen dadurch zu zeitlich und räumlich
 entgrenzten Gewaltoperationen zu werden, bei denen ver-
deckter Mord, Entführung und Folter systematisch eingesetzt
werden.
elmar altvater Es ist beängstigend, in welchem Ausmaß
die Prinzipien der Demokratie in diesen »neuen« Kriegen fal-
len gelassen und die Menschenrechte missachtet werden. Die
Rechte der Völker, wie sie vor etwa 35 Jahren in der Charta von
Algier festgehalten wurden, spielen keine Rolle mehr. Es droht
eine neue Barbarisierung, wie der südafrikanische Schriftstel-
ler J.M. Coetzee befürchtet, eine Entzivilisierung des Kapita-
lismus auf höchstem technologischen Niveau. Wenn wir die
Entwicklung ausgehend von den dominan ten Tendenzen pro-
gnostizieren sollten, käme eine tiefschwarze Utopie heraus.
raul zelik Energiemodell und Militärdoktrin sind eng mit-
einander verzahnt. Wir haben festgestellt, dass die neueren
 Sicherheitskonzepte des Westens als econocentric, als wirt-
schafts zentriert, bezeichnet werden können. Teile der Umwelt-
bewegung haben vor diesem Hintergrund immer wieder ar-
gumentiert, dass eine andere Energieversorgung auch andere,
weniger aggressive Sicherheitsmodelle nach sich zöge. Ist das
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trolle der Bevölkerung. Man könnte das auch als eine Biopo-
li tisierung des Krieges bezeichnen. Politik, Gesellschaft und
das Leben selbst wurden zum Objekt militärischer Sicherheit. 

Im Rahmen dieser asymmetrischen Kriegführung griffen
US-Truppen verstärkt auf irreguläre, das heißt auch, terroris -
ti sche Gewalthandlungen zurück. In Lateinamerika kann man
das deutlich nachvollziehen. Die unter  Präsident John F. Ken-
nedy entwickelten Sicherheitskonzepte beinhalteten einerseits
sozial- und entwicklungspolitische Aspekte, das heißt, man
bekämpfte die Armut, um aufständischen Gruppen ein  Mobi -
lisie rungsthema zu nehmen. (Das weist im Übrigen große
 Parallelen zur europäischen »Aufbauhilfe« auf, wie sie heute
beispielsweise in Afghanistan geleistet wird.) Gleichzeitig pro-
pagierte man die verdeckte Anwendung von Folter und den
Aufbau von paramilitärischen Gruppen.

Diese Ausweitung des Kriegsbegriffs – mit sozial- und ent-
wicklungspolitischen Maßnahmen, aber auch mit nackter Ge-
walt soll auf die Seelen und Köpfe, die hearts and minds, der
Bevölkerung Einfluss genommen werden – kulminiert heute
vor allem im Irak, in Afghanistan und in Kolumbien. Leider
gibt es bislang nicht die geringsten Anzeichen dafür, dass sich
unter der demokratischen Regierung von Präsident Obama
daran etwas ändern könnte. Obama hat Mitte 2009 den Ge-
neral Stanley A. McChrystal zum Oberkommandierenden in
Afghanistan ernannt. Dieser General leitete zuvor eine  Spe -
zial einheit namens Joint Special Operations Command. Dem
Journalisten und Pulitzerpreisträger Seymour Hersh zufolge
handelt es sich dabei um eine Einheit, die im direkten Auftrag
von Präsident Bush gegen mutmaßliche Feinde der USA vor-
ging. Auf deutsch: Sie verübte politische Morde. Die Einsatz-
gebiete des Kommandos waren in der ganzen Welt  verstreut.
Wenn diese Angaben stimmen – und ein hochrangiger Sicher -
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raul zelik Woran liegt es eigentlich, dass die Umstellung
auf alternative Energien noch nicht massiver erfolgt? Tech-
nisch scheint eine Versorgung mit erneuerbaren Energien ja
durchaus möglich. Die Einführungskosten wären zwar hoch,
aber bereits geringe Flächen in Nordafrika würden ausrei-
chen, um den Weltbedarf an Energie zu decken. Die Umstel-
lung mag schwierig sein, auf Dauer wird ein solches System
aber weniger prekär sein als das auf fossilen Brennträgern be-
ruhende Energiemodell. Warum verfolgen Regierungen und
Untenehmen diesen Weg nicht entschlossener? Er würde doch
auch ungeheure Wachstumsmärkte eröffnen.
elmar altvater Es werden im Moment viele technische
Möglichkeiten durchgespielt. Neben dem Modell von Solar-
kraftwerken in der Sahara – wie es jetzt mit dem Projekt
 Desertec öffentlich propagiert worden ist – gibt es auch den
Vorschlag, die Wellenenergie im Indischen Ozean zur Ener-
giegewinnung zu nutzen. Mehrere Hundert Quadratkilome-
ter dort würden ausreichen, um den globalen Elek troenergie-
bedarf zu decken. Aber hier ergibt sich das Problem, diese
Energie vom Indischen Ozean als Nutzenergie in die USA
oder nach Europa zu transportieren. Man könnte das mit
Wasserstoff machen, und der Rohstoff Wasser steht beispiels-
weise im Kongobecken in großen Mengen zur Verfügung.
Man könnte also das Kongobecken nutzen, um Wasserstoff
herzustellen und diesen dann in die Verbrauchszentren in
Europa und Nordamerika und anderswo verschiffen. 

Das sind bislang alles Träume und zum Teil auch Alb-
träume – weil sie als neue große technokratische Projekte da-
herkommen, die von transnationalen Energieversorgungs -
unternehmen, großen Banken und Fonds vorangetrieben
werden. Was sich realisieren ließe, kann ich nicht beurteilen;
ökonomisch wären die meisten Modelle bislang noch viel zu
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wirklich so? Auch in einer Welt der Solardächer und Wind-
 kraftwerke könnten die Energienetze ja in den Händen  we -
niger sein und autoritär kontrolliert werden. Erneuerbare
Energien führen dann doch nicht zwangsläufig zu einer fried-
licheren Welt.
elmar altvater Darüber, wie eine dezentral mit Energie
versorgte Gesellschaft aussähe, wage ich keine Prognose ab-
zugeben. Aber wenn es andere Energieträger gäbe, dann hät-
ten auch die bewaffneten Konflikte sicherlich einen anderen
Charakter. Im vorfossilen Zeitalter waren die Kriege zwar
auch schrecklich, aber sicherlich begrenzter, als es im Ölzeit-
alter der Fall ist. Dass wir im 20. Jahrhundert das erste Mal von
Weltkriegen reden konnten und mussten, hatte ja auch damit
zu tun, dass die Energieträger erstmals eine globale Auswei-
tung der Krieges erlaubten. Auch wenn Napoleons Erobe-
rungszug die Schaffung eines Weltreichs zum Ziel hatte und
sein Reich den Erdball umspannen sollte, gab es im 19. Jahr-
hundert noch objektive Schranken. Und erst recht gilt dies für
die Eroberungszüge Alexanders oder Dschingis Khans. Das
hat sich seit der Nutzung der fossilen (und nuklearen) Ener-
gieträger geändert. 

Wie dies in einer nachfossilen Zeit aussehen wird, in der
das technologische Know-how ja nicht verloren gegangen sein
wird, wage ich nicht vorherzusagen. Nur eines kann man mit
Sicherheit festhalten: Wenn denn, wie es die Internationale
Energieagentur in einem Szenario prophezeit hat, tatsächlich
weltweit über 1000 neue AKWs gebaut werden sollten, um
den Bedarf an Elektrizität abzudecken, werden sich mit
 Sicherheit auch die Destruktivkräfte verstärkt der atomaren
Energie bedienen. Dann würden der Atom krieg, der Einsatz
atomaren Materials bei Anschlägen usw. sehr viel wahr-
scheinlicher.
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Entwicklungswege sind mehr und mehr verschlossen. Es ist
nicht festzustellen, dass die begeisterte Community, die sich
für solche »nachhaltigen« Projekte einsetzt, diese Gefahren
auch nur ansatzweise erkennt.

Ich denke, dass man aus diesem Grund nicht nur über
Energieproduktion sprechen darf, sondern vor allem auch
über die Energienutzung nachdenken muss. Bestimmte Nut-
zungsformen sollten aufgegeben werden. Es geht nicht nur
um Effizienz, sondern auch um Suffizienz. An dieser Stelle
wird die Angelegenheit allerdings komplizierter, sprich: poli-
tischer, weil wir dann nicht mehr nur über Technik, sondern
auch über Verbrauchsarten und den allgemeinen Lebenszu-
schnitt reden. So wie wir heute leben, leben wir, weil wir das
Auto haben. Das Auto hat es aber nicht immer gegeben. Ähn-
lich wäre das auch mit einem dezentral organisierten, auf er-
neuerbaren Energien beruhenden Modell. Wenn es sich
durchsetzte, würde sich unser Leben verändern. Wie, wissen
wir nicht – es muss nicht zum Schlechteren sein. Aber der
Energiekonsum wird insgesamt niedriger sein müssen. Wie
sich das Leben von mehreren Milliarden Menschen verändert,
hängt letztlich allerdings weniger von der Technik als von
eben diesen Menschen ab.
raul zelik Bevor wir zum dritten Teil unseres Gespräches
kommen, würde ich gern noch über das Verhältnis von Öko-
logie und sozialen Positionen reden. In Deutschland sind
diese Bereiche weitgehend getrennt. Bei den Grünen, aber
auch den Gewerkschaften hat man oft den Eindruck, dass das
geradezu als Gegensatz verstanden wird. Ökologie ist ein An-
liegen jener neuen Mittelschichten, die es sich leisten können.
Wir haben schon mehrfach festgestellt, dass die ökologische
und die soziale Krise miteinander verschränkt sind. Der US-
Soziologe Mike Davis hat das für das 19. und frühe 20. Jahr-
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teuer. Das Modell Sahara erscheint manchen Umweltorgani-
sationen insofern interessant, als es mit dezentraler und er-
neuerbarer Energie in Europa verkoppelt werden könnte. In
einem intelligenten Energienetz könnte man die massive Nut-
zung der Sonnenenergie durch Fotovoltaik oder in Aufwind-
und thermischen Kraftwerken in sonnenreichen Gebieten mit
der dezentralen Energiegewinnung durch Wind, Biomasse,
Solardächer etc. kombinieren. Ein solches Netz würde das
Hauptmanko der erneuerbaren Energien auffangen: Was ist,
wenn die Sonne an einem Ort nicht scheint? In einem kom-
binierten Netz stehen immer mehrere Energiequellen zur Ver-
fügung. Wenn die Sonne hier nicht scheint, weht woanders
der Wind. Zudem kann man Energie begrenzt auch speichern.
Damit würde der große Vorteil der fossilen Energieträger, dass
sie nämlich zu jeder Tages- und Nachtzeit Energie zur Verfü-
gung stellen, teilweise wettgemacht werden. 

Allerdings haben diese Visionen einen großen Haken:
Wenn wir nur darauf schauen, wie wir erneuerbare Energie in
ein System einspeisen, das aus dem fossilen Zeitalter stammt,
werden wir erneut heftige Konflikte provozieren. Denn die
großtechnische Anzapfung von Sonnen- oder Wellenenergie
in anderen Weltregionen ist Energieimperialismus und wird
daher Widerstand hervorrufen. Möglicherweise wird die mi-
litärische Sicherung der Leitungs- und Transportsysteme der
größte Kostenfaktor beim Betrieb des interkontinentalen  
Sys tems. Und dann ist da noch die »holländische Krankheit«,
an der alle Energielieferanten leiden, der »Öl- und Rohstoff-
fluch«: Eine weltmarktorientierte Monokultur – jetzt von
ther mischen Solarkraftwerken – entsteht, die Staatseinnah-
men sind hauptsächlich davon abhängig, das heißt, auch von
den Verträgen mit den Energiemultis, Korruption spielt eine
zentrale Rolle, die Bevölkerung geht leer aus und alternative
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hältnissen« ist, dass es sich dabei auch um Klassenverhältnisse
handelt. Das ist der Ansatzpunkt von Mike Davis. Mit tem-
porären Naturkatastrophen hatten die Menschen über die
Jahrhunderte gelernt umzugehen. Als aber ein ökonomisch-
soziales Regime, der Kolonialismus oder Imperialismus, seine
Logik dem Umgang der Menschen innerhalb des gesellschaft -
lichen Naturverhältnisses aufdrängte, ging alles kaputt. Dafür
findet man auch sehr viele und überzeugende Beispiele in
dem Buch des Neuseeländers  Alfred Crosby über ecological
imperialism, das in Deutsch unter dem irreführenden Titel
»Die Früchte des weißen Mannes« erschienen ist. 

Der Umgang mit der Natur ist also auch eine Frage von
Arm und Reich. Die einen haben ein Interesse, die Natur zu
schützen, weil sie direkt von ihr abhängig sind. Andere hin-
gegen profitieren davon, Ressourcen auszubeuten und Natur
zu zerstören. Genau das hat in Europa im 19. und in Phasen
des 20. Jahrhunderts stattgefunden, genau das können wir
heute in der Dritten Welt beobachten. Die massive Abholzung
des Regenwalds in Indo nesien erfolgt aus Profitmotiven. Man
verkauft das Tropenholz,  verwandelt das gerodete Land in
Rinderweiden für den  Fleisch export, legt riesige Palmenplan-
tagen an, um Biosprit für den Straßenverkehr der Industrie-
staaten zu gewinnen. Damit zerstört man, zumindest länger-
fristig, die Lebensgrundlagen von Millionen Menschen. 

Diese Vorgehensweise hat sich seit dem frühen 19. Jahr-
hun dert überhaupt nicht verändert. Nur haben wir heute
 Regeln und internationale Abkommen, mit denen man ver-
sucht, diese Entwicklung zu begrenzen. Und wir haben so-
ziale Bewe gungen, die ein Bewusstsein von den Zerstörungen
geschaffen haben. Wenn man heute mehr über Umweltzer-
störung spricht, hat das aber auch einfach damit zu tun, dass
die Rückzugsräume immer kleiner werden. Die Zerstörung
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hundert sehr anschaulich nachgezeichnet. In »Die Geburt der
Dritten Welt« zeigt er, dass heftige Klimaschwankungen wie
Dürre und Überschwemmungen in Asien und Lateinamerika
erst in Verbindung mit dem Kolonialismus zu verheerenden
Hungersnöten führten. Davis zufolge ist die globale Armuts-
krise Ergebnis dieser Verschränkung von Naturverhältnissen
und einem sozialpolitischen Regime. Davor gab es selbstver-
ständlich auch Armut und Mangel. Aber die besonderen For-
men des Massen elends seien, so Davis, erst in dieser Ver bin-
dung entstanden. Ökologie und soziale Frage lassen sich
demzufolge gar nicht getrennt verhandeln.
elmar altvater Mir fällt Friedrich Engels ein, der sich in
seinem 1844 veröffentlichten Text zur »Lage der arbeitenden
Klasse in England« mit den ökologischen Aspekten des Elends
beschäftigte. Die Lage der Arbeiter klasse ist bei ihm nicht nur
von niedrigen Löhnen, überlangen Arbeitszeiten und Kinder-
arbeit, sondern auch von verpesteter Luft und verdreckten
Gewässern gekennzeichnet. Die Menschen vegetieren, ruinie-
ren ihre Gesundheit, ihre Lebenszeit ist beträchtlich verkürzt.
Die Umwelt, die Natur, wirkt also negativ auf ihre Bewohner
zurück. 

In diesem Zusammenhang entwickelte Marx den Begriff
des »gesellschaftlichen Naturverhältnisses«, den ich sehr sinn-
voll finde. Er drückt aus, dass die Natur durch die Art und
Weise, wie wir leben und produzieren, beeinflusst und beein-
trächtigt, zum Teil auch zerstört wird. Wir haben es mit einer
dynamischen Beziehung zu tun: Der Mensch transformiert
seine Umwelt, er muss daher auch sein Verhalten gegenüber
dieser Umwelt transformieren. Er ist nicht nur ein Getriebe-
ner, er treibt auch selbst. Er ist zumindest potenziell in der
Lage, dieses Verhältnis einigermaßen bewusst zu gestalten. 

Das große Problem an den »gesellschaftlichen Naturver-

die krise(n) und ihr management 104



liquider Fonds verfügbar ist, nach Inwertsetzung verlangt, also
nach Zugang zu bislang noch nicht in die Welt der Werte ein-
gegangenem Boden. Dazu müssen Eigentumsrechte her, und
dann kann die Verwertung beginnen. Diese läuft immer auch
auf eine natürliche Degradation hinaus. 

Es ist richtig, dass die Armut oft keine andere Wahl lässt,
als den Prozess der Inwertsetzung voranzutreiben. Die Armen
müssen Urwald roden, weil sie nichts besitzen und deshalb
Naturland erschließen müssen. Aber hier handelt es sich um
die Kehrseite eines Verhältnisses – des Gegensatzes von Reich-
tum und Armut. 

Dieser Aspekt ist nicht nur als analytische Erklärung wich-
tig, sondern auch unverzichtbar, wenn wir politische Lösun-
gen diskutieren. Er verweist darauf, dass Armutsbekämpfung
nicht ausreicht, um die ökologische Zerstörung zu stoppen.
Wir müssen auch den gesellschaftlichen Gegensatz, wir müs-
sen den Reichtum bekämpfen.

Was die Hoffnung anbelangt, dass es infolge wachsenden
Wohlstands zu einem schonenderen Umgang mit der Umwelt
kommen könnte, so scheint mir Skepsis angebracht. Die so-
genannte Environmental Kuznets Curve besagt, dass der Um-
weltverbrauch mit dem Wachstum steigt, dann aber ab einem
bestimmten Punkt rückläufig ist. Dies stimmt vielleicht für
die »schmutzigen Emissionen«, den Dreck vor der Haustür,
die Wasserverschmutzung, das stinkende Schwefeldioxid in
der Luft. Es gilt aber nicht für die »sauberen Emissionen«, ins-
besondere nicht für den CO2-Ausstoß, weil mit dem Wohl-
stand die Mobilitätsansprüche, der Raumbedarf etc. steigen.
raul zelik Das klingt, als plädierten Sie für einen Abschied
von der Wohlstandsgesellschaft. Unser Anspruch zu Beginn
des Gesprächs lautete aber nicht: bestmögliche Verteilung des
Mangels, sondern: her mit dem schönen Leben! Die heute
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ist so groß geworden, dass man ihr nicht mehr entkommen
kann. 
raul zelik Sie sagen, Naturzerstörung erfolgt aus Profit -
interessen. In den Ländern des Südens sieht man allerdings
sehr deutlich, dass gerade auch die Besitzlosen Raubbau be-
treiben. Von der Umweltzerstörung sozialistischer Staaten
einmal ganz zu schweigen. Offensichtlich ist die Naturzerstö-
rung also auch stark an ein Zivilisationsmodell gekoppelt.
Man könnte das auch so formulieren: Wohlhabende können
es sich eher leisten, auf die Umwelt Rücksicht zu nehmen. Der
ums Überleben kämpfende Goldsucher in den Regenwäldern
Lateinamerikas hat weder Mittel noch Zeit, sich um Abwas-
seranlagen kümmern.
elmar altvater Ich will nicht in Abrede stellen, dass es sich
auch um ein Zivilisationsproblem handelt. Man muss aber
 eines relativieren: Sehr häufig liest man, die Zerstörung von
Regenwäldern sei Folge der Armut. Viele UN-Institutionen
oder auch die Grünen argumentieren so. Ich würde jedoch be-
haupten, dass die Zerstörung der Regenwälder weniger mit
Armut als mit Reichtum zu tun hat. Oder besser ausgedrückt:
Sie hat mit dem Gegensatz von Armut und Reichtum zu tun.
Bleiben wir beim Beispiel Regenwald: Die Wälder werden ab-
geholzt, weil sich die Bevölkerung der Industriestaaten einen
massiven Fleischkonsum leisten kann. Dafür sind größere
Weideflächen nötig. Was also liegt näher, als Naturland zu
 erschließen? Zudem wird Land aufgrund von Reichtum auch
zunehmend zum Spekulationsobjekt. Finanzkapital sucht
nach Anlageformen. Zur Spekulation ist Land aber nur ge-
eignet, wenn es sich verwerten, ökonomisch nutzen lässt. Mit
einem »jungfräulichen« Urwald werde ich keine Spekulation
betreiben können, solange ich ihn nicht in Wert setzen darf.
Das liegt daran, dass Reichtum, zumal dann, wenn er in Form
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vorherrschenden Konsummuster sind sicherlich absurd und
haben mit Lebensqualität oft wenig zu tun. Doch auch die
neue Bescheidenheit, die in ökologischen Diskursen bisweilen
anklingt, erscheint mir fehl am Platz.
elmar altvater Ich kann und will dem nicht widerspre-
chen. Wir reden oftmals von neuen ökologieverträglichen
Modellen des Wohlstands. Doch ist das zumeist sehr abstrakt.
Es muss in dieser Hinsicht noch viel experimentiert werden.
Damit wir uns aber auf Experimente einlassen, muss der Be-
wusstseinswandel gefördert werden. Die Fortsetzung des ge-
genwärtig in den Industrieländern vorherrschenden Wohl-
standsmodells führt in eine Katastrophe. Der »ökologische
Fußabdruck« ist zu groß; er muss verkleinert werden. Die
große Aufgabe, die wir lösen müssen, lautet: Verringerung der
ökologischen Schuhgröße auf afrikanisches Niveau, ohne auf
viele der Errungenschaften des »guten Lebens« zu verzichten.
«Gutes Leben« im aristotelischen Sinne bedeutet aber auch,
dass die Möglichkeiten anderer Menschen in anderen  Welt -
regionen oder späterer Generationen, gut zu leben, durch uns
nicht eingeschränkt oder gar verunmöglicht werden.
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raul zelik Kommen wir, ehe wir uns über konkrete Uto-
pien unterhalten, auf das Scheitern von Utopien zu sprechen:
Reden wir über den Sozialismus, so wie er im 20. Jahrhundert
in großen Teilen der Welt existierte. 

Man könnte jetzt einwenden, dass uns das nicht weiter zu
interessieren brauche, weil der Staatssozialismus Geschichte
ist oder nur noch als Farce existiert. Aber ich denke, wenn man
von einer Kritik der bestehenden Verhältnisse zu etwas
Neuem vordringen will, muss man auch erklären können,
warum der große historische Gegenentwurf im »kurzen 20.

Jahrhundert«, wie der britische Historiker Eric Hob sbawm
die Zeit von 1917 bis 1989 genannt hat, so dramatisch schei-
terte.

Denn daran besteht kein Zweifel: Der Sozialismus, so wie
er real existierte, hatte mit Befreiung wenig zu tun. Die staats-
sozialistischen Gesellschaften waren nicht bedürfnisorien-
tierter organisiert als kapitalistische. Es gab keine Befreiung
von sinnentleerter Arbeit. Mit beschränkten Ressourcen
wurde  ineffizient umgegangen. Die Umweltzerstörung war
noch fataler als im Kapitalismus. Und zu allem Überfluss war
dieses  Sys tem auch noch autoritärer als die bürgerlichen Ge-
sellschaften zumindest der Industriestaaten. 

Wir könnten sicherlich leicht begründen, warum Staaten
wie die DDR überhaupt nicht sozialistisch waren. Der  De -
finition nach wäre Sozialismus nämlich die gesellschaftliche
Verständigung darüber, wie man arbeitet und produziert. In
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Wie wir wissen, ist es aber nicht zur erwarteten Ausbrei-
tung der Revolution gekommen. Die Revolution blieb auf
Russland beschränkt. Nach dem Bürgerkrieg und der Neuen
Ökonomischen Politik – einer Phase, in der sich der Markt
entfalten konnte und die sozialen Widersprüche wieder zu-
nahmen – schienen die alten Klassenverhältnisse wieder neu
hergestellt zu sein. Vor  allem die Mittelbauern, die sogenann -
ten Kulaken, hatten von der NEP, der Neuen Ökonomischen
Politik, profitiert. Stalin reagierte darauf, indem er die Kula-
ken ab 1928 als Klasse eliminieren, und das bedeutete: viele
von  ihnen umbringen ließ. Dieser offene Terror hat sich dann
 weiter fortgesetzt – mit den Säuberungen, der  massenhaften
Zwangs arbeit, der allgemeinen Unterdrückung, al so all den
be kannten Phänomenen der Dreißigerjahre. Und dieses
fürch terliche Drama wurde durch den Zweiten Weltkrieg
noch verschärft. 

Die russische Revolution brachte also keine wirklich neue
Gesellschaft hervor. Ich wage nicht zu beurteilen, ob die neue
Gesellschaft in Russland vielleicht auch objektiv unmöglich
war, weil es sich um ein unterentwickeltes, vom Despotismus
gezeichnetes Land handelte. Rudi Dutschke begründete das
Scheitern des Sozialismus in Russland ja mit den »asiatischen«
Verhältnissen, die ein Etikett für Unterentwicklung sind. Auf
jeden Fall ist es nicht zu einer gesellschaftlichen Emanzipa -
tionsbewegung gekommen. 

Dennoch gab es in der frühen Sowjetunion interessante
Auseinandersetzungen. In der Diskussion um die sogenannte
»ursprüngliche sozialistische Akkumulation« wurden strate-
gische Fragen aufgeworfen – nämlich, ob man in einem Land
wie Russland nicht erst eine landwirtschaftliche Grundlage
schaffen müsse, wie es der kommunistische Theoretiker  Niko -
lai Bucharin forderte. Auf der sich entwickelnden, weil poli-
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der Sowjetunion und den Ostblockländern hatte die Bevöl-
kerung in dieser Hinsicht nicht viel zu sagen. 

Die viel schwierigere und wichtigere Frage lautet nun
aber, warum von sozialistischen Bewegungen Gesellschaften
geschaf fen wurden, die nichts mehr mit dem ursprünglichen
eman zipatorischen Anspruch gemein hatten.
elmar altvater Eine schwierige Frage. Mir fällt da eine
 Anekdote ein, die der Ostberliner Wirtschaftshistoriker Jür-
gen Kuczynski einmal erzählte. 1989 diskutierte ich nach dem
Fall der Mauer häufiger mit   Ku czyns ki. Als historisch be-
wusster Kopf verwies er auf ein Treffen der chinesischen Aka-
demie der Wissenschaften im Jahr 1920 oder 1921, die sich die
Frage gestellt hatte, wie es zur Französischen Revolution von
1789 und zum Terrorregime Robespierres gekommen war.
Nach mehreren Sitzungen formulierte die chinesische Aka de-
mie die Schlussfolgerung, dass zwischen 1789 und 1920 zu
 wenig Zeit verstrichen sei, um sich ein Urteil erlauben zu kön-
nen. Vielleicht stimmt das auch in Bezug auf den unterge-
gangenen Sozialismus. Zu wenig Wasser ist seit 1989 die Spree,
den Rhein oder die Moskwa heruntergeflossen. 

Man könnte natürlich ganz traditionell antworten. Marx,
Engels und andere Sozialisten gingen immer davon aus, dass
die  Revolution in einem entwickelten Land beginnt und sich
dann in andere Länder ausbreitet. Trotzki verwendete vor 1917

folgendes Bild: Das Feuer des Umsturzes wird zwar in Mos-
kau und Petersburg entfacht, aber richtig entfalten kann es
sich erst in London, New York und Berlin. Die Veränderung
sollte am schwächsten Glied der Kette ihren Ausgang nehmen.
Warum sollte nun Russland dieses schwächste Glied sein? Weil
dort die Herrschenden nicht mehr konnten, wie sie wollten,
und die Beherrschten nicht mehr wollten, wie sie sollten. So
könnte man das vereinfacht ausdrücken. 
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den Zwanzigerjahren in den USA entstand, gehört neben der
Massenproduktion ja auch immer der Massenkonsum. Die
Fabrikfertigung von Automobilen und anderen Waren ging
mit einer allgemeinen Wohlstandssteigerung einher. In der
Sowjetunion war das nicht der Fall. Der Konsum wurde in der
Planwirtschaft zweitrangig behandelt. Insofern handelte es
sich eben nur um einen »halben« Fordismus: massenhafte
Fertigung von Industrieprodukten – ohne Massenkonsum.
Und das war am Ende ja auch ein zentraler Grund dafür, dass
das System seine Legitimität einbüßte.

Zunächst jedoch scheiterte dieses System ganz und gar
nicht. Die Konzentration auf die Schwerindustrie ermöglichte
in den Dreißigerjahren enorm hohe Wachstumsraten –  da -
rüber haben wir bereits gesprochen. Und auch im Krieg war
die Sowjetunion erfolgreich. Der Krieg bestand ja nicht nur
aus einem fürchter lichen Gemetzel. Er wurde auch in Form
von Materialschlachten ausgetragen. Hier bewies sich die Fä-
higkeit eines Systems, die  Rüs tungsproduktion planwirt-
schaftlich zu organisieren. Die  Sow jetunion gewann den
Krieg, und die westlichen Sieger mussten akzeptieren, dass auf
dieser Grundlage 1945 das »sozialistische Lager« entstand.
raul zelik Zu diesem Lager gehörten dann aber nicht jene
Län der, in denen die Bevölkerungsmehrheit den Sozialismus
be fürwortete, wie das am Ende des Zweiten Weltkriegs in Ita-
lien, Griechenland oder Frankreich der Fall war. »Sozialis -
tisch« wurden die Staaten, die die Sowjetunion als Sicher-
heitskordon beanspruchte. Das Gesellschaftsmodell wurde
der Bevölkerung in diesen Staaten aus geostrategischen Grün-
den aufgeherrscht. Auch hier war der Autoritarismus zwangs-
läufig.
elmar altvater Richtig, das gesellschaftliche Modell
wurde nach 1945 exportiert, wobei die Tschechoslowakei, wo
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tisch geförderten land wirtschaftlichen Basis hätte dann nach
und nach eine Indus tria lisierung stattfinden können. Das von
Stalin favorisierte Konzept lief hingegen darauf hinaus, die in-
dustrielle Entwicklung mit allen Mitteln voranzutreiben. Die
beschleunigte industrielle Akkumulation seit den frühen
Dreißigerjahren war nur möglich, weil das in der Landwirt-
schaft produzierte Surplus in die Industrie umgeleitet wurde.
Die theoretische Begründung dafür lieferte Jewgeni Preobra-
schenski, eine schillernde und zugleich tragische Figur. Er ge-
hörte zum eher linkssozialistischen Flügel in der KPdSU, aus
der er vorübergehend ausgeschlossen wurde, schrieb aber zu-
sammen mit Nikolai Bucharin, der zu einer ganz anderen
Strömung gehörte, das »ABC des Kommunismus« –  eine
Schrift, die dann 1968 erneut breit rezipiert wurde. Preobra-
schenski, und das ist das Tragische, wurde im Zuge der Sta-
lin’schen Säuberungen 1937 erschossen. 

Dass eine massive Abschöpfung des landwirtschaftlichen
Mehrprodukts nur mit autoritären Mitteln und fürchterlicher
Gewalt geht, liegt eigentlich auf der Hand. Eine längerfristig
angelegte Entwicklung hätte sicherlich anders ausgesehen.
Andererseits stellt sich aber auch die historische Frage, ob die
Sowjetunion ohne diese Gewaltindustrialisierung in der Lage
gewesen wäre, Nazi-Deutschland im Zweiten Weltkrieg zu be-
siegen. Möglicherweise hätte sich dann etwas noch Schreck-
licheres in Europa durchgesetzt.

Tatsache ist, dass Stalin diese Fragen mit dem Schwert
 entschied: Es wurde mit aller Kraft industrialisiert, und die
Schwer- und Industriegüterproduktion wurde gegenüber der
Konsum güterproduktion bevorzugt – was zu einer perma-
nenten Situation des Mangels an notwendigen Konsumgütern
führte. Es etablierte sich ein System, das später auch als »hal-
ber Fordismus« bezeichnet wurde. Zum Fordismus, wie er in
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gedacht, sondern praktisch auch eingeleitet wurde. Man hatte
dort bereits mit grundlegenden Veränderungen von Politik
und Wirtschaft begonnen – und dabei handelte es sich nicht
einfach um Annäherungen an den Westen. Hier ging es tat-
sächlich um eine radikale Demokratisierung und Neuaus-
richtung der sozialistischen Gesellschaft. Man ging sehr sys -
te matisch vor. In Prag wurden Kommissionen gebildet, die
sich unter Ota Šik mit der Reform der Ökonomie, unter Ra-
dovan Richta mit den Folgen des technischen Wandels, unter
Zdenek Mlinar mit den rechtlichen und institutionellen Be-
dingungen einer Reform der Politik beschäftigten und breit
diskutierte Vorschläge machten. Und viele der damals ent-
wickelten Konzepte wären auch umsetzbar gewesen, wenn es
eben nicht zur militä rischen Invasion gekommen wäre. Ab da,
mit dem Beginn der Bresch new-Eiszeit, war eigentlich klar,
dass dieses Modell eines partei- und staatszentrierten Sozia-
lismus nicht mehr zu retten sein würde.

Wenn man die von Ihnen aufgeworfene Frage zum Sozia-
lismus, der keiner war, ernsthaft beantworten wollte, müsste
man also die fast hundertjährige Entwicklung seit der russi-
schen Revolution noch einmal im Detail nachzeichnen. Da-
bei könnte man Bruchpunkte aufzeigen, an denen eine alter-
native Entwicklung möglich gewesen wäre und strategische
Debatten geführt wurden. Ohne diesen Geschichtsrückblick
hat man heute, 20 Jahre nach dem Ende dieses Sozialismus,
den Eindruck, es habe sich um ein homogenes System und
eine einzige gescheiterte Idee gehandelt. Aus dieser Perspek-
tive ist der Zusammenbruch des Sozialismus ein Menetekel al-
ler derjenigen, die heute über Alternativen zum Kapitalismus
sprechen. Doch diese Geschichtsschreibung, die die inneren
Widersprüche und Konflikte in den sozialistischen Ländern
ignoriert, hat selbst etwas Fetischistisches. Sie unterstellt, dass
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die Kommunistische Partei 1948 bei freien Wahlen die Mehr-
heit errang, eine Ausnahme darstellte. Die Länder Osteuropas
übernahmen das sowjetische Konzept von zentraler Planung
und »halbem Fordismus«. Das war kein Modell der gesell-
schaftlichen Beteiligung, der gemeinschaftlichen demokrati-
schen Verfügung über Leben und Ökonomie, des schonenden
Umgangs mit der Natur.

Das realsozialistische System konnte mit dem Kapita -
lismus nicht mithalten, weil es nicht alle seine Funktions -
bedingungen eta blierte. Nachdem die erste »extensive«
Wachs tums periode vor über war, kam es deshalb zur Krise. Die
Erweiterung der Schwerindustrie, die Elektrifizierung – solche
Dinge lassen sich gut planen. Man muss nur größere Mengen
an Ressourcen und Arbeitskräften zur Verfügung stellen.
Doch als diese erste Phase vorüber war, zeigte sich in den Sech-
zigerjahren eine strukturelle Unterlegenheit. Man begann in
Osteuropa und zum Teil auch in der Sowjetunion über die
 Effizienz des ökonomischen Systems zu diskutieren. Man
überlegte, ob man nicht mehr Marktmechanismen einsetzen
sollte, da man doch auf dem Weg zum Sozialismus offen-
sichtlich sowieso Zwischenstadien durchlaufen müsse. Diese
Debatte wurde in der Sowjetunion 1962 vom Ökonomen Li-
ber man aufgeworfen, aber auch in der DDR (Protagonisten
waren schon Ende der Fünfzigerjahre Fritz Behrens und Arne
Benary), der ČSSR, Ungarn oder Polen geführt. Die Wortfüh-
rer dieser Reformdebatten wurden teilweise scharf kritisiert. 

Damit will ich Folgendes sagen: Das sozialistische Lager
war sehr viel weniger ein homogener Block als gemeinhin un-
terstellt wird. Es gab Debatten, die meist aber nur halb öffent -
lich geführt werden konnten. Die Auseinandersetzungen
mündeten schließlich 1968 in der Tschechoslowakei in den
Prager Frühling, wo der demokratische Sozialismus nicht nur
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Partei gründen möchten, Mode entwerfen. Sie müssen Geld
verdienen, nutzen ihre Interessen und werden zu Kleinunter-
nehmern. Sie gründen Garagenfirmen – oder eben eine neue
Partei – und liefern mit ihren Ideen wichtige Impulse für die
Umgestaltung der Gesellschaft – und das heißt auch, von Ar-
beit und Ökonomie. 

Die »sozialistischen« Staaten waren zu autoritär und zen-
tralistisch, um solche Dissidenz produktiv nutzen zu können.
Und genau deswegen haben sie sich nicht erneuert.
elmar altvater Ich stimme damit überein. Das ist eine
überzeugende Erklärung für das Scheitern des Realsozialis-
mus. Man könnte es auch so zuspitzen: Der Kapitalismus hat
überlebt, weil er ein 1968 hatte. Der Sozialismus hingegen prü-
gelte 1968 in Prag jene Alternativen nieder, die ihn hätten er-
neuern, aus der Sackgasse des »halben Fordismus« hätten  he -
rausleiten können. 

Die Veränderung des Westens ist interessant. Man hat die
Revolte hier transformistisch integriert, ihren Impuls genutzt,
um das System zu modernisieren. Die Frauenbewegung
brachte eine neue Kultur in das Alltagsleben, auch in die Un-
ternehmen. Die Jugendbewegung, deren Protagonisten heute
alles Greise sind, erzeugte neue Märkte, die sofort von findi-
gen Unternehmern bedient wurden.

Das alles darf man sich aber nicht konfliktfrei vorstellen.
Auch im Westen wurden die 68er heftig bekämpft. Für das po-
litische System und den Lebenszuschnitt der Älteren stellte die
Revolte eine große, erschütternde Herausforderung dar. Die
Integration war nicht freiwillig, sie ergab sich in Konflikten. 
raul zelik Und als es dann 1989 auch im sozialistischen
 Lager einen allgemeinen Aufbruch gab, hatte dort niemand
mehr ernsthaftes Interesse daran, das System zu verteidigen.
Die Mehrheit der Staats- und Parteibürokratie war sozusagen

119 der gescheiterte sozialismus

hier einfach nur Sachzwänge am Werk waren, die schließlich
zum »Sieg« des kapitalistischen Westens führten. 
raul zelik Fest scheint mir zu stehen, dass bestimmte
Spielarten, bestimmte autoritäre Konzepte gescheitert sind.
Die klassische Linke glaubte, eine historische Mission erfüllen
zu müssen. Sie meinte, objektive Notwendigkeiten erkennen
zu können und die Bevölkerung auf der Grundlage dieser Ob-
jektivität zu einem Modell führen zu müssen.

Dieses Avantgarde- und Kontrollverständnis war auch
mit verantwortlich für die ökonomische Unterlegenheit. Sie
haben erwähnt, dass es den sozialistischen Gesellschaften
nicht gelang, von einem extensiven zu einem intensiven, also
komplexeren Wirtschaften überzugehen. Man kann das wohl
auch damit erklären, dass es keine Praktiken des Transfor-
mismus gab. 

Im Kapitalismus setzen sich Änderungen in Arbeitspro-
zessen und Technikanwendung in der Regel krisenhaft durch.
Widerstand und Dissidenz spielen dabei eine wichtige Rolle:
Leute verweigern sich einer Arbeitsorganisation, sie wollen
nicht mehr in einer Großfabrik am Band stehen oder einen
Angestelltenalltag leben, sie streiken, erkämpfen deutlich
 höhere Löhne, desertieren. Und zumindest die westlichen  In -
dus triestaaten waren in den Siebzigerjahren in der Lage, diese
Dissidenz teilweise zuzulassen. 

Das hat wohl auch damit zu tun, dass Herrschaft in einer
Marktgesellschaft subjektloser daherkommt. Es muss hier
 keinen politischen Zwang geben, um Verweigerer zurück ins
System zu holen. Solche Prozesse können sich beiläufiger voll-
ziehen. Die Notwendigkeit, sich das Überleben verdienen zu
müssen, bringt die Ausreißer »wie von selbst« zurück. Unter
den Verweigerern gibt es Leute, die Musik machen, mit Com-
putern herumbasteln, mit Grafik experimentieren, eine neue

der gescheiterte sozialismus 118



schaft zu machen. Man erprobte dezentrale Industrien und
wollte zeigen, dass man »auch in Hinterhöfen Stahl kochen«
kann – so lautete eine populäre Parole während des »Großen
Sprungs nach vorn« zwischen 1958 und 1962. Das funktio-
nierte natürlich überhaupt nicht. In den handwerklichen
Öfen konnte man die für die Stahlproduktion notwendige
Temperatur überhaupt nicht erreichen. Da der Maoismus
gleichzeitig das Motto ausgegeben hatte, dass man mit dem
»richtigen Bewusstsein« alle Probleme lösen könne, schmolz
man dann einfach Kochgeschirr ein, um positive Resultate
vorweisen zu können. Auch in der Landwirtschaft gab es
 solche »Beweise«: Sie führten Anfang der Sechzigerjahre zu
fürchterlichen Hungersnöten. 

Noch widerlicher war die Herrschaft der Roten Khmer in
Kambodscha: Überzeugt davon, die Gesellschaft mit dem
richtigen Bewusstsein radikal umwälzen zu können, führten
die Roten Khmer eine Zwangsumsiedlung der gesamten
Stadtbevölkerung durch und trieben die urbanen oder intel-
lek tuellen Anteile der Bevölkerung in einer Art Exorzismus
aus. Der neue Mensch sollte Kommunebauer sein. Dement-
sprechend war jeder Brillenträger ein verdächtiges Element.
Dieser Kollektivwahn erinnert ein wenig an die Berichte über
das Täuferreich von Münster, 1534/35, das ja auch durch eine
Diktatur des Radikalismus charakterisiert gewesen zu sein
scheint und dessen Entwicklung vom italienischen Schrift-
stellerkollektiv Luther Blissett im Roman »Q« sehr plausibel
nachgezeichnet worden ist.

Ich will damit sagen: Es scheint mir richtig, alternative
Entwicklungsziele zu definieren, die sich von denen im Kapi-
talismus grundlegend unterscheiden. Aber solche Ziele müs-
sen etwas mit der realen, stofflichen Welt zu tun haben. Das
Primat der Ideen und der Politik hat seine Grenzen. Ab einem
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›übergelaufen‹. Die Bevölkerung wollte keine Experimente
mehr.
elmar altvater 1989 war eben nicht mehr 1968. Dadurch
dass der westliche Kapitalismus vieles von der Revolte aufgriff,
gewann er an Attraktivität. Der Sozialismus hingegen büßte
1968 die Attraktivität ein, die er zuvor bei vielen, nicht bei al-
len Kritikern des kapitalistischen Systems noch gehabt hatte.
Es gab danach nur mehr weni ge, die den Sozialismus trans-
formistisch verändern wollten. Und so setzte sich das Motto
durch: There is no alternative. Markt und formale Demokra-
tie, wie es sie im Westen gab, schienen das einzig denkbare
Modell. Fukuyamas »Ende der Geschichte« war dann fast
zwangsläufig. 

Allerdings hat auch dieses Ende mittlerweile sein Ende ge-
funden.
raul zelik Sie haben vom Scheitern des »halben Fordis-
mus« gesprochen. Aber nicht alle staatssozialistischen Staaten
haben diesen Entwicklungsweg eingeschlagen. In China be-
mühte man sich vor allem in den Sechziger- und Siebziger-
jahren darum, eigene Entwicklungsziele zu definieren. Man
formulierte politische Prämissen. Ziel war nicht die möglichst
zügige Industrialisierung, sondern eine politische Umgestal-
tung der Gesellschaft. 

Auch dieser Weg erwies sich als verhängnisvoll. In man-
cher Hinsicht war er sogar noch dramatischer als die Erfah-
rung der Sowjetunion. Das maoistische China wollte bewei-
sen, dass eine nachholende Industrialisierung nicht nötig ist,
dass auch eine Agrargesellschaft kommunistisch werden
kann. Das trieb die absurdesten Blüten: Weil man sah, dass die
Entwicklung von Schwerindustrie und Großfabriken ähnliche
Sozialstrukturen wie im Westen nach sich zog, versuchte man
Dorfgemein schaften zum Ausgangspunkt der neuen Gesell-
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von Arbeitskräften vom Land in die Stadt, die in China heute
so große Probleme verursacht, sollte beispielsweise nur in
kontrolliertem Maß geschehen. 

Die Entwicklung in China war teilweise sehr problema-
tisch. Über die Jahrzehnte gesehen war sie in mancher Hin-
sicht aber auch erfolgreich. Sie hat dem Land eine wirtschaft-
liche Autonomie ermöglicht, soziale Konflikte beruhigt,
politisch das Ansehen nach innen und außen verbessert. Die
Industrialisierung der Sowjetunion und der anderen War-
schauer-Pakt-Staaten war weniger home grown als in China;
sie beruhte weniger auf im Land selbst produzierten oder vor-
handenen Ressourcen. Das bedeutet, dass die Ostblockstaaten
importieren, sich gegenüber dem Weltmarkt öffnen mussten.
Der Weltmarkt jedoch war und ist ein kapitalis tischer, und
deshalb öffnete man sich auch gegenüber dem Kapitalismus.
Vor allem in den Achtzigerjahren verloren die realsozialisti-
schen Länder damit ihre wirtschaftspolitische Autonomie –
mit den bekannten Ergebnissen. Zuerst brachen die  Plan -
systeme zusammen, dann die Produktionsbetriebe, weil die
Arbeiter revol tierten, schließlich fielen die politischen Herr-
schaftsapparate in sich zusammen. Gewaltlos, ohne organi-
sierte Gegenwehr, in einer »samtenen Revolution«.

Auch China hat sich gegenüber dem Weltmarkt geöffnet,
in den letzten Jahren sogar auf extreme Weise. Aber dies ge-
schah sehr kontrolliert. Vor allem vermied es China, wie wäh-
rend der asiatischen Finanzkrise der Neunzigerjahre deutlich
wurde, in die Schuldenfalle zu tappen. Ein Motiv Chinas,
heute extrem hohe Devisenreserven zu halten, ergibt sich aus
den Erfahrungen der asiatischen Finanzkrise: Um eine durch
Spekulation erzwungene Währungsabwertung zu verhindern,
muss die Zentralbank über hohe Bestände von auf den glo-
balen Devisenmärkten schlagkräftigen Währungsreserven,
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bestimmten Punkt schlägt die Suche nach ›dem anderen‹ in
Fanatismus um. 

Verglichen mit dem voluntaristischen Wahn des chine -
sischen Maoismus hatte der fantasielose, leicht senile Verwal-
tungspragmatismus der DDR schon fast wieder etwas Sym-
pathisches.
elmar altvater Es ist richtig, dass man in China keine
 fordistische Entwicklungsbahn einschlug und deshalb auch
nicht mit den Problemen des »halben Fordismus« konfron-
tiert war. 

Vielleicht darf ich zu diesem Begriff noch etwas sagen: Er
stammt aus der Regulationsschule – wenn ich mich nicht täu-
sche, vom französischen Ökonomen Alain Lipietz –, und diese
Schule hat immer großen Wert darauf gelegt, die gesellschaft-
liche Kompatibilität, Kohärenz und Kohäsion verschiedener
Elemente zu untersuchen. Das heißt, Produktionsformen,
Verteilungsmodelle, Konsum- und Lebensweisen etc. müssen
kompatibel und kommensurabel sein, zueinander passen, in
Bezug gesetzt werden können. Nur wenn dies in einer stim-
migen Form geschieht, kann ein System erfolgreich sein. Das
war im westlichen Fordismus der Fall, im sowjetischen »hal-
ben Fordismus« nicht.

China hat sich nun auf diese Entwicklung nie eingelassen,
sondern versucht, der Landwirtschaft im Verhältnis zur In-
dustrie eine wichtigere Rolle einzuräumen. Das war in der
frühen Sowjetunion von einigen Theoretikern wie Nikolai
Bucharin auch vertreten worden. Bucharin wollte, wie bereits
erwähnt, die Industrialisierung aus dem landwirtschaftlich
produzierten Surplus »finanzieren«, das heißt, einen Transfer
von Ressourcen und Arbeitskräften organisieren – dies aller-
dings in einem langfristig angelegten Prozess. In China hat
man etwas Vergleichbares gemacht. Die Massenabwanderung
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men, beurteilen muss. Und in dieser Hinsicht, in Bezug auf die
jüngste Sozialgeschichte Chinas, muss ich meine Inkompe-
tenz eingestehen. 

Was das maoistische China angeht, das in den frühen Sieb-
 zigerjahren von vielen westlichen Linken – nicht nur von
Maoisten – mit Sympathie beobachtet wurde, so waren sicher
schon damals viele Projekte zum Scheitern verurteilt und hat-
ten einen schlechten Beigeschmack; in Bezug auf die Men-
schen, aber auch auf Natur und Technik. Sie haben die Hin-
terhofhochöfen erwähnt: Das war ja nicht nur praktischer
Unsinn, sondern auch eine ökologische und gesundheitliche
Katastrophe. Stahlproduktion geht mit extremer Kontamina-
tion einher. Auch wenn kein Parteifunktionär oder Polizist
daneben stand, um die Leute zu maßregeln, war das repressiv
und hatte nichts mit einer sozial und ökologisch ausgerichte-
ten alternativen Entwicklung zu tun.
raul zelik Es gibt eine Gemeinsamkeit zwischen dem
maoistischen China und dem sowjetisch dominierten Ost-
block: das Lenin’ sche Revolutions- und Organisationsmodell.
Die kommunis tischen Kader wollten einer historisch notwen -
digen Entwicklung Geltung verschaffen. Ich denke, dass die
autoritäre Struktur des Staatssozialismus – die repressive
Durchsetzung der Politik gegenüber der Bevölkerung, die
Herausbildung von Führungskasten und Herrschaftsbüro-
kratien usw. – in  allen staatssozialistischen Ländern ähnlich
war und überall vom Lenin’schen Organisationsmodell mit
hervorgebracht wurde.
elmar altvater Das Lenin’sche Modell setzte aber auf sehr
unterschiedlichen Kulturen auf und war demzufolge nicht
überall gleich. In einem so wenig entwickelten und von so
starken autoritären Tendenzen geprägten Land wie Russland
spielte es sicher eine andere Rolle als in der Tschechoslowakei
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also über eine »Kriegskasse« verfügen, die mit US-Dollars
prall gefüllt ist. 
raul zelik Der Hinweis auf die Schuldenkrise erscheint 
mir sehr wichtig. Die sozialistischen Staaten in Osteuropa
wurden ja – ganz ähnlich wie die lateinamerikanischen Län-
der – in den 1980er-Jahren von Auslandsschulden und IWF-
 Politik zerrüttet. Polen, Jugoslawien und Rumänien etwa wa-
ren kaum weniger vom Internationalen Währungsfonds
abhängig als etwa Argen tinien oder Mexiko. Die Krise in Po-
len, der Widerstand der Solidarność-Arbeiter gegen das Re-
gime, hat also mehr mit den Anti-IWF-Revolten in Latein-
amerika und Nordafrika gemeinsam, als man denkt: Auch in
Polen verfolgte die Regierung aufgrund der Auslandsschulden
eine rigide Sparpolitik und löste dadurch Versorgungseng-
pässe aus. 

Sie sagen, China habe diesen Fehler nicht begangen und
zumindest eine eigenständige Entwicklung verfolgt. Trotzdem
war auch das ein monströses Konzept … 
elmar altvater … sicher …
raul zelik … angefangen vom kollektiven Wahnsinn der
Kultu r re vo lution, als alles politisch umgekrempelt werden
sollte, bis zum Exportkapitalismus heute. Die dynamischs  ten
Zentren Chinas gleichen heute gigantischen Weltmarkt fabri -
ken, mit  allem, was dazu gehört: extreme Ausbeutung von
 Arbeitskräften, fürchterliche Umweltzerstörung, Vertreibung
städtischer Bevölkerung und massenhafte Umsiedlung der
Bevölkerung vom Land … Mit Emanzipation hat das nichts
zu tun. Und es hatte auch früher nichts damit zu tun.
elmar altvater Das ist wahr. Ich möchte mit meinem Ur-
teil nur deshalb etwas vorsichtiger sein, weil man solche Ent-
wicklungen wohl auch vor dem Hintergrund spezifischer
Traditionen, der kulturellen Vermittlung solcher Politikfor-
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konnten nicht verstehen, warum sich die sozialistischen Ar-
beiter in Polen die Arbeitshetze aufdrängen ließen. Sie hatten
für die kleinen Sabotageaktionen gegen den Leistungswett -
bewerb, die in dem Film gezeigt wurden, große Sympathien.
raul zelik Trotzdem blieb es letztlich doch eine verlang-
samte, in vieler Hinsicht fast schon statische Gesellschaft. Ich
glaube, die mangelnde Partizipation hatte mit Machtstruktu-
ren und weniger mit den – ja nur Teile der Gesellschaft erfas-
senden – Akkordsystemen zu tun. Veränderungen wurden
blockiert, weil sie unmittelbar Macht- und Entscheidungs -
gefüge zu verschieben drohten; weil Macht im Staatssozialis-
mus immer direkt politisch organisiert war.
elmar altvater Klar, das war ein ständig untergründig
 bewegender Widerspruch: zwischen der Notwendigkeit, das
System in der »Systemkonkurrenz« zu dynamisieren, und den
daraus resultierenden Gefährdungen für die fragile  Macht -
balance in einem Staat, der nur eine schwache legitimato -
rische Grundlage besaß.
raul zelik Sie haben demokratische Beteiligung eingefor-
dert. Aber auch das ist nicht überall gleich gewesen. Es gab
noch einen dritten sozialistischen Weg: Jugoslawien. Dort
 beanspruchte der Bund der Kommunisten, die jugoslawische
KP, zwar auch eine politische Alleinvertretung – aber in den
Betrieben wurde ab den frühen Sechzigerjahren eine Arbei-
terselbstverwaltung praktiziert. Die Betriebe besaßen weitrei-
chende Entscheidungsautonomie, und das spiegelte sich auch
politisch wider: Die Bundesstaaten und Autonomieregionen
waren weitgehend selbstständig, an den Universitäten, unter
 Intellektuellen und Künstlern gab es große Diskussionsspiel-
räume. Man konnte im sozialistischen Jugoslawien lesen und
reden, was man wollte, und es herrschte Freizügigkeit: Wer
wollte, konn te reisen und auswandern – und wiederkommen. 
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oder der DDR, die ja 1945 schon recht industrialisiert waren,
wo es Mittelschichten gab und künstlerische und wissen-
schaftliche Traditionen eine starke Rolle spielten. Insofern
kann man das wohl nicht verallgemeinern. 

Ich würde eine andere Gemeinsamkeit ausmachen. Das
20. Jahrhundert kann man als Jahrhundert der Beschleuni-
gung bezeichnen. Das Sinnbild dafür ist natürlich das Auto-
mobil, aber auch der Wachstumsgedanke, der zuvor keine
wichtige Rolle gespielt hatte, steht dafür. Die Beschleunigung
wurde zum Erfolgsmaßstab der sozialistischen Staaten und
der führenden Parteien. Damit wurde jedoch auch vieles au-
ßer Kraft gesetzt, was in langsameren Gesellschaften funktio-
nieren kann, beispielsweise politische Partizipation. Demo-
kratische Beteiligungsprozesse verlangsamen naturgemäß
alles. Sie kosten Zeit. Unter dem Zwang der Beschleunigung
bleibt wenig Platz zum Abwägen, Überlegen, Diskutieren;
heute ist das dank der neuen Kommunikationstechnologien
einfacher geworden, aber im Prinzip trifft das auch heute
noch zu. Und so war im Realsozialismus immer jemand da,
der die Knute schwang und die Leute zur Arbeit antrieb. Den-
ken wir nur an die Akkordsysteme, mit denen die Beschleu-
nigung in die Arbeitsorganisation eingebaut wurde: Der
»Held der Arbeit« Alexej Stachanow wurde in der Sowjet-
union zum Idol aufgebaut, das DDR-Pendant hieß Adolf
Hennecke. Alles musste schneller gehen, und dafür gab es Or-
den und Prämien. Solche »Helden« gab es überall – auch in
China. Es kam zu einer  extremen Verdichtung der Arbeitszeit.
Das strukturierte die realsozialistische Gesellschaft – und
machte sie wohl auch kaputt. Andrzej Wajda hat über den »so-
zialistischen Wettbewerb« im Arbeitsprozess 1977 den Film
»Der Mann aus Marmor« gedreht. Ich habe den Film damals
zusammen mit Arbeitern von Fiat in Turin gesehen. Die
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wurde daher so groß, dass sich die Unterschiede zwischen Slo-
wenien als der reichsten und Kosovo als ärmster Region un-
kontrolliert entfalten konnten. Das rief enorme Konflikte in-
nerhalb des Landes und auch zwischen den Menschen hervor,
was schließlich in den Neunzigerjahren zu einer  ge walt tätigen
Explosion, zum Bürgerkrieg führt. In diesem Zusammenhang
war aber auch von Bedeutung, dass die Unabhängigkeitsbe-
strebungen der Regionen von außen massiv unterstützt wur-
den. Die deutsche Außenpolitik unter Hans-Dietrich Gen-
scher spielte hier eine entscheidende, katastrophale Rolle. Mit
der schnellen Anerkennung Sloweniens und etwas später
auch Kroatiens ermu tigte man auch die anderen Unabhän-
gigkeitsbewegungen. Offensichtlich zielte die deutsche Au-
ßen politik auf den Zerfall Jugo slawiens ab und war somit für
die Kriege der Neunzigerjahre mitverantwortlich. Über die
Gründe kann man lange  speku lieren. Ökonomische Interes-
sen allein können es nicht gewesen sein.
raul zelik Sie haben das sozialistische Jugoslawien in den
Siebzigerjahren intensiver beobachtet: Würden Sie behaup-
ten, dass dieses Modell trotz des schrecklichen Zerfalls Jugo-
slawiens Aspekte hat, an die man sich erinnern sollte? Zwar
gehörte das »Organisieren«, das Unterschlagen von Gütern,
auch in Jugoslawien zum Alltag. Doch das Wohlstands- und
Konsumniveau war, denke ich, im Mittel nicht niedriger als
heute in den Einzelstaaten. Demokratische Partizipation war
im Politischen kaum möglich, aber dafür hatte man in den Be-
trieben Einiges mitzureden. Die soziale Sicherheit war groß,
die jugoslawische Identität trotz der kulturellen Unterschiede
stark. Es gab interessante politische Debatten.
elmar altvater Nicht alles, was sich in Jugoslawien unter
dem Schirm des Sozialismus versammelte, entspräche wohl
unseren Vorstellungen von Solidarität, Moderne, einer Weite
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Doch auch diese Variante – vielleicht sollte man sie wegen
ihrer Marktelemente und einer gewissen politischen Toleranz
als ›liberal‹ bezeichnen – scheiterte. Die Einführung der Be-
triebsautonomie und der Marktmechanismen führte dazu,
dass ab den Sechzigerjahren die Kluft zwischen den Regionen
und den Betrieben wieder zunahm. Die Menschen identi -
fizierten sich mehr mit ihren Unternehmen als mit dem
 gesell schaftlichen Gesamtzusammenhang. Die Zentri fugal -
kräfte wurden größer und größer.
elmar altvater Der Fall Jugoslawien zeigt recht deutlich,
was passiert, wenn man eine Entwicklung dem Markt über-
lässt – auch unter sozialistischen Vorzeichen. 

Jugoslawien war ja ausdrücklich als Marktsozialismus
konzipiert worden. Branko Horvat, aber auch die sogenannte
Praxis-Gruppe hatten dazu umfangreiche ökonomietheore -
tische und philosophische Beiträge geleistet, die auch heute
noch, fast ein halbes Jahrhundert später, die Lektüre lohnen.
Das Problem an Märkten ist, dass sie Ungleichheit in sich tra-
gen und oft auch hervorbringen. Dabei ist es unerheblich, ob
es sich um Marktkapitalismus oder Marktsozialismus han-
delt. Ungleichheit ist deshalb das Ergebnis von Märkten, weil
auf ihnen sogenannte Leistung oder genauer: vermarktbare
Leistung zählt, und die eben ungleich erbracht wird. 

Die großen Schwierigkeiten, unter denen Jugoslawien ab
den Siebzigerjahren litt, hatten damit zu tun, dass der Markt
aufgrund seiner Tendenz zur Ungleichheit immer ein Kor-
rektiv braucht. In den westlichen Ländern entwickelte man zu
diesem Zweck den Sozialstaat. In Jugoslawien gab es den zwar
auch, aber nach der Verfassungsänderung Anfang der Siebzi-
gerjahre wurden die Differenzen zwischen den Bundesrepu-
bliken nicht mehr – etwa dem deutschen Finanzausgleich ent-
sprechend – ausgeglichen. Die Autonomie der Einzelstaaten
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pole; neben einander sah man das bäuerliche  Leben, eine tra-
ditionelle Roma-Kultur, die Industrialisierung, die Architek-
turmoderne, Subkulturen. 

Kritisch muss man anmerken, dass der politische Füh-
rungs anspruch der Staatsbürokratie ähnlich penetrant war
wie überall im sozialistischen Lager. Und den Personenkult
um Tito kann man wohl, auch wenn er das Land zusammen-
hielt, nur als absurd bezeichnen. Und doch erscheint Jugosla-
wien im Rückblick als eine Bühne der Differenz, der Vielfalt.
elmar altvater Man muss Jugoslawien als ein Produkt des
Kalten Krieges verstehen. Als eines der wenigen Länder in Ost-
europa hatte es selbst eine Revolution gemacht. Die Jugosla-
wen befreiten sich im Partisanenkrieg vom Nationalsozialis-
mus selbst, ohne direkte Hilfe der Westalliierten und der
Sowjetunion. Jugoslawien gehörte dann einige Jahre zum so-
zialistischen Lager und verfolgte ab 1949 einen unabhängigen
Kurs, wofür das Land von der Sowjetunion und den anderen
Staaten des Warschauer Paktes zunächst heftig bekämpft
wurde. Das Selbstbewusstsein war groß genug, um auch in
Zeiten der Blockkonfrontation eigene Wege zu gehen. Im
Rah men dieses Lösungsprozesses führten die Jugoslawen die
Arbeiterselbstverwaltung und eine Art Marktsozialismus ein.
Auf Linke in Westeuropa hatte das in den Fünfziger- und Sech-
zigerjahren eine große, positive Ausstrahlung. Hier wurde
eine nicht kapitalistische Gesellschaft mit Arbeiterselbstver-
waltung, Staats- und Gemeineigentum sichtbar. Das waren
damals ja auch in Deutschland wichtige gesellschaftliche Po-
sitionen. Man muss sich nur das Münchner Programm des
Deutschen Gewerkschaftsbundes von 1949 anschauen. Der
DGB definierte Mitbestimmung, Wirtschaftsplanung und
Vergesellschaftung der Schlüsselindustrien als zentrale Ele-
mente zur Umgestaltung der Gesellschaft. Was in Jugoslawien

131 der gescheiterte sozialismus

des Denkens und sozialistischem Fortschritt. Wahrscheinlich
war das unvermeidbar und wäre in Deutschland kaum anders.
Es bedarf der Lernprozesse, um über solche Zustände hinaus -
zukommen – keines autoritären Lernens, sondern eines kol-
lektiven learning by doing.

Tatsächlich eröffnete die Autonomie der Betriebe sehr
viele Mitbestimmungsmöglichkeiten – mehr als in anderen
sozialistischen, aber vor allem auch mehr als in den kapitalis -
tischen Staaten. Andererseits gab es in Jugoslawien nicht ge-
nügend Arbeitsplätze. Deswegen sind sehr viele Jugoslawen
emigriert. Nach den Italienern stellten die Jugoslawen in den
Fünfziger- und Sechzigerjahren unter den Arbeitsimmigran-
ten in Deutschland die größte Gruppe. Die Wohlstandserfah-
rungen, die diese Menschen im Westen machten, spielten
dann auch eine wichtige Rolle bei der Zersetzung des Landes.
Ich weiß nicht, ob es Untersuchungen dazu gibt. Aber in Tei-
len  Jugoslawiens – in Kroatien wahrscheinlich mehr als in
Mazedonien – und in bestimmten sozialen Schichten trugen
die Wohl standserwartungen dazu bei, dass sich viele Men-
schen immer weniger mit der jugoslawischen Union identifi-
zierten.
raul zelik Allein die Existenz Jugoslawiens war eigentlich
eine bemerkenswerte Tatsache. Man darf nicht vergessen, wie
extrem die ökonomischen Gegensätze hier waren. Das Wohl-
stands gefälle zwischen Slowenien und dem Kosovo war –
wenn ich das richtig in Erinnerung habe – vor dem Zweiten
Weltkrieg so groß wie das zwischen Italien und Schwarzafrika.
Ab 1945 wurden diese Unterschiede zunächst massiv abge-
baut. Gleichzeitig war die Bundesrepublik Jugoslawien auch
durch eine große kulturelle Differenz charakterisiert. Ich er-
innere mich an Bilder aus Bosnien. Die Ungleichzeitigkeit
stach ins Auge: Sarajevo war eine europäische Kulturmetro-
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raul zelik Das Genick brach Jugoslawien dann die Schul-
denkrise der Achtzigerjahre. Ähnlich wie viele Dritte-Welt-
Staaten hatte Jugoslawien in den Siebzigerjahren, als die Zin-
sen niedrig und der US-Dollar billig waren, Schulden beim
Internationalen Währungsfonds aufgenommen. Durch die
Hochzinspolitik, die die USA ab 1980 verfolgten, wurde der
Schuldendienst unbezahlbar: Nicht nur die Zinsen stiegen,
auch der US-Dollar gewann an Wert, weil viele Anleger Dol-
lar-Anleihen kauften. 

Es kam zu einer heftigen sozialen Krise. Die Parteiführun-
gen vor allem in Kroatien und Serbien versuchten nach Titos
Tod 1980, diese soziale Krise durch nationalistische Mobilisie-
rungen – gegen den Zentralstaat, gegen die albanische Min-
derheit – vergessen zu machen. Um die politische Macht zu
behaupten, haben die Eliten den sozialen Konflikt also »eth-
nisiert«. Und der Westen hat das, wie Sie schon erwähnten,
angeheizt, indem er den Separatismus Kroatiens und Slowe-
niens, später dann auch des Kosovo, aktiv unterstützte.
elmar altvater Ja, und wie Sie richtig feststellen, muss
man auch die Verantwortung der serbischen Seite im Blick
 haben. Gerade der serbische Präsident Slobodan Milošević
setzte in den Achtzigerjahren massiv auf die ethnische Karte.
Seine Rede zum 600. Jahrestag der Schlacht auf dem Amsel-
feld, wo serbische Truppen gegen die Osmanen kämpften, ist
in schlechter Erinnerung. Letztlich wurde Milošević dann
selbst Opfer seines ethnisch aufgeladenen Diskurses.
raul zelik Ich möchte noch ein wenig auf meinem per-
sönlichen Stecken pferd herumreiten: dem Leninismus. Heute
gibt es unter Intellektuellen eine kleine leninistische Renais-
sance. Der Philosoph Slavoj Žižek propagiert schon seit eini-
gen Jahren die Wiederentdeckung bolschewistischer  Stra -
tegien. Auf noch explizitere, politischere Weise plädiert der
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geschah, schien diesen Forderungen sehr nahe zu kommen.
Die Begeisterung war dementsprechend groß. 

Das jugoslawische Modell hat aber aus verschiedenen
Gründen, von denen einige auch ökonomischer Natur sind,
nie richtig funktioniert. Zudem geriet es, da es an der Front-
linie zwischen den großen Blöcken lag, von beiden Seiten un-
ter Druck. Von der Sowjetunion wurde Jugoslawien vor allem
in den Anfangsjahren nach dem sowjetisch-jugoslawischen
Bruch 1949 sehr hart angegangen. Dieser Druck nahm im Ver-
lauf der Fünfzigerjahre ab. In den Folgejahren spielten dafür
die westlichen Länder eine destabilisierende Rolle. Die natio-
nalistischen, teilweise auch faschistischen Separationsbewe-
gungen etwa in Kroatien wurden von der westlichen Staaten-
gemeinschaft und von der katholischen Kirche, sprich: der
Rechten im Vatikan, massiv unterstützt. Vor diesem Hinter-
grund unternahm Jugoslawien – und auch das ist heute
durch  aus interessant – den Versuch, einen dritten Pol in der
Welt zu errichten: In der Blockfreienbewegung, der Trikonti-
nentale, nahm Jugoslawien eine Führungsrolle ein. Neben
dem indischen Ministerpräsidenten Jawaharlal Nehru und
dem indonesischen Präsidenten Sukarno war Tito die zentrale
Figur der Blockfreien. Und diese Politik eröffnete Jugoslawien
auch wieder einen gewissen Spielraum. 

Zersetzt wurde das Land schließlich durch interne Pro-
bleme. Der Marktmechanismus vertiefte die Ungleichheit
und setzte eine Auflösungstendenz in Gang. Mit der Verfas-
sungsreform Anfang der Siebzigerjahre, die auf eine  weit -
gehende Autonomie der Bundesstaaten hinauslief, beraubte
man sich der Instrumente, diesem Zerfall entgegenzusteuern.
Nach der Dezentralisierung war es nicht mehr möglich, 
die soziale Ungleichheit zwischen den Landesteilen zu korri -
gieren. 
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leninistischen Modellen in den verschiedenen staatssozialisti-
schen Gesellschaften verwiesen. Ich sehe aber auch große
Ähnlichkeiten: Überall verwandelten sich die Kaderparteien
in kastenähnliche Führungsgruppen – wobei persönliche
 Privilegien, anders als gemeinhin unterstellt, meist nur eine
untergeordnete Rolle spielten. Viel entscheidender und letzt-
lich verhängnisvoll war, dass die Führungsgruppen jene Ent-
wicklung im Keim erstickten, die den Sozialismus seiner 
Defi ni tion nach eigentlich auszeichnen müsste: eine radikale
Demo kratisierung der Gesellschaft, eine gemeinschaftliche
Verständigung darüber, wie man lebt, arbeitet, produziert,
konsumiert. 

Anders formuliert: Der Leninismus besaß eine Strategie
der Machteroberung. Aber einem sozialistischen Projekt
stand er im Weg.
elmar altvater Ich weiß nicht, ob man das so sagen kann.
Lenin selbst war ja sehr flexibel. Als der Kriegskommunismus,
in dem Güter einfach requiriert und verteilt wurden, nicht
funktionierte, ging Lenins Revolutionsregierung 1921 zur
Neuen Ökonomischen Politik über. Damit wurden weitrei-
chen de Marktmechanismen und eine Auto nomie der Betrie -
be eingeführt, wodurch sich – darüber haben wir bereits ge-
sprochen – die sozialen Widersprüche erneut verschärften. 

Ich habe deswegen so große Schwierigkeiten, vom »Leni-
nismus« zu sprechen, weil es sich eigentlich nur um sechs
Jahre, davon drei Jahre Bürgerkrieg, handelte, in denen Lenin
am Aufbau einer sozialistischen Gesellschaft beteiligt war.
1924 starb er, und vorher befand sich Russland in einer revo-
lutionären Situation, in der man sich entsprechend den ge-
sellschaftlichen Kräfteverhältnissen verhalten musste. Lenin
war ein Voluntarist, das heißt, er versuchte das Unmögliche
durchzusetzen und war damit, was in der Geschichte selten ist,
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Schriftsteller Dietmar Dath für eine Lenin’sche Praxis. Ich
finde das ziemlich  irri tierend. Lenins Denken kreiste ja sehr
stark um Machtfragen, vor allem um die Möglichkeit des po-
litischen Bruchs. Auf der einen Seite ist das einleuchtend. In
einer bürgerlichen Gesellschaft – von der zaristischen ganz zu
schweigen – reicht es nicht, eine Mehrheit überzeugen zu wol-
len. Die politische, repräsentative und mediale Meinungsbil-
dung ist machtförmig, oligarchisch oder autokratisch, struk-
turiert. Ein Hubert Burda hat sehr viel größere Möglichkeiten,
seine Meinung geltend zu machen als eine Basisbewegung mit
Hunderttausenden von Aktivisten. Auch in westdeutschen
Medien gibt es Zensurmechanismen; bestimmte Inhalte und
Perspektiven kann man in diesen Medien nicht oder nur mit
größten Problemen vertreten. Ja, es reicht nicht einmal, die
Mehrheit zu sein. Selbst wenn es einmal gelingt, trotz der er-
schwerten Bedingun gen eine Bevölkerungsmehrheit für ein
alternatives Projekt zu gewinnen und bei Wahlen eine parla-
mentarische Mehrheit zu gewinnen, heißt das noch lange
nicht, dass man auch die Macht hat, die Gesellschaft so um-
zugestalten, wie es die Mehrheit wünscht. Alle Linksregierun-
gen – in Lateinamerika ist diese Frage ja seit Jahrzehnten ak-
tuell – waren mit diesem Problem konfrontiert. Man war, wie
es die italienische Publizistin und Mitgründerin der Tageszei-
tung Il Manifesto, Rossana Rossanda, einmal gesagt hat, »an
der Regierung, aber nicht an der Macht«. Denken wir an 1956

in Guatemala, 1973 in Chile, an Venezuela und Bolivien heute.
Insofern sind die von Lenin aufgeworfenen Fragen, näm-

lich, wie bürgerliche Herrschaftsapparate überwunden wer-
den können, wie eine Situation der Offenheit für etwas radi-
kal anderes geschaffen werden kann, sehr aktuell. Andererseits
hat sich der Leninismus aber auch als schreckliche Sackgasse
erwiesen. Sie haben vorhin auf die Unterschiede zwischen den
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raul zelik Was würde es denn bedeuten, nicht abzuwarten?
Inwiefern könnte Voluntarismus heute einen positiven Bei-
trag leisten?
elmar altvater Das kann ich nicht beantworten. Die Ant-
wort wäre wohl selbst eine voluntaristische, das heißt, nicht
sehr analytisch und von den eigenen Wünschen geleitet. Wie
würden Sie sie denn beantworten?
raul zelik Ich denke, dass der Voluntarismus oder richti-
ger: die Bereitschaft zum Bruch eine wichtige Funktion hat –
aber nur in Verbindung mit radikaldemokratischen Bewe-
gungen. Wenn man heute nach Lateinamerika blickt, stellt
man fest, dass in Venezuela, Ecuador oder Bolivien wichtige
Reformprozesse eingeleitet worden sind, durch die herr-
schende Reichtums- und Machtverhältnisse infrage gestellt
werden. Möglich waren diese Reformen nur, weil Basisbewe-
gungen, aber auch überhöhte Führungspersonen wie Hugo
Chávez und Rafael Correa – Evo Morales scheint stärker in
den Basisbewegungen eingebunden – sehr radikal auftraten.
Vor 15 bis 20 Jahren hätte man es kaum für möglich gehalten,
dass in diesen drei Ländern grundlegende Veränderungen
 bevorstehen. Die politische und soziale Opposition lag am
Boden. Gleichzeitig herrschten dort jedoch tiefe Krisen der
Repräsen tation. Die Mehrheit fühlte sich von Parteien, Ge-
werkschaften, Medien, akademischen Diskursen usw. nicht
mehr vertre ten. In diesem Vakuum entstanden diffuse Bewe-
gungen, die den existierenden Zustand radikal infrage stellten.
In Bolivien und Ecuador waren es die politisch und ökono-
misch marginalisierten Indigenen, in Venezuela eher die als
Bürger von Stadt und Staat unsichtbar gemachten Barriobe-
wohner, die diese neue Opposition artikulierten. Dass Füh-
rungspersonen wie Hugo Chávez eine so große Rolle spielen,
hat viel mit diesem politischen Vakuum zu tun. 
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erfolgreich. Insofern war das, was sich in Russland als  Re -
volution ereignete, kein organischer Prozess, der von breiten
Teilen der Gesellschaft getragen wurde und von ihr realisiert
werden konnte. Es war das Projekt einer Avantgarde, einer
Minderheit. 

Wenn sich heute manche in einem politischen Gebilde wie
der EU wieder als Leninisten gerieren, erscheint mir das als
Spielerei. Die Situation unserer Gesellschaften heute lässt sich
in keiner Weise mit der des zaristischen Russlands vergleichen.
Insofern sind alle Anspielungen auf Lenin unpassend.

Eine wichtige Frage ist allerdings die Rolle des Voluntaris-
mus in einem Prozess radikaler Veränderung. Es gibt ja immer
zwei Möglichkeiten: Entweder man wartet ab, bis die Zeiten –
entsprechend der Analyse der historischen Verhältnisse – reif
sind und einem die reife Frucht in den Schoß fällt. Wobei es
aber auch passieren kann, dass die Frucht nie reif wird. Oder
man pflückt die unreife Frucht und lässt sie nachreifen.
Manchmal wird dann was draus, manchmal fault die Frucht,
bevor man sie verzehren kann. Das ist offensichtlich das, was
im Sozialismus geschah: Die Früchte wurden viel zu früh ge-
pflückt, waren viel zu unreif und sind verfault, bevor sie Nah-
rung hätten abgeben können.

Der Voluntarismus ist vielleicht auch heute wieder be-
deutsam. Damit meine ich Aktivitäten, die über das »objektiv
Gegebe ne« mit Macht hinausschießen. Ob das gelingt, hängt
stark von den Subjekten ab: Ob diese Subjekte in der Lage
sind, den Volun tarismus in nicht voluntaristische, sprich:
dauerhafte Strukturen umzusetzen. Diese Frage ist sehr wich-
tig, denn es wird weder ausreichen, einfach abzuwarten, noch
das Abwarten voluntaristisch zu beenden.

Wenn mit Neoleninismus gemeint ist, dieses Problem zu
formulieren, wäre das ein wichtiger Beitrag. 
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Dennoch ist die Haltung im Prinzip richtig. Die Regierung
hat die Gesellschaft …
elmar altvater … in Bewegung gesetzt …
raul zelik …und hält sie auf Trab. Das hat ermöglicht, dass
sich Kräfteverhältnisse verschieben. Und weil die Regierung
Chávez nach wie vor gezwungen ist, Mehrheiten zu mobili-
sieren, ist sie auch noch nicht in eine autoritäre Sackgasse ge-
raten, wie das bei den staatssozialistischen Gesellschaften der
Fall war. 

Was Venezuelas »Sozialismus des 21. Jahrhunderts« angeht,
würde ich behaupten: Der Prozess ist nicht befriedigend. Jen-
seits der Parolen lässt sich bislang keine alternative Entwick-
lungspolitik ausmachen. Die weltmarkt- und ressourcen -
orien tierte Exportstrategie wird weiter fortgesetzt. Und
trotzdem ist es großartig, was in Venezuela geschieht. Das
Land beweist nämlich, dass mindestens eine alternative  So -
zialpolitik möglich ist – allerdings nur, wenn man bereit ist,
den privilegierten Gruppen der Gesellschaft entgegenzutre-
ten. Wer Sozialreformen zugunsten der Mehrheit durchsetzen
will, wird mit dem heftigen Widerstand der Eliten rechnen
müssen.

Bemerkenswert an den lateinamerikanischen Entwicklun-
gen finde ich zudem einen weiteren Aspekt: Die Träger der
Veränderung waren nicht diejenigen, von denen man es er-
wartet hätte. Die politische Transformation ging in Venezuela
nicht von Linksparteien, Gewerkschaften oder klar umrisse-
nen sozialen Bewegungen aus. Die wesentlichen Protagonis -
ten waren zum einen politisch-kulturelle Netzwerke in den
Armenvierteln, zum anderen Strömungen innerhalb der Mi-
litärs, die nicht länger gegen die eigene Bevölkerung eingesetzt
werden wollten. Die Emanzipation sucht sich unerwartete
Bahnen und Akteure.
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Man muss nun Folgendes sehen: Trotz der revolutionären
Rhetorik sind die Veränderungen in den genannten Ländern
bislang recht bescheiden. Es hat Verfassungsreformen  ge -
geben, in Venezuela hat man die Steuer- und Sozialpolitik
umgestaltet. In der Praxis ist man aber viel weniger radikal, als
es der Regierungsdiskurs nahelegt. Und das finde ich nun
 genau das Interessante: Eine ›andere Welt‹ oder zumindest
eine andere Politik ist offensichtlich möglich. Doch um re-
formis tisch zu wirken, muss man offensichtlich revolutionär
antreten. Nur wer voluntaristisch daherkommt, den Willen
zum Bruch, die Bereitschaft zu Konflikten mitbringt, wird
 unter den  exis tierenden Machtverhältnissen Verschiebungen
erreichen können. 

Die internationale Sozialdemokratie ist heute offensicht-
lich nicht mehr in der Lage, eine integrierende Wohlfahrts -
politik durchzusetzen. Sie geriert sich – von New Labour in
Groß britannien über die spanische PSOE bis zu Lula in Bra-
silien – als effizientes Verwaltungspersonal neoliberaler Ko n-
zepte. Aber wahrscheinlich haben die Sozialdemokratien ja
auch im 20. Jahrhundert nur dann phasenweise Wohlstands -
politik umgesetzt, wenn es darum ging, radikale Gefah ren zu
bannen. Klar ist auf jeden Fall, dass soziale Reform politik
heute nur mit großer, revolutionärer Entschlossenheit mög-
lich ist. Ohne »voluntaristische« Dauermobilisierung, wie sie
beispielsweise die Regierung Chávez in Venezuela praktiziert,
wären selbst minimale Erfolge undenkbar. Das hat viele pro-
ble matische Seiten. Bei dem Bemühen, die Dinge in Bewe-
gung zu setzen, vergaloppiert sich die Regierung Chávez stän-
dig. Es werden immer neue Kampagnen – zur Förderung der
Landwirtschaft, zur massenhaften Gründung von Genossen-
schaften, für Bildungsprogramme – ausgerufen, die dann we-
nig Nachhaltigkeit haben. 
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daher wenig Möglichkeiten, »voluntaristisch« tätig zu sein –
obwohl es dafür eine Notwendigkeit gäbe. Im Moment
herrscht, selbst in der großen Finanzkrise, ein Eventcharakter
bei den Protesten vor. Es treffen sich Hunderttausende, aber
danach geht man auseinander, und es ist, als sei gar nichts ge-
wesen. Das gilt etwa für die großen Demonstrationen gegen
die Krise, die Krisengewinnler und den Sozialabbau am 
28. März 2009. Die Organisation der Unzufriedenheit ist ein
schwieriges Unterfangen. Das liegt natürlich auch an der
Strategielosigkeit. Der Wille zur Veränderung und die daraus
resultierenden voluntaristischen Aktionen müssen mit einer
Strategie der politischen und sozialen Veränderung verknüpft
werden. So wie Hefe das Brot auftreibt, müssen voluntaristi-
sche Aktionen und strategische Analyse im selben Teig wirk-
sam sein und ihn über die Ränder treiben. Aber das geht nur,
wenn es für die Bäcker die Zutaten gibt, und wenn sie dann
das Ganze durchkneten können, wenn also die Verhältnisse
reif für die Verän derung sind.
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elmar altvater Für Lateinamerika würde ich das ähnlich
sehen, und die daraus zu ziehende Lehre ist: Es gibt nicht das
Subjekt der Veränderung, es gibt nicht den Königsweg der so-
zialen Transformation, es gibt nicht das Verhältnis von Staat,
Regierung und sozialen Bewegungen. Es kommt auf die je
konkreten Strukturen von Räumen und Zeiten an, in denen
sich politische Kräfte verorten. In Lateinamerika hat sich in ei-
ner bestimmten historischen Situation eine Chance ergeben –
auch weil es Personen gab, die die Flagge der Revolution auf-
griffen, um es pathetisch auszudrücken. Das war möglich,
weil es breite Volksbewegungen gab. In Bolivien ist das wohl
am deutlichsten: Ohne die Bewegungen, die sich gegen die
Privatisierung der Erdgasvorkommen, der Trinkwasserver-
sorgung und anderer öffentliche Güter zur Wehr setzten, wäre
es nicht zum Politikwechsel gekommen. Evo Morales wäre
nicht Präsident Boliviens. Die sozioterritorialen Bewegungen,
wie sie auch genannt werden, weil sie von ihren Lebensrea -
litäten in den Stadtteilen und Dörfern ausgehen, haben eine
Schlüsselrolle gespielt. Der politische Voluntarismus hat nur
aufgrund dieser Bewegungen eine Chance gehabt. 

Die Frage wäre nun allerdings, ob eine voluntaristische
Strategie in Europa an etwas Ähnlichem anknüpfen könnte.
Hier warnt der DGB-Vorsitzende Michael Sommer vor sozia-
len Unruhen. Er will damit nicht zu sozialem Protest auf rufen,
sondern, im Gegenteil, den Herrschenden vermitteln, dass sie
mehr auf die Gewerkschaften eingehen sollten, damit die
 Situation unter Kontrolle bleibt. Das ist eine subalterne Hal-
tung. Es geht darum, Proteste zu deckeln, und nicht darum,
ihre legitimen Inhalte auszudrücken und durchzusetzen. 

Eine voluntaristische Strategie hat in Anbetracht einer
 solchen politischen und sozialen Kultur keinen echten An-
knüpfungspunkt. Ich sehe in Gesellschaften wie Deutschland
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raul zelik Damit sind wir beim letzten und wohl auch
schwierigsten Teil unseres Gesprächs angelangt, nämlich bei
der Frage, wie sich eine gesellschaftliche Alternative zum Ka-
pitalismus in Gang setzen lässt.

Hier sollten wir uns vielleicht kurz darüber verständigen,
was wir mit Kapitalismus meinen: Haben wir es mit mehre-
ren Imperien, einem kapitalistischen Weltsystem, einem Em-
pire zu tun, in dem der Kapitalismus nur eine wichtige Struk-
tur unter mehreren ist, oder müsste man diese Welt sowieso
ganz anders beschreiben?
elmar altvater Dass der Kapitalismus ein Weltsystem ist,
haben Fernand Braudel oder Immanuel Wallerstein schon vor
Jahrzehnten mit ihren historischen Analysen gezeigt. Mit die-
ser Feststellung ist allerdings noch nicht viel gewonnen. Im
Zeitalter des Kolonialismus unterwarfen die Kolonialmächte
gewaltige Territorien, ja, ganze Kontinente in aller Welt, um
sie auszuplündern. Das ist nicht immer zur Zufriedenheit der
Kolonialisten gelungen, denn die kolonialen Abenteuer waren
teuer. Im Imperialismus ist es der je  nationale Staat, der den
ökonomischen Expansionsdrang der  nationalen Kapitale, der
monopolistischen Großkonzerne absichert – und dabei in
Kon flikt mit anderen Nationalstaaten gerät, die die gleiche Li-
nie für »ihre« Großkonzerne verfolgen. Im »klassischen« Im-
perialismus der zweiten Hälfte des 19. und der ersten Jahr-
zehnte des 20. Jahrhunderts expandierten also die nationalen
Grenzen auf einem doch begrenzten Planeten. Das ist der all-
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Die Linke hatte einen großen Entwurf und war von der  histo -
 ri schen Aufgabe überzeugt, dieses Projekt realisieren zu
 müssen. Das heißt, sie hat es der Gesellschaft aufgeherrscht.
Eman  zipation muss anders verlaufen.

Es gibt hierzu eine häufig zitierte Bemerkung von Marx,
die ich sehr schön finde: 

»Kommunismus ist die wirkliche Bewegung, welche den
jetzigen Zustand aufhebt. Die Bedingungen dieser Bewegung
ergeben sich aus der jetzt bestehenden Voraussetzung.«

Ich glaube, das ist der einzige gangbare Weg. Zwar muss
sich die gesellschaftliche Alternative, die wir anstreben, radi-
kal vom Bestehenden unterscheiden. Es muss also auch einen
voluntaristischen Antrieb geben. Gleichzeitig muss das Neue
sich aber im Existierenden vorwegnehmen. Es muss von
Mehrheiten gestaltet werden. Nur das zählt: nicht die großen
Modelle und Visionen, sondern die Praxis der Menschen, die
etwas in Bewegung setzen, etwas anderes erproben. Deswegen
sind Phänomene wie die Pariser Kommune – oder um ein
Beispiel aus dem Jahr 2006 zu nennen: die Kommune in der
mexikanischen 300.000-Einwohnerstadt Oaxaca – so beein-
druckend. Sie zeigen, dass die Menschen sich selbst regieren
und ihr Leben solidarisch organisieren können.
elmar altvater Das ist letztlich auch das, was Ernst Bloch
in seinen Überlegungen zur »konkreten Utopie« entwickelt
hat. Voluntarismus ist in einer Transformationsstrategie un-
verzichtbar. Aber das, was volun taristisch verfolgt wird, muss
in den realen Bedingungen angelegt sein. Es geht also nicht
nur darum, ein Ziel anzustreben, eine schöne Idee zu haben
oder eine Utopie zu entwerfen, sondern auch darum, das in
einer Gesellschaft Vorhandene aufzugreifen und sich analy-
tisch und praktisch anzueignen. In diesem Zusammenhang
würde ich von einer Dialektik zwischen Analyse und volunta-
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gemeinste Grund für die Weltkriege, die das 20. Jahrhundert
prägen. Die Globalisierung seit den Siebzigerjahren folgt ei-
nem ganz anderen Prinzip. Sie ist nicht durch die Expansion
von nationalstaatlichen Grenzen, sondern durch deren Ab-
bau, durch deren Öffnung für Warenhandel, Dienstleistungen
und Kapitalverkehr charakterisiert. Nur für die Arbeitsmigra-
tion bleiben die Grenzen weitgehend geschlossen. In dieser Si-
tuation kommt der Begriff des Empire auf. Hardt und Negri,
die unter diesem Titel einen Bestseller auf den Markt gebracht
haben, versuchen zu zeigen, dass die Macht nicht mehr bei
den Nationalstaaten liegt, sondern diffundiert, dass es auch
keine Klassen mehr gibt, sondern eine multitude diffuser
 Bewegungen. Seit einigen Jahren jedoch verändert sich der
 Diskurs, auch bedingt durch die Krise. Die bislang so verach-
teten Nationalstaaten steigen als Retter von Banken und Un-
ternehmen erneut in den Ring, und im internationalen Kon-
text verfolgen sie die Interessen der Energiesicherheit etc. Die
Geopolitik kommt also zurück und verpasst der Globalisie-
rung erneut eine imperiale Note.
raul zelik Man könnte also sagen: ein Weltsystem, das sich
allerdings weiter aus konkurrierenden Nationalstaaten und
Imperien zusammensetzt. Hierzu gilt es einen utopischen Ge-
 genentwurf zu formulieren, der umfassend und doch konkret
ansetzt.

Wenn wir über ein solches Projekt sprechen, dann sind wir
zunächst mit der Schwierigkeit konfrontiert, dass uns Modelle
nicht wirklich weiterhelfen. Genau das, was immer an einen
herangetragen wird – ›Sagt, wie es besser gehen soll‹ –, kann
eigentlich nicht zu einer Emanzipation führen.

Modelle bleiben nämlich entweder schwelgerische  Fan -
tasien oder verwandeln sich in technokratische Projekte, wie
sie für die sozialistischen Staaten charakteristisch waren: 
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Genossenschaften eine Demokratisierung des Arbeits- und
Wirtschaftsleben aufblitzt; wenn in Lateinamerika Tausende
von Betrieben besetzt sind und von ihrer Belegschaft selbst
weitergeführt werden. Ja, es gibt sogar völlig institutiona li -
sier te Fallbeispiele, die von Interesse sind. Im Ruhrgebiet etwa
sind Wasser- und Stadtwerke genossenschaftlich organisiert.
Hier geht es weder um privatkapitalistische Gewinnmaxi-
mierung noch um Staatseigentum. Oder die Kinderladenbe-
wegung, die in den Siebzigerjahren überall in Deutschland
entstand: selbst verwaltete Strukturen der Grundversorgung. 

Ich will sagen: Es wird oft so getan, als sei die nicht kapi-
talistische, kooperative, solidarische Welt ein Hirngespinst.
Die kooperative, zumindest potenziell solidarische Welt ist
aber die ganze Zeit da. Sie ist sogar die Grundlage dafür, dass
Markt und Kapitalismus überhaupt funktionieren. Ohne Ko-
operation, Solidarprinzipien, gegenseitige Pflege, Gemein-
schaftlich keit gäbe es uns und auch den Kapitalismus nicht.
Das menschliche Dasein beruht darauf. Setzen wir also genau
das konsequenter um und nutzen die Möglichkeiten der Ko-
operation. Drängen wir die Märkte, die Konkurrenz, die Klas-
senverhältnisse, das Privateigentum zurück – und stärken
Prak tiken der Solidarität.
elmar altvater Ich würde zunächst einmal ganz traditio-
nell sagen, dass es darum geht, Zustände anzustreben, in de-
nen der Mensch kein geknechtetes und entwürdigtes Wesen
mehr ist und sich voll entfalten kann. Nehmen wir das als
Utopie, auf die wir zustreben wollen. Dann kommen sicher-
lich alle Punkte zur Geltung, die Sie angedeutet haben: die
Entfremdung, die durch Marktmechanismen zwischen den
Menschen entstehen, der Fetischcharakter des Geldes usw.
Und wir sehen die Bewegungen dagegen, zum Beispiel die er-
wähnte Kinderladenbewegung, an der ich selbst beteiligt war.
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ristischer Utopie sprechen. Die ergibt sich schon daraus, dass
wir die Zeitstrecke von der Vergangenheit zur Gegenwart ana-
lytisch durchdringen können, denn dafür haben wir wissen-
schaftliche Methoden. Aber die Zeitstrecke vom heute in die
Zukunft lässt sich analytisch nicht ausloten. Da verfolgen wir
ein Ziel, haben Ideen, Visionen, Utopien, und für deren Zu-
standekommen sind wir selbst verantwortlich. Der Ballast des
Vergangenen belastet uns, und wir können ihn nicht unge-
schehen machen oder einfach abwerfen. Aber wir müssen uns
zugleich der Zukunft zuwenden. Nur wenn diese Verbindung
auf der Zeitachse von Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft
gelingt, wird man einigermaßen überzeugend argumentieren
können. Denn selbstverständlich muss man überzeugend
sein. An einer Veränderung der Gesellschaft werden sich näm-
lich nur diejenigen betei ligen, denen eine Alternative einiger-
maßen konkret und realis tisch erscheint. Ansonsten bewegen
Alternativen niemanden. Und diese Verbindung zweier wider -
sprüchlicher Elemente – des radikal Neuen und des konkret
Realistischen – ist natürlich schwie rig herzustellen. 

Das Problem hat also damit zu tun, dass wir es mit ver-
schiedenen Zeitdimensionen zu tun haben. Die Utopie liegt in
der Zukunft: Das »Nirgendwo« ist ein Land, das noch nicht da
ist, aber durch unser Handeln realisiert werden soll. Unser
Handeln hingegen kann nur im Hier und Heute stattfinden
und muss an den vorgefundenen Bedingungen anknüpfen.
raul zelik Was könnte dieses Handeln sein, das das Neue
vorwegnimmt? Ich würde behaupten, es gibt eine ganze Reihe
Anknüpfungspunkte, die uns aber möglicherweise ganz un-
spektakulär erscheinen: zum Beispiel, wenn in sozialen Mi-
lieus oder Bewegungen Solidar- anstelle von Äquivalenzprin-
zipien vorherrschen, wenn Menschen also kooperieren, ohne
dafür unmittelbare Gegenleistungen zu erwarten; wenn in
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für die Mobilität, die wir benötigen – denn manche Mobilität
benötigen wir auch gar nicht. Darüber müssen wir uns in der
Gesellschaft demo kratisch verständigen. Und Sie sehen schon:
Meine Utopie ist eine regulierte Utopie. Ich glaube, es geht
auch nicht anders, als dass wir mit Regeln operieren. Einfach
deshalb, weil die Natur mittlerweile eine Grenze darstellt. Wir
können sie nicht weiter belasten, ohne uns und die Mitwelt zu
schädigen, ja zu gefährden. Ernst Bloch hat in seinem großen
Werk über die Utopie die Autoren Thomas Morus und Tom-
maso Campanella verglichen, den Freiheitsutopisten und den
Ordnungsutopisten. Ich denke, beide haben recht. Wir brau-
chen die größtmögliche Freiheit. Aber diese braucht einen
 politischen Ordnungsrahmen, der sich in Regeln ausdrückt. 
raul zelik Sie sagen, Markt und Warenproduktion lassen
sich nicht einfach aufheben. Wenn ich Sie richtig verstehe,
wäre es heute zu utopisch, sie abzuschaffen. Sie sind zu stark
in unseren Alltag, die Geschichte eingebettet. Gleichzeitig hat
aber auch Ihr Vorschlag etwas sehr Utopisches. Denn wer
könnte der Träger  jener Regeln sein, von denen Sie sprechen?
Viele Regeln können heute nicht mehr nationalstaatlich um-
gesetzt werden. Wenn es um die Natur, aber auch um Arbeits -
rechte geht, ist ein globaler Ordnungsrahmen vonnöten. Für
solche globalen Vereinbarungen aber gibt es kein Forum. Wir
haben keine globa le demokratische Öffentlichkeit, keine
handlungsfähige  globale Instanz. Das Kapital hat mit der
 Globalisierung den Rahmen der politischen Regulation ge-
sprengt.
elmar altvater Ja, das ist das große Problem, mit dem wir
es heute zu tun haben. Wir müssen Folgendes sehen: Jener
sympathische Anarchismus – der ›wir brauchen keinen Staat‹
sagt, der ohne Regeln auskommen will, abgesehen von denen,
die intrinsisch aus uns selbst herauskommen –, dieser Anar-
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Einerseits handelt es sich dabei um Selbsthilfe, weil die öf-
fentlichen Kindergärten schlecht und unzureichend waren;
andererseits sind es Experimente mit neuen sozialen Formen,
die viel vorwegnehmen können von einer noch zu schaffen-
den neuen Gesellschaft. Wie schwer dieser Anspruch einzulö-
sen ist und wie schnell man daran scheitern kann, zeigt die
Kinderladenbewegung sehr deutlich. 

Muss man den Markt, das Geld abschaffen? Ich glaube,
dass das zunächst gar nicht möglich ist. Markt und Geld
 haben, gerade auch wegen ihres Fetischcharakters, etwas  Ent -
lastendes. Man muss nicht jede einzelne Entscheidung mit-
einander bewusst abstimmen. Der Marktmechanismus über-
nimmt alltägliche Entschei dungen. Außerdem hat es Märkte
auch schon vor dem Kapitalismus gegeben. Ich weiß nicht, ob
wir im Kommunismus die Warenproduktion und damit auch
den Markt abschaffen können. Und ich denke, das ist auch
keine Frage, die wir heute beantworten müssen. 

Es gibt andere, im Moment wichtigere Themen. Zum Bei-
spiel: Wie verhält es sich mit dem Zugang zu öffentlichen Gü-
tern? Wird das mit Eintrittsgeld geregelt, wie es heute zumeist
der Fall ist, oder gibt es andere Möglichkeiten der Regelung?
Darauf müssen wir Antworten finden, denn viele Güter der
»natürlichen Allmende« sind begrenzt. Wald, Wasser, Land,
Luft – all das steht immer weniger und in schlechterer Quali-
tät zur Verfügung. Bei der Atmosphäre ist das besonders deut-
lich. Wir können sie nicht weiter mit CO2 belasten, wenn wir
keine Katastrophe herbeiführen wollen.

Das gehört also zur Emanzipation dazu: Wir müssen in
kontraktualistischer Form Nutzungsregeln vereinbaren, Ein-
schränkungen festlegen und diese manchmal auch mit der
Androhung von harten Strafen bewehren. Ganz Ähnliches gilt
auch für die Produktion, die Art und Weise, wie wir arbeiten,
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waren heilig und durften nicht angerührt werden. Es wurden
also Schutzmechanismen der Natur eingezogen, die die Ge-
sellschaft akzeptierte, weil sie von ihr selbst hervorgebracht
wurden. Auch dieser soziale Prozess gehört zu einer Utopie.

Es ist richtig, dass es heute nur schwache soziale Kräfte
gibt, die das dominante ökonomisch-politische Regelwerk,
und dann auch noch auf globaler Ebene, ändern könnten.
Aber immerhin gibt es die »Sozialforumsbewegung« um das
Weltsozialforum her um. Das ist keine einheitliche Bewegung,
aber immerhin ein Forum, auf dem das gewissermaßen insti-
tutionalisiert ist, was wir hier diskutieren: die Vermessung
und Realisierung von Utopien. 
raul zelik Was Ihren positiven Bezug auf den Staat angeht,
würde ich teilweise widersprechen: Staaten sind, wie Sie bes-
ser erläutern könnten als ich, immer auch Herrschaftsein-
richtungen. Emanzipationsbewegungen können sich deswe-
gen nicht ungebrochen auf sie beziehen. Andererseits würde
ich zustimmen, dass eine ›Politik von oben‹ unverzichtbar ist,
um Rahmenbedingungen für eine gesamtgesellschaftliche
Transformation zu schaffen. Erst dadurch wird die Tür zu
 einer anderen Gesellschaft aufgestoßen.

Sprechen wir also über konkrete Politikansätze. Über die
übergeordneten Ziele dürften sich, zumindest auf dem Papier,
die meisten einig sein: a) Die Grundbedürfnisse der Menschen
nach Gesundheit, Ernährung, Wohnen und Bildung müssen
global sichergestellt werden, b) die Produktion muss so um-
gestaltet werden, dass die Natur bewahrt wird, und c) das un-
erfüllte Demokratieversprechen muss eingelöst werden:  Parti -
 zipation, Zugang zu Medien etc. In jedem UN-Bericht wird
man solche Forderungen finden.

Es ist nun klar, dass der Markt die oben formulierten Ziele
von sich aus nicht umsetzt, nicht umsetzen kann. Kapitalver-
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chismus reicht heute nicht mehr aus. Wahrscheinlich war er
nie ausreichend. Schauen wir, wie das bei John Locke im 18.

Jahrhundert geregelt war. Locke hatte die Vorstellung, die
Menschen seien naturrechtlich, also »von Natur aus«, frei. Sie
haben die Möglichkeit zu arbeiten, können sich mit ihrer Ar-
beit Natur aneignen und können behalten, was sie mit ihrer
Arbeit erschaffen. Sie erzeugen Eigentum, das sie zu freien
Menschen und nebenbei auch zu politischen Subjekten einer
Gesellschaft macht. Bei Lockes Perspektive bleibt selbstver-
ständlich das Gender-Verhältnis außen vor, weil nur der
Mann zu einem politischen Subjekt wird und nicht die Frau,
die zu Hause arbeitet. Auch die Klassenfrage findet keine Be-
rücksichtigung, denn was der Knecht erschafft, gehört bei
Locke dem Herrn. Aber gut, darüber wollen wir jetzt einmal
hinwegsehen. Das Entscheidende ist nun, dass auch Locke
eine Begrenzung einzieht. Locke sagt nämlich, dass privates
Eigentum nur so lange erarbeitet werden kann, wie wir andere
nicht daran hindern, sich aus der gleichen Natur auch Eigen-
tum durch Arbeit anzueignen. Wenn es da zu Interferenzen
kommt, ich mir also etwas aneigne und einen anderen daran
hindere, das Gleiche zu tun, dann brauche ich äußere Regeln.
Angesichts der viel beschränkteren Natur ist das heute natür-
lich erst recht so. Das heißt, eine Utopie findet ihre Restrik-
tionen in der Natur, in der alles menschliche Leben und Han-
deln stattfindet. Dem kann man nur Rechnung tragen, indem
Regeln der Naturbeherrschung aufgestellt werden. 

Das hat es eigentlich auch immer gegeben. Indigene Ge-
sellschaften etwa kannten auf Traditionen beruhende Regeln
des Umgangs mit Wasser und Land, mit dem Wald und den
Tieren in ihm. Die Regeln hatten stets mehr oder weniger des-
potischen Charakter. Man gab diese Regeln in Form des Sa-
kra len weiter. Bestimmte Elemente der Natur, Bäume etwa,

die kommende gesellschaft 152



Hände von Belegschaften und Gesellschaft übergehen. Bei der
Rettung beispielsweise von Opel oder der Hypo Real Estate
wird mit dem gesellschaftlichen Nutzen der Unternehmen ar-
gumentiert. Das eigentliche Interesse der Gesellschaft besteht
aber darin, Arbeit und Produktion so zu gestalten, dass das all-
gemeine Wohlbefinden steigt. Bei einer Rettung von Unter-
nehmen muss es daher darum gehen, die Produktion nach
ökologischen und sozialen Kriterien zu verändern und demo -
kratische Strukturen innerhalb der Unternehmen auszu-
bauen. 4) Da Demokratie und Kooperation zentrale Kenn-
zeichen jedes aufgeklärten Gemeinwesens sind, muss man
auch gezielt in diese Richtung gestalten. Das heißt: öffentliche
Förderung jener Initiativen, in denen Arbeit und Produktion
demokratisch-solidarisch  organisiert werden. Anstatt mit
neuen Überwachungstechniken im Internet den Copyright-
Wahnsinn voranzutreiben, könnte sich der Staat beispiels-
weise darauf konzentrieren, die Produktion von commons,
also digitalen Gemeingütern, zu fördern. Er könnte  sys tema -
tisch jene Vereine, Netz-Communities und Genossenschaften
unterstützen, die – wie die Open-Source-Be we gung – allge-
mein zugängliche Güter in nicht kommerzieller Kooperation
zur Verfügung stellen. In manchen Bereichen passiert das ja
auch bereits – zum Beispiel, wenn nicht gewinnorientierte
Träger von Kindertagesstätten Zuschüsse erhalten. 5) Bruch
mit den Wachstumskennziffern und Einführung von alter -
nativen ökonomischen Kennziffern, die gesellschaft lichen
Nutzen umfassender darstellen. Sie haben zwar schon darauf
hingewiesen, dass man dadurch die realen Wirtschaftsstruk-
turen noch lange nicht verändert. Aber immerhin könnte
man so eine Diskussion über andere Entwicklungsziele eröff-
nen. 6) Schluss mit dem Fetisch Lohnarbeit. Es geht nicht
darum, Arbeitsplätze zu bewahren. Das Ziel lautet vielmehr:
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mehrung und Gewinn haben mit Ökologie, Demokratie und
allgemeiner Wohlfahrt erst einmal nichts zu tun. Also – und
auch das erkennen die meisten an, wenn sie von der  Not -
wendigkeit der »politischen Regulation« sprechen – müssen
Formen der bewussten politischen Kooperation entwickelt
werden. 

Wenn es jetzt allerdings darum geht, diese Überlegungen
in konkrete Praxis umzusetzen, dann gerät man natürlich so-
fort auf das Feld widerstreitender Interessen, also auch von
Klassengegensätzen. Und deswegen beginnt hier der Streit. Ich
würde nun behaupten, dass es im Augenblick um Folgendes
geht: 1) Die Grundversorgung des Menschen – also mindes -
tens Gesundheit, Bildung, Trinkwasser, Energie – darf nicht in
privater Hand sein und muss in Gemeineigentum überführt
werden. Dabei ist Gemeineigentum nicht identisch mit staat-
lichem oder kommunalem Eigentum. Aus demo kratischer
Perspektive interessanter und vielleicht auch ökonomisch ef-
fizienter sind genossenschaftliche oder gemeinschaftliche Ei-
gentumsformen. Im Gesundheitswesen könnte beispielsweise
ein erster konkreter Schritt im Aufbau einer demokratisch –
von Gesundheitsarbeitern und Patienten – verwalteten Bür-
gerversicherung bestehen, in die alle Menschen gemäß ihrem
Einkommen einzahlen. 2) Sie haben festgestellt, dass es nicht
nur um Armuts-, sondern auch um Reichtumsbekämpfung
geht – in dem Sinne, dass gesellschaftliche Gegensätze be-
grenzt werden müssen. Nötig wäre also eine konsequente
Rück kehr zur progressiven Einkommenssteuer, zur Unter-
nehmens- und Vermögensbesteuerung, wie sie die rotgrüne
Regierung zurückgefahren hat. Das schafft fiskal- bzw. sozial-
politische Spielräume und entschärft die sozialen Des truk -
tivität des Kapitalismus. 3) Die Industriekonzerne, für deren
Rettung zurzeit die Allgemeinheit aufkommt, müssen in die
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setzt wurde. Heute sieht man, dass das nicht funktioniert. Die
Altersversorgung von Millionen Menschen kann sich bei ei-
nem Crash der Finanzmärkte in Luft auflösen. Und so gibt es
jetzt auch in der Sozialdemokratie wieder kritischere Stim-
men dazu, wie eine Alters- oder Gesundheitsvorsorge organi-
siert werden sollte. Dass es zu solchen Krisen kommt, haben
viele Leute bis vor Kurzem nicht wahrhaben wollen. Man war
der Meinung, solche Krisen spielten keine Rolle mehr, weil die
Märkte und die Politiker von 1929 gelernt hätten. 

Es mag also stimmen, dass einige der von Ihnen formu-
lierten Punkte auch jenseits der Linken auf Zustimmung
 stoßen. Das ist natürlich gut. Man muss aber auch deutlich
machen, worin das transformatorische Potenzial solcher For-
derungen bestehen soll, und wo ihre Grenzen innerhalb des
 ins titutionellen, systemischen Zusammenhangs verlaufen.
Denn Forderungen nach öffentlicher Grundgüterversorgung
oder nach Mitbestimmung stellen, wie Sie richtig angemerkt
haben, den Kapitalismus nicht infrage. Im Gegenteil, sie kön-
nen dazu beitragen, ihn erfolgreich zu modernisieren. Es geht
deshalb erstens darum, dass die Veränderungen, für die man
sich einsetzt, auf das Interesse der Betroffenen stoßen und von
diesen auch selbst in die Hand genommen werden. Zweitens
dürfen solche Vorschläge nicht an äußeren Beschränkungen
scheitern, etwa an der Funktionsweise der Finanzmärkte. Und
drittens muss man dafür sorgen, dass sich das Potenzial auch
transformatorisch entfalten und in politische Macht umset-
zen kann.

Ohne politische Macht sind solche Forderungen ja völlig
belanglos. Anders als John Holloway in seiner bekannten
Schrift meinte, kann man die Welt wohl nicht verändern,
»ohne die Macht zu ergreifen«. Das Wort der Zapatistas, auf
das sich Hollo way stützt – »fragend schreiten wir voran« –, ist
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Neuverteilung der Arbeit, Senkung der Arbeitszeiten, faire
Verteilung unangenehmer Tätigkeiten, ökonomische  Ab -
sicherung für alle. Dabei wäre zu diskutieren, ob so eine Ab-
sicherung dem Modell Grundeinkommen – also negative
 Einkommenssteu er – folgt, wie das im Moment auch von Un-
ternehmern wie dem DM-Chef Götz Werner vertreten wird,
oder aber bedarfs abhängig gezahlt wird, was wieder eine
 Sozialbürokratie nach sich zöge.
elmar altvater Sympathisch am Modell des Grundein-
kommens ist, dass es die Sozialbürokratie überflüssig machen
und zugleich den von Arbeitslosigkeit betroffenen Menschen
eine würdevolle Existenzsicherung gewähren würde. Dabei
hängt allerdings alles von der Höhe des Grundeinkommens ab,
und zwar absolut wie relativ. Es wird gegen das Grundein-
kommen immer eingewandt, es verringere den Anreiz zum Ar-
beiten. Richtig an dem Argument ist, dass wir auch Mindest-
löhne durchsetzen müssen und auf ein Verhältnis zwischen
Mindestlohn und Grundeinkommen achten müssen. Dabei
dürfen die Löhne nicht so niedrig sein, dass das Grundein-
kommen zur Lohnsubventionierung dient. Wir brauchen bei-
des: das Grundeinkommen und den Mindestlohn.
raul zelik Ich behaupte nun, dass es für diese oder ähn li-
che Forderungen gesellschaftliche Mehrheiten gibt oder geben
könnte. Sie sind nicht ›utopisch‹. Der Kapitalismus wäre da-
nach immer noch Kapitalismus.
elmar altvater Für einige dieser Punkte gäbe es wohl eine
breite Zustimmung, bei anderen sind die Vorstellungen sehr
unterschiedlich. Sie hängen auch von der jeweiligen politi-
schen Konjunktur ab. Als die Finanzmärkte noch nicht in der
Krise waren, haben sich fast alle, von Schwarz über Gelb bis
Grün und Rosarot, für die Privatisierung der Altersvorsorge
ausgesprochen, wie sie mit der Riester-Rente ja auch umge-
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elmar altvater … die vermeintlichen Sachzwangargu-
men te, mit denen der  Status quo verteidigt wird …
raul zelik Bei diesen Argumenten geht es letztlich um spe-
zifische Interessen. Dennoch sind die Probleme in gewisser
Weise real. Die Länder Lateinamerikas, in denen man in den
vergangenen Jahrzehnten Reformpolitik zu machen versuch -
te – in Europa hat das ja schon länger niemand mehr ernst-
haft getan –, waren alle mit solchen Phänomenen konfron-
tiert: Kapitalflucht, Versorgungsengpässe, De-Investition,
politische Krisen … 

Eine Beschränkung kapitalistischer Märkte provoziert
 Widerstand. Und für jene, die Unternehmen kontrollieren, ist
es naheliegend, solchen Widerstand als wirtschaftliche Krise
 erscheinen zu lassen.
elmar altvater Ich denke, man sollte erst einmal nachvoll -
ziehen, wie die vermeint lichen Sachzwänge zustande kom-
men: Sie werden systemisch in Form von Regeln erzeugt und
als äußere Schranke  eta bliert, um so auf Veränderung abzie-
lende Interessen zu blo ckieren. Solche Sachzwänge sind des-
halb sehr funktional für ein Herrschaftssystem. Sie scheinen
einen neutralen Charakter zu besitzen, von außen zu kom-
men, nicht aus dem System selbst zu stammen. 

Der neoliberale Ökonom Friedrich August von Hayek hat
die politische Konstruktion von Sachzwängen ausdrücklich
propagiert. In seinem Buch »Road to Serfdom«, das oft als
Grund lage der Regierungsprogramme von Margaret Thatcher
und Ronald Reagan bezeichnet wird, schreibt Hayek 1944,
dass man eine bestimmte ökonomische und politische
 Ordnung im Inneren am besten durch zwischenstaatliche
Verträge garantiert, in denen Regierungen beispielsweise
marktradikale Regelungen vereinbaren. Auch wenn eine linke
Regierung gewählt würde, wäre diese dann gezwungen, die
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außerordentlich anrührend und sympathisch. Aber man kann
sich nicht der brutalen Herausforderung verschließen, die 
auf Transparenten der  mexikanischen Bundesregierung an
den aus Mexico-City herausführenden Autobahnen zum Aus-
druck gebracht wurde: »¡Pavimen tando avanzamos!« – »As -
phaltierend schreiten wir voran!« Das ist der Hohn der Mäch-
tigen über die Ohnmächtigen. Wir erkennen die Bedeu tung
der Machtfrage auch bei so läppischen Geschichten wie der
Begrenzung der Managergehälter. Es ist bemerkenswert, was
für einen Widerstand die Repräsentanten des  Ka pitals hier
 leis ten, mit welcher Unverschämtheit sie ihre Interessen wahr-
nehmen. Auch nur die kleinste vernünftige Veränderung, die
wahrscheinlich von 90 Prozent der Bevölkerung unterstützt
würde, muss offensichtlich hart erkämpft werden. 

Der wichtigste Aspekt an solchen Forderungen – Sie haben
das Politikansätze genannt – ist die Frage nach der Macht, der
es bedarf, um sie durchzusetzen. Diese Macht kann man nicht
kaufen. Sie muss in einem sozialen Prozess entwickelt werden.
Auf lokaler Ebene vor Ort, aber in Zeiten der Globalisierung
auch im globalen Raum.
raul zelik Das also ist das Hauptproblem: Es gäbe durch-
aus Gegenvorschläge dafür, wie sich auf die Krise reagieren
lässt. Doch die Unterstützung für ein solches Projekt, die not-
wendige gesellschaftliche Macht, lässt sich unter den gegebe-
nen Bedingungen kaum mobilisieren. Reformforderungen er-
scheinen heute ähnlich unerreichbar wie der abstrakte Ruf
nach Revolution. Wenn wir die höhere Besteuerung von Un-
ternehmen und Vermögensbesitzern ins Gespräch bringen –
eine ganz harmlose Reform, lange Zeit gab es ja derartige
 Regelungen –, wird sofort erwidert, dass es dann zur Abwan-
derung von Unternehmen und zum Einbruch der Wachs-
tumsraten käme …
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funktionieren wird. Wie denn auch, wenn die gleichen Par-
teien, die die Bremse beschließen, die Steuern senken wollen
und die Staatsausgaben mit Bankrettungsfonds und Kon-
junkturpaketen erhöhen müssen? Diese politische Konzep -
tionslosigkeit erinnert an die Haltung mittel alterlicher Al chi-
misten, die Gold in der Retorte machen wollten.
raul zelik Aber auch ohne politisch organisierte Sach-
zwänge führen grundlegende Veränderungen, wie wir sie an-
gedeutet  haben, erst einmal zu Krisen. Sie bringen eingespielte
Abläufe durcheinander. Gäbe es beispielsweise eine Demo-
kratisierung in Betrieben, dann würde die Wirtschaftsleistung
sinken. Der Gewinn an Partizipation ginge wohl mit mate-
riellen Einbußen einher.
elmar altvater Das muss nicht sein. Solche Reformen ge-
ben dem Kapitalismus ja auch neuen Schub. Das deutsche
Mitbestimmungsmodell hat viele Jahre recht deutlich gezeigt,
dass Partizipation die Produktivität erhöht. Das war auch im-
mer das Argument für die sozialpartnerschaftlichen Bezie-
hungen: dass sie nämlich eine Produktivkraft darstellen und
die »Konkurrenzfähigkeit« des »Standortes Deutschland« er-
höhen. 
raul zelik Dann gibt es zwei Szenarien: Entweder rufen
Veränderungen Widerstand und Krisen hervor, oder aber sie
werden integriert, wirken modernisierend und tragen zur Ver-
festigung einer Herrschaftsordnung bei.
elmar altvater Das ist das Dilemma konkreter Politik.
Wenn die Leute zufriedener sind, weil sie mehr mitreden kön-
nen, besser und vielleicht auch mehr produzieren, ohne sich
dabei kaputt zu machen, dann erhöhen sich ihre Arbeits- und
ihre politische Zufriedenheit. Da kann man dann nicht ein-
fach sagen: Das wollen wir nicht. Auf diese Weise würde man
sich ja gegen die Interessen der Leute selbst positionieren. So
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eingeschlagene Politik fortzusetzen – es sei denn, sie wäre be-
reit, internationale Verträge zu brechen, was wiederum ein
Eingreifen von außen, im Extremfall auch militärischer Na-
tur, nach sich  ziehen könnte. 

Hayeks Vorschlag stammt aus den Vierzigerjahren, als die
Neoliberalen noch fürchteten, sozialistische Regierungen
könnten in Westeuropa an die Macht kommen und die
marktradikale Ausrichtung von Politik und Wirtschaft rück-
gängig machen. Sogenannte Sachzwänge sind also auch als In-
strumente der Macht- und Hegemoniebildung zu sehen: Sie
dienen dazu, Überzeugungen durchzusetzen oder sie als un-
vermeidlich, als natürlich zu etablieren. 
raul zelik Aktuellere Beispiele sind der europäische Stabi-
litätspakt oder die »Schuldenbremse«, mit der die CDU-SPD-
Koalition Mitte 2009 das Verbot von Neuverschuldungen ins
 Grund gesetz aufgenommen hat. Für viele Kommunen be-
deutet das, dass sie ihre Sozialleistungen faktisch einstellen
und sich vollends den Großunternehmen ausliefern müssen,
von deren Gewerbesteuer sie abhängig sind. Bemerkenswer-
terweise ging beides weitgehend ohne Proteste vonstatten.
elmar altvater Im Falle der EU hat der kürzlich verstor-
bene britische Marxist  Peter Gowan von einem »Hayek’schen
Gebilde« gesprochen. Die »Mehrebenenpolitik« erlaubte es
den Regierungen der Mitgliedsstaaten, EU-weit gültig Rege-
lungen zu beschließen, die durch Kommission und Minister-
rat zu Direktiven wurden, die dann wiederum in nationales
Recht umgesetzt werden mussten.  Da gegen war Widerstand
kaum noch möglich.

Das von Ihnen angesprochene Beispiel der »Schulden-
bremse« kann nur als Ausdruck kollektiver Verblödung ver-
stan den werden. Wahrscheinlich gab es dagegen keine  Pro -
teste, weil alle wissen, dass diese Bremse sowieso nicht
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projekt gibt: Es gilt, die Märkte zu begrenzen und zurückzu-
drängen, eine unmittelbare Demokratisierung von Gesell-
schaft und Arbeit  einzuleiten, gesellschaftliche Kontrolle über
Produktion,  Ver teilung, Konsum, Finanzmärkte zurückzu -
erlangen, eine Verschie bung hin zu gesellschaftlichem Eigen-
tum in Gang zu  setzen, eine ökologische Umgestaltung der
Ökonomie zu erzwingen. Anders ausgedrückt: Es fehlt nicht
an Ansatzpunk ten, sondern an Konfliktbereitschaft. Sie haben
es ja schon gesagt: Eine Utopie bedarf der Macht, der Gegen-
Macht.
elmar altvater Ja. Sozialpolitik kann man nicht einfach
mit Geldtransfers machen, sondern man muss dafür – etwas
emphatisch gesprochen – Massen mobilisieren. Ohne soziale
Mobilisierung, ohne die Bildung von Koalitionen, die das von
unten durchsetzen, ohne ein Projekt, das verschiedenste
Gruppen integriert, funktioniert das nicht. Das kann man
heute in Lateinamerika beobachten, aber das ist natürlich
auch eine europäische Erfahrung. Selbst die primitivsten
 Hygieneregeln bei der Arbeit – dass man sich zum Beispiel in
der Arbeitszeit die Hände waschen durfte – mussten der Ka-
pi  tal seite im 19. Jahrhundert abgerungen und aufgeherrscht
werden. Bekannt sind auch die Beschreibungen der Arbeits -
verhält nisse in der US-amerikanischen new economy, in der
Hochtechnologieprodukte hergestellt wurden, die Kassiere-
rinnen im Supermarkt aber mit Windeln an der Kasse stan-
den, weil es ihnen untersagt war, während der Arbeitszeit zur
Toilette zu gehen. Die Lehre ist brutal und eindeutig: Ohne
Kämpfe keine Veränderung. Die Kämpfe selbst können nur
erfolgreich sein, wenn sie auf verschiedenen Ebenen geführt
und verschränkt werden. Kämpfe am Arbeitsplatz bis zum
 politischen Streik.
raul zelik Wir haben jetzt über politische Forderungen ge-
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ließe sich eine über den Kapitalismus hinausweisende Utopie
nicht konkretisieren.

Sicherlich geht es im Rahmen einer transformatorischen
Strategie darum, immer einen Schritt weitergehen zu wollen,
die inneren Widersprüche des Systems aufzuzeigen, derartige
Widersprüche vorherzusagen. Aber man kann kaum argu-
mentieren, dass Mitbestimmung schlecht ist, weil sie die
Menschen stärker in den Herrschaftszusammenhang einbin-
det. Man kann feststellen, dass diese Mitbestimmung unge-
nügend ist, dass es sich vielleicht nur um eine formale Mit-
sprache handelt. Aber das, was als Verbesserung empfunden
wird, gilt es auch als solche zu erkennen und anzuerkennen.

Hier haben wir es im Übrigen mit dem alten Dilemma der
reformistischen Arbeiter- und Gewerkschaftsbewegung zu
tun: Wenn reformistische Politik erfolgreich ist, kommt es
auch darauf an, die Erfolge institutionell abzusichern. Die
Folge ist die »Ins titutionalisierung des Klassenkonflikts«, wie
es der liberale Soziologe Ralf Dahrendorf genannt hat, und
damit seine Bändigung. Das ist der »Eintritt der Massen in
den Staat«, und damit eine Befriedung der sozialen und poli-
tischen Auseinandersetzungen. Das Problem ist, dass viele
dieses Dilemma gar nicht mehr wahrhaben wollen, sondern
sich mit kleinen Errungenschaften zufriedengeben. Ich würde
hingegen vertreten, dass man den Wert solcher Veränderun-
gen schätzen, aber darüber hinaus versuchen sollte, aus den
Verbesserungen der Lage weitere transformatorische Schritte
abzuleiten. Ich denke, das ist möglich. Es ist insbesondere in
der gegenwärtigen schweren Krise notwendig. 
raul zelik Von den Mainstream-Medien wird heute mit
großer Süffisanz bemerkt, dass die Linke von der Krise nicht
profitiert, sich nicht mit eigenen Vorschlägen profilieren kann.
Wir hingegen haben behauptet, dass es durchaus ein Gegen-
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tritt der Massen in den Staat«, vor und nach der »Institutio-
nalisierung« sozialer Konflikte. Es ist eben nicht so, dass auf
der einen Seite eine Gesellschaft existiert, in der Auseinan-
dersetzungen ausgetragen werden, und dass ein Akteur, wenn
er dabei erfolgreich ist, den Staat übernimmt und als Instru-
ment einsetzt. Das war die Vorstellung der historischen  So zial -
demokratie und wahrscheinlich auch ihr größter Irrtum. Sie
ging davon aus, dass die Arbeiterklasse die Mehrheit der Be-
völkerung stellt, dass diese Mehrheit in einer Demokratie die
Regierung bestimmen und sich dann des Staates, der ja schon
als Machtinstrument organisiert ist, bedienen könne, um
eine planende Umgestaltung der Wirtschaft vorzunehmen. 

Dieses instrumentalistische Staatsverständnis war poli-
tisch fatal. Es ist deshalb ein beträchtlicher analytischer Fort-
schritt, wenn man den Staat in der Tradition des italienischen
Philosophen und Politikers Antonio Gramsci als eine Arena
der sozialen Auseinandersetzungen interpretiert. Staat und
Gesellschaft sind nach Gramsci nicht klar voneinander zu
trennen. Sie gehen ineinander über, bilden den »erweiterten
Staat«, in dem es um die Macht geht, um die Bildung eines
 hegemoniefähigen »historischen Blocks«.
raul zelik Wobei meistens vergessen wird, dass die Akteure
in dieser Arena nicht gleichberechtigt miteinander ringen.
Der Staat  garantiert die ungleiche Verteilung der Mittel. Er
formuliert formal gleiche Rechte, sichert privilegierten Grup-
pen aber größere Möglichkeiten, diese Rechte – beispielsweise
die Meinungsfreiheit, die Möglichkeit, auf parlamentarische
Politik einzuwirken etc. – auch auszuüben.
elmar altvater Das liegt auf der Hand: Zum Beispiel die
Polizei – die einen haben sie, anderen haben sie nicht. Gleich-
berechtigt ist das nicht. Aber alle Subjekte haben dafür ihre
spezifischen Stärken. Wenn das nicht der Fall wäre, könnte
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sprochen, die letztlich vom Staat umgesetzt werden müssen.
Andere Steuermodelle, die Rückführung der Grundversor-
gung in Gemein eigentum – all das geht, auch wenn wir nicht
von Staatseigentum sprechen, wohl nur mit dem Staat. Nun
sind Staaten, wie erwähnt, aber Einrichtungen der Herrschaft.
Auch in sozialistischen Gesellschaften, in denen der Staat ja
›absterben‹ sollte, ist es nicht gelungen, diesen Herrschafts -
charakter zu verringern. Im Gegenteil: Der sozialistische Staat
zeichnete sich sogar durch besonders umfassende Herrschafts -
praktiken aus. Es gibt also einerseits keinen Grund, sich posi-
tiv auf den Staat zu beziehen. Andererseits ist aber auch deut-
lich, dass politische Auseinandersetzungen, also das Ringen
um Hegemonie, im Staat ausgefochten werden. Veränderungs -
prozesse finden gezwungenermaßen auch im und mit dem
Staat statt. Daraus ergibt sich für Emanzipationsbewegungen
ein komplexes Verhältnis, nämlich gegen, mit und im Staat.
elmar altvater Dem stimme ich voll zu. Ich erinnere mich
auch an den kurzen Aufsatz, den Sie vor einigen Jahren über
lateinamerikanische Genossenschaften veröffentlicht haben
und der genau diesen Titel trug. Sie haben dort die Vielschich -
tig keit beschrieben, mit der Bauern- und Genossenschafts -
bewegungen im Grenzgebiet von Kolumbien und Venezuela
eigene Solidarstrukturen aufbauen. Manchmal geht das nur
im Widerstand gegen den Staat, manchmal nur in ihm; und
bisweilen fällt beides zusammen. Obwohl kolumbianische
Kleinbauernorganisationen den Staat als Gegner betrachten,
haben sie nicht darauf verzichtet, in den regionalen Staats-
strukturen Druck auszuüben, damit eigene Projekte von För-
derprogrammen profitierten. Wie man vorgeht, lässt sich im-
mer nur situationsabhängig entscheiden. 

Mir scheint völlig klar, dass der Staat eine Arena der Aus-
einandersetzung ist. Das ist er vor, aber auch nach dem »Ein-
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die sie, wie der ehemalige Chef der Deutschen Bank, Rolf
Breuer, meinte, »ins Schlepptau nehmen«. Er ging sogar noch
weiter und meinte, neben den drei traditionellen Gewalten
der Legislative, Exekutive, Judikative und der »vierten Gewalt«
der Medien sei die »fünfte Gewalt« der globalisierten Finanz-
märkte entstanden, die nun die Politik bestimmen würde. Der
ehemalige Präsident der Bundesbank und Vorsitzende der
»neuen Initiative Soziale Marktwirtschaft«, Hans Tietmeyer,
fügt hinzu, das sei auch gut so. Die Herrschaft des demos in
 einer Demokratie wird durch die Herrschaft der globalen
 Finanzen ausgetauscht. 

Es ist richtig, dass sich viele Fragen nur noch auf supra -
nationaler oder globaler Ebene entscheiden lassen. In Europa
haben wir in mancher Hinsicht mittlerweile eine europäische
Staatlichkeit. Es sind verschiedene Schichten von Staatlichkeit,
die sich  gegenseitig durchdringen. Der Nationalstaat ist aber
durch die Globalisierung nicht verschwunden, und vieles, so
etwa die Sozialpolitik, findet nach wie vor auf der national-
staatlichen Ebene statt. Infolgedessen finden auch die Ausein -
andersetzungen innerhalb dieser »Mehrebenenstaatlichkeit«
statt. 

Auf der Ebene des Nationalstaats ist es oft leichter, Ausein -
andersetzungen auszutragen. Auf europäischer Ebene gibt es
Sprach probleme, Mobilitätsschranken. Eine europäische  De -
mons tration ist sehr viel aufwendiger zu organisieren als eine
nationalstaatliche oder regionale. Noch komplizierter ist es
auf globaler Ebene. Die Internationalisierung von Bewegun-
gen und einer kritischen Öffentlichkeit ist ein ziemlich neues
Phänomen. Die Weltsozialforen gibt es erst seit wenigen Jah-
ren. Das Kapital hingegen macht das schon lange. Die soge-
nannten Bilderberg-Konferenzen – internationale Treffen von
Eliten aus Politik und Wirtschaft – finden seit den Vierziger-
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man von vornhe rein aufgeben. Innerhalb der Auseinander-
setzungen kommt es ja nicht nur auf den repressiven Staats-
apparat an, also auf die Frage, wer Polizei und Armee kon-
trolliert. Nein, es geht immer auch um Legitimität. Dieser
Begriff spielt bei Max Weber nicht umsonst eine so zentrale
Rolle. Und es geht um Konsens. Ein Staatsapparat, der sein
Monopol der Gewaltmittel sehr  repressiv einsetzt, ist meistens
nicht viel wert. Er verfault von innen her. Wenn der Konsens
abhanden kommt, ist der  Staats apparat nicht mehr richtig, das
heißt, zur Untermauerung der Hegemonie, zur Stärkung der
Macht einsetzbar. Eine Bewegung, der es gelingt, den herr-
schenden Konsens zu unterminieren und einen neuen Kon-
sens über zentrale Fragen der Arbeit, des Lebens, des Geldes,
der Natur zu organisieren und auf diese Weise Hegemonie zu
entwi ckeln, kann deshalb stärker sein als jeder Repressions -
apparat. Und das ist die Chance oppositioneller Bewegungen.
Das Ringen um Hegemonie erfolgt unter anderem auf intel-
lektuellem Terrain, aber auch durch sozialstaatliche Praxis,  
ge nossenschaftliche Organisation, Solidarpraktiken usw. 
raul zelik Der Staat ist eine Arena, ein Feld der Auseinan-
dersetzungen. Nun hat die Definitionshoheit der National-
staaten, wie wir festgestellt haben, in den vergangenen Jahren
deutlich abgenommen. Nicht nur, weil der Staat durch den
Neoliberalismus politisch zurückgedrängt worden ist, son-
dern auch, weil sich Beziehungen und Realitäten faktisch glo-
balisiert haben. Nationalstaaten können auf viele Prozesse nur
noch indirekt Einfluss nehmen. Wir haben es also mit einer
Arena zu tun, in der überhaupt nur noch beschränkt ent-
schieden wird.
elmar altvater Es ist eine paradoxe Situation entstanden.
Die Staaten haben selbst jene Grenzen dereguliert, die ihnen
Einflussnahme ermöglichten. Sie haben Märkte liberalisiert,
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Wir haben immer wieder die Genossenschaftsbewegung
erwähnt. Ich denke, dass solchen Projekten deswegen große
Bedeutung zukommt, weil – wie wir immer wieder betont
 haben – eine andere Ökonomie sich in erster Linie dadurch
auszeichnen müsste, dass die Gesellschaft demokratisch über
Ziele und Formen der Arbeit, der Verteilung usw. entscheidet.
Staat und zentrale Planung können das offensichtlich nicht
 gewährleisten. Es muss also Gemeinschaften geben, in denen
praktische Erfahrungen mit Gemeineigentum, Demokratie
und solidarischem Arbeiten gesammelt werden.
elmar altvater Die Genossenschaften haben eine lange
Tradition und begleiten die Geschichte der Arbeiterbewegung
und des Kapitalismus als – wie der britische Sozialhistoriker
E.P. Thompson es nannte – »moralische Ökonomie«, als nicht
profitorientierte Wirtschaft, in der Kriterien wie Gleichver-
teilung, Demokratie, Betriebsführung unter Beteiligung aller,
nicht hierarchische Organisation usw. eine zentrale Rolle
spielen. Dieses Element hat es in der Geschich te immer  ge -
geben, es ist aber auch immer wieder verdrängt oder inte-
griert worden. Wir haben es also mit einer widersprüchlichen
 Geschichte zu tun, die nichtsdestotrotz heute erneut aktuell
ist.

Die Non-Profit-Ökonomie in den europäischen  Indus trie -
ländern ist größer als die wichtigsten Wirtschaftsbranchen, sie
umfasst Millionen Menschen, viele von ihnen allerdings in
ausgesprochen prekären Verhältnissen. Und das ist das große
Problem: Genossenschaften bieten keine Garantie dafür, dass
es nicht prekär zugeht. Eigentlich sollten Genossenschaften
mehrere Bedingungen erfüllen: Sie sollten demokratisch
strukturiert sein und nicht gewinnorientiert arbeiten, Gen-
der-Gerechtigkeit aufweisen, ökologisch produzieren usw.
Manche Genossenschaften erfüllen zwei der Ziele, andere drei
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jahren statt. Das World Economic Forum in Davos hat seine
Ursprünge in den Sechziger- und frühen Siebzigerjahren. Die
Antwort darauf, das Weltsozialforum, stammt erst aus dem
Jahr 2001, sprich: aus dem 21. Jahrhundert.
raul zelik Bleiben wir beim Staat. Wir sind uns darin einig,
dass eine emanzipatorische Bewegung zwar gegen den Staat
antreten, dies irgendwann aber auch im Staat tun muss. In
Europa ist das heute nur begrenzt relevant, weil emanzipato-
rische Bewegungen nur schwach wahrnehmbar sind. Sobald
sich das ändert, steht man jedoch vor diesem Problem, und
dafür muss man Kriterien definieren. Der wichtigste Maßstab
wäre für mich, ob eine Politik im Staat, von oben, die Spiel-
räume für soziale Praxen von unten erweitert. Das soll heißen:
ob Organisierungsprozesse von unten gestärkt, direktdemo-
kratische Mechanismen gefördert, die Kontrolle der Gesell-
schaft über ihr Leben erweitert werden.
elmar altvater Ja, und das ist nur möglich, wenn es Bewe -
gungen gibt, die autonom existieren und intervenieren. Regie -
rungen, Parteien, die – wie Sie es genannt haben – »Politik von
oben« machen, können Bewegungen nicht in Gang setzen.
Um ein Beispiel zu nennen: Man kann keinen Staats sekre tär
für solidarische Ökonomie ernennen, wie das in verschiede-
nen lateinamerikanischen Ländern der Fall war, wenn es nicht
bereits eine genossenschaftliche Bewegung gibt, die eine
 solidarische Ökonomie entwickeln will. Wenn solche Bewe -
gungen existieren, können Regierungen eine positive Rolle
spielen. Nicht zuletzt können sie sie finanziell fördern, denn
genossenschaftliche Betriebe können in einer Geldgesellschaft
nur entstehen und sich entwickeln, wenn sie über Investi -
tionsmittel verfügen. 
raul zelik Wechseln wir nun die Perspektiven und fragen,
was bestehende Verhältnisse von unten in Frage stellt. 
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etwas wie eine  katho lisch-faschistische Diktatur handelte,
konnten sich unter dem Dach der Kirche auch oppositionelle
Gruppen sammeln. 

Heute ist die Mondragón-Genossenschaft eines der zehn
erfolgreichsten Unternehmen im spanischen Staat – und ope-
riert mit allen Scheußlichkeiten eines normalen Großkon-
zerns. Die Genossenschafter beziehen zwar hohe Einkommen
und haben auf Versammlungen alle das gleiche Stimmrecht.
Doch um sich auf den Weltmärkten zu behaupten, hat die
Mondragón-Gruppe in Niedriglohnländern Fabriken aufge-
baut, in  denen die Belegschaften als Leiharbeiter angestellt
sind. Und auch im Baskenland selbst beschäftigt man  Leih -
arbeiter. 

Trotzdem ist die Mondragón-Genossenschaft interessant.
Antton Mendizabal, ein baskischer Ökonom, der dem Unter-
nehmen gegenüber überaus kritisch eingestellt ist, hat die Ko-
operative in einem Vortrag als »Stachel im kapitalistischen
 System« bezeichnet. Sie zeige, dass demokratische Prinzipien
auch im Wirtschafts- und Arbeitsleben gelten könnten. Nur
in Genossenschaften wird nämlich die Forderung »One (wo)-
man, one vote« umgesetzt. In Aktiengesellschaften gilt ja im
Prinzip ein ›feudales‹ Stimmrecht: Wer mehr besitzt, darf
mehr entscheiden, wer gar nichts hat, ist der Knecht, der nur
seine Arbeitskraft zur Verfügung stellen darf. 

Tatsächlich wird auf den Versammlungen der Mondra-
gón-Genossenschafter auch immer wieder heftig debattiert.
Die Unternehmensleitung vertritt normalerweise klassische
Managementpositionen. Sie will einfach nur effizient und
rentabel arbeiten. Aber im hochpolitisierten Umfeld im Bas-
kenland regt sich unter den Genossenschaftern auch Wider-
stand. Sie verlangen, dass das Unternehmen seine Solidar-
prinzipien konsequenter umsetzt und auch die Arbeiter der
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und wieder andere keines. Es gibt also eine Vielzahl ökono-
mischer Realitäten, die nicht über einen Kamm zu scheren
und nicht immer positiv zu bewerten sind. Und der schwie-
rigste Aspekt ist, dass die Non-Profit-Öko nomie in Europa
zum Teil den zusammengebrochenen oder zusammenge-
kürzten Sozialstaat ersetzt, also auf prekäre Weise – sowohl für
die Beschäftigten als auch für die Klientel – Funktionen über-
nimmt, die früher der Sozialstaat erfüllte: Alten- und Kinder-
betreuung, Bildungsangebote, Gesundheitsdienstleistungen
usw. 

Wenn öffentliche Güter genossenschaftlich, aber prekär
bereitgestellt werden, ist das kein Fortschritt.
raul zelik Ein weiteres Problem besteht darin, dass Genos -
senschaften unter den bestehenden Marktbedingungen enge
Grenzen gesetzt sind. Der Soziologe, Ökonom und Genos-
senschaftstheoretiker Franz Oppenheimer formulierte bereits
vor fast hundert Jahren die These, dass Kooperativen ent we-
der an  ihren politischen Zielen festhalten, dann aber ökono-
misch scheitern oder aber ökonomisch erfolgreich sind, dafür
jedoch politisch scheitern. Das ist auch nicht besonders ver-
wunderlich: Sie müssen sich in einem kapitalistischen Umfeld
behaupten und mit niedrigen Kosten, also auch den niedrigen
Löhnen anderer Produzenten, konkurrieren. 

Ganz gut kann man das an der baskischen Mondragón-
Gruppe beobachten …
elmar altvater … ein multinationales Unternehmen …
raul zelik … ein Genossenschaftstrust sozusagen. Die
Mondragón-Gruppe entstand während der Franco-Diktatur
als eine Form der Dissidenz. Dahinter standen baskische
Linkskatholiken, die mit dem spanisch-nationalistischen Re-
gime nicht einverstanden waren, aber auch keine revolutio-
näre Position vertraten. Da es sich beim Franquismus um so
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dete in dümmlichen Polit kampagnen oder einer Idealisierung
von Aufopferung und Selbstkasteiung.

Die Frage mit den Anreizen ist nun längst nicht so kom-
pliziert, wie gemeinhin unterstellt wird. Selbst im Kapitalis-
mus, in dem ja eine nicht minder penetrante Erziehung zu Ei-
gennutz und sogar zu Rücksichtslosigkeit stattfindet, handeln
Menschen oft ohne Gegenleistung kooperativ und solidarisch.
Eine Gesellschaft, die das nicht mehr tut, zerfällt. (Vor dem
Hintergrund ist wohl auch die Debatte um den Verlust mora-
lischer Werte zu sehen, wie sie unter anderen der CDU-Poli-
tiker Wolfgang Schäuble vor ein paar Jahren anstieß. Der neo-
liberale Anreiz zersetzt auf die Dauer nicht nur die politische
Solidarität, sondern auch wertkonservative und autoritäre
Gemeinschaftskonzepte.) 

Solidarität ist also auch im kapitalistischen Alltag vorhan-
den. Trotzdem stellt sich gerade bei den unangenehmsten
 Tätigkeiten das Problem der Wechselseitigkeit. Es scheint, zu-
mindest heute, keine Alternative zu geben: Man muss ein ei-
nigermaßen einsichtiges und gerechtes Anreiz-, Entlohnungs-
oder Ausgleichsmodell zwischen Tätigkeiten entwickeln.
 Womit nicht gesagt werden soll, dass diese Angelegenheit im
 Kapitalismus sinnvoll geregelt wäre. Dass eine relativ selbst-
bestimmte Tätigkeit als leitender Angestellter oder Unterneh-
mer 20, 50, 100 Mal so gut entlohnt wird wie die extrem be-
lastende Arbeit einer Krankenschwester, hat mit einem
gesellschaftlich nützlichen Anreiz oder mit Einkommensge-
rechtigkeit nichts, aber auch gar nichts zu tun. Das  Sys tem, das
wir heute vorfinden, ist vollendeter Wahnsinn. Doch auch in
einer alternativen Ökonomie muss man Antworten finden,
die über den moralischen Appell an das Verantwortungs -
bewusstsein des Einzelnen hinausgehen.
elmar altvater Es lohnt sich in diesem Kontext, die Ar-
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Tochter unternehmen zu Genossenschaftern macht. Selbst ein
so problematischer Fall wie die Mondagrón-Gruppe verweist
also auf das Potenzial einer anderen Ökonomie.

Zudem muss man auch sagen: Mondragón oder Arrasate,
wie es auf Baskisch heißt, sieht anders aus als der Rest des
 Basken landes. Die Arbeitslosigkeit ist niedrig, die soziale
Gleichheit groß, man sieht an den Häusern sofort, dass das
 Lohnniveau in der Kooperative höher ist als im privatkapita-
listischen Umfeld. 
elmar altvater Einige sagen über solche Genossenschaf-
ten ja auch, hier herrsche die Arbeit über das Kapital und
nicht umgekehrt. Das heißt, viele andere Prinzipien, die zu ei-
ner Genossenschaft gehören, werden vielleicht verletzt. Aber
der eine oder andere Punkt ist eben dann doch besser als in
einem kapitalistischen Unternehmen. Das erinnert ein wenig
an die Arbeiterselbstverwaltung in Jugoslawien. Obwohl dort
viele Mängel zu beobachten waren, gab es Möglichkeiten der
Partizipation.
raul zelik Dem kooperativen, gemeinschaftlichen Arbei-
ten wohnen aber auch systemische Probleme inne. In Genos-
senschaften, aber auch schon in Lebens- und Wohngemein-
schaften stellt sich permanent die Frage, wie Arbeit verteilt
und gegebenenfalls auch entgolten wird. Dieser Aspekt steht
in einem Zusammenhang mit der in den Sechzigerjahren im
staatssozialistischen Lager geführten Debatte um Anreiz -
systeme und materielle Entlohnung. In einer auf Kooperation
beruhenden Gesellschaft sollte Arbeit nicht um des individu-
ellen Vorteils willen, sondern aus allgemeinem Interesse ge-
leistet werden. Im Sozialismus hat man deshalb zunächst ver-
sucht, die Leute zu einer gesellschaftlich nützlichen Haltung
zu verpflichten, zu erziehen und zu agitieren. Das war im
schlechteren Fall repres siv, im besseren penetrant und mün-
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Mark Twains Geschichte von Tom Sawyer, der einen Zaun
streichen soll, obwohl er das hasst.
raul zelik Eine Erfahrung ist aber auch, dass gerade an der
Frage der Verteilung unangenehmer Arbeit Gemeinschaften
immer wieder zerbrechen.
elmar altvater Wenn man Alternativen hat, gibt es diese
Dynamiken. Wenn man aber aus einer Gemeinschaft, in der
man Verantwortung übernehmen muss, in eine andere fällt,
in der man dies ebenso tun muss, wird das anders aussehen.
Man wird dort bleiben, wo die Arbeitsteilung am sinnvollsten
organisiert ist, und einsehen, dass unangenehme Arbeiten
eben übernommen werden müssen. Konkreter: Das Abwa-
schen in Wohngemeinschaften ist immer ein Problem. Aber
es ist immer auch lösbar. Mit ein bisschen Erfahrung pendeln
sich die Dinge ein: Die einen kochen gern, die anderen küm-
mern sich um etwas anderes. Die einfachen Alltagsbeispiele
zeigen, dass es natürlich Konflikte gibt. Aber erstens gibt es im
menschlichen Leben überall Konflikte, und zweitens kann
man zu Lösungen kommen.
raul zelik Doch auch der ›materielle Anreiz‹ hat seinen
Platz: Dadurch dass man die Verrichtung von Arbeiten ›be-
lohnt‹, die von anderen nicht gern übernommen werden,
schafft man nicht gleich ein Klima des rücksichtslosen Egois-
mus. Ich sage das deswegen in einem ziemlich naiven Ton,
weil mir das Konzept des »neuen Menschen«, wie es sozialis -
ti sche Erzieher, angefangen von Che Guevara bis zu den Mao-
isten verfolgt haben, zuwider ist. Ein emanzipatorisches Pro-
jekt muss unaufgeregter, gelassener daherkommen: Wir, die
ganz normalen, real existierenden Menschen, sind in der
Lage,  anders zu leben. Wir brauchen dafür nicht umerzogen
oder neu erschaffen zu werden. Das, was wir an Verstand, Em-
pathie und Verantwortungsgefühl mitbringen, reicht völlig
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beiten des französischen Philosophen André Gorz noch ein-
mal zu lesen, der sich ja viel mit der Überwindung der Ar-
beitsgesellschaft und einem alternativen Arbeitsgriff ausein-
andergesetzt hat. Wir sind auf die Gorz’sche Unterscheidung
zwischen autonomer und heteronomer, zwischen selbstbe-
stimmter und nicht selbstbestimmter, zwischen nichtent-
fremdeter und entfremdeter Arbeit bereits eingegangen. Die
große Herausforderung für jede nicht kapitalistische Gesell-
schaft besteht darin, die Verhältnisse so zu  organi sieren, dass
alle Menschen ihrer autonomen Tätigkeit nachgehen können,
gleichzeitig aber auch solche heteronome Arbeit übernehmen,
die man nicht mag, die aber trotzdem verrichtet werden
muss. 

Im Kapitalismus stellt sich das Problem nicht in dieser
Form. Dort ist Arbeit in erster Linie Lohnarbeit und für das
individuelle Überleben notwendig. In einer nicht kapitalisti-
schen Gesellschaft müsste Arbeit neu verteilt werden. Das
wird dadurch ein wenig erleichtert, dass wir unterschiedliche
Vorlieben haben. Eine Arbeit, die Sie als heteronom empfin-
den, wird von mir vielleicht gern getan und umgekehrt. Doch
eine solche gegenseitige Ergänzung hat Grenzen. Es gibt
Dinge, die niemand gerne tut, und die müssen verteilt werden.
Hier müssen wir auf die Einsicht der Gesellschaftsmitglieder
setzen, dass derartige Arbeiten eben verrichtet werden müs-
sen. Dieser Aspekt findet sich schon bei der oikonomia von
Aristoteles, wo der patriarchale Haushaltvorstand zu verrich-
tende Arbeiten verteilt. Eine ›Haushaltsführung‹ muss nun
nicht patriarchal oder autoritär sein. Die Verteilung von Tä-
tigkeiten kann auch genossenschaftlich, demokratisch und
partizipativ erfolgen. Wir alle kennen Beispiele, in denen wir
aus »Einsicht in die Notwendigkeit« Arbeiten aufteilen und
übernehmen. Das ist ja auch ein literarisches Thema. Man lese
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güter, sogenannte commons, entwickelt wurden. Aktivisten
der Open-Source-Software – Programme, deren Quellcode
offen liegt und die von allen Programmierern weiterentwi -
ckelt werden können – sprechen in diesem Zusammenhang
von peer production: eine Produktion, die nicht kommerziell,
ohne ma terielle Gegenleis tung, dezentral und kooperativ
vonstatten geht.

Ein Beispiel dafür ist die Online-Enzyklopädie Wikipedia.
Jeder kann zum Wissen dieser Enzyklopädie beitragen und
Artikel umschreiben. Der Prozess unterliegt gewissen Regeln
und wird von Freiwilligen moderiert, die die Einträge auf ihre
Qualität prüfen und sperren können. Aber die Arbeit an dem
Projekt ist offen, kaum zentralisiert, vor allem aber ist sie nicht
marktförmig: Man konkurriert nicht mit anderen Anbietern,
hat keine materiellen Anreize, verkauft nichts – zumindest
nicht, wenn man an Einträgen zu Foucault oder Quantenme-
chanik arbeitet. Sicherlich hat auch Wikipedia Schwächen –
wie jede Enzyklopädie muss man sie kritisch lesen und Infor-
mationen überprüfen. Aber insgesamt kann sich das Ergebnis
sehen lassen. 

Für das Betriebssystem Linux, das als Reaktion auf die
 Ineffizienz der Microsoft-Systeme MS-Dos und Windows
entstand, gilt das sogar noch stärker. Mit Linux wurde in den
vergangenen zwei Jahrzehnten ein hochwertiges Software-
produkt entwickelt, wie es große Unternehmen gegenüber
den Konsumenten abschirmen und teuer verkaufen würden.
Linux hingegen ist offen: Jeder Nutzer kann nachvollziehen,
was das Betriebssystem macht, und es dem eigenen Bedarf an-
passen. Vor allem jedoch entstand Linux als freie Kooperation
von Produzenten. Ohne dass das ein deklariertes Ziel gewesen
wäre, ist man hier ganz nah an der Marx’schen Utopie der
»freien Assoziation der Produzenten«. Im Fall Linux ist dieser
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aus, um die Gesellschaft anders, besser zu organisieren.
 Selbst verständlich verändern wir uns auch selbst, wenn die
Bedingungen andere sind. Wir lernen, demokratische Ent-
scheidungsprozesse zu organisieren, entwickeln partizipative
Fähigkeiten, schärfen unser Einfühlungsvermögen. Aber wir
müssen nicht dafür erzogen werden, um einer Gesellschafts-
utopie gerecht zu werden. Die Utopie ist für uns da und nicht
wir für sie.

Sie haben nun auch gesagt, dass hier Bewusstseinsfragen
verhandelt werden. Sich mit anderen abzustimmen und Ver-
antwortung für eine Gemeinschaft zu übernehmen, erfordert
Einsicht – und also auch Bewusstsein.
elmar altvater Ja, natürlich. Menschen sind handelnde
Subjekte und handeln, so ist zu hoffen, mit Verstand. Aber
noch mehr: Menschen schaffen durch ihr Handeln Umstände,
die im positiven wie im negativen Sinne Restriktionen des
Handelns darstellen. Diese Restriktionen muss man bewusst
erkunden, um dann eventuell wieder Korrekturen des Han-
delns vorzunehmen. 
raul zelik Nehmen wir einmal eine dieser anthropologi-
schen Vermutungen, die einem im Alltag immer begegnen,
wenn von Sozialismus die Rede ist. Ein sehr beliebtes Argu-
ment lautet: ›Eine schöne Idee, aber die Menschen sind  egois -
tisch und machen nichts, ohne individuelle Vorteile davon zu
haben.‹

Wir haben es schon betont: Eigentlich reicht ein Blick in
die Welt der unbezahlten Arbeit, der Pflege, um zu wissen,
dass das in dieser Form nicht stimmt, nicht stimmen kann.
Für besonders unangenehme Tätigkeiten will man entgolten
oder belohnt werden, andere Dinge macht man gern auch
ohne  direkte Gegenleistung. Dafür gibt es auch ›modernere‹
Beispiele. Sehen wir uns an, wie im Internet neue Gemein -
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Genau darum geht es bei den Auseinandersetzungen um das
Copyright. Wenn der Tausch von Dateien im Internet schär-
fer überwacht und verfolgt werden soll, dann verbirgt sich da-
hinter das Interesse an einer privatwirtschaftlichen Nutzung
des digitalen Raums.

Das andere, das sich in Praktiken der kooperativen Arbeit
und der Gemeinverfügung ausdrückt, wird als Gefahr  be grif fen.

Wie kann man sich gegen die Privatisierungstendenzen
der digitalen Gemeingüter und die Herrschaft des Copyrights
und des Patentunwesens in der Welthandelsorganisation zur
Wehr setzen? Auf einmal wird das so theoretisch erscheinende
Konzept der Mehrebenenpolitik praktisch und konkret. Denn
was macht die bei den Europawahlen im Mai 2009 erfolgrei-
che schwedische »Piratenpartei« Anderes, als im politischen
Institutionensystem in Schweden und im europäischen Par-
lament für die digitalen commons einzutreten? Auch den Fall
Wikipedia halte ich in dieser Hinsicht für sehr interessant.
Wenn man die Entwicklung dieser Enzyklopädie betrachtet,
sieht man die großen Unterschiede zur Entwicklung traditio-
neller Nachschlagewerke, wie zum Beispiel der von Diderot
im 18. Jahrhundert zusammengestellten Enzyklo pädie. Der
große Unterschied besteht nicht darin, dass hier mit Bits und
Bytes statt mit Feder und Druckerpresse gearbeitet wird, son-
dern vor allem in der Aneignung des Wissens. Andererseits
gibt es aber auch Parallelen. Auch die Entwicklung der histo-
rischen Enzyklopädien hatte etwas Zufälliges. Stichworte und
Auto ren kamen hinzu, andere gaben das Projekt auf. Manche
Verfasser sprangen ab, weil sie, wie Rousseau, beleidigt wegen
der Anforderungen waren, die Diderot formuliert hatte. Bei
Wikipedia gehen und kommen die Autoren ständig. Hier wird
viel schneller ersetzt. Und die Zufälligkeit ist größer. Es ist
keine alpha betische Reihenfolge der Artikel und der erschei-
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Prozess folgendermaßen verlaufen: Softwareentwickler haben
ihre Arbeit ins Netz gestellt, um sie diskutieren zu können, an-
dere haben gesehen, was fehlt, Teile weitergeschrieben, erneut
ins Netz gestellt und von anderen korrigieren lassen, und so
ist – ohne dass es einen Gesamtplan gegeben hätte – ein Pro-
dukt entstanden, das seinen kommerziellen Konkurrenten in
vieler Hinsicht überlegen ist. Ich finde das verblüffend: Es
handelt sich um einen offenen, unhierarchischen, partizipa-
tiven, dezentralen, internationalen  Produk tions prozess, für
den die Produzenten keine unmittelbare Gegenleistung er-
warteten – auf so etwas zielte der Begriff des ›Kommunismus‹
ursprünglich ab. Witzigerweise hat das Umfeld, in dem Linux
entstand, mit ›Kommunismus‹ wenig zu tun. Für die Linux-
Entwickler handelte es sich einfach um ein gemeinsames Vor-
haben. 

Wir haben das schon anderer Stelle behauptet: Die gesell-
schaftliche Alternative – die demokratische, bewusste Koope-
ration in der Arbeit, die Verständigung über Produktion und
Konsum – wird nicht unbedingt dort geboren, wo es Linke er-
warten. Das Neue kommt unerwartet und vielleicht auch
 über raschend unspektakulär daher.
elmar altvater Ja und nein. Ich wäre skeptischer, inwie-
fern man solche Erfahrungen verallgemeinern kann. Eine der-
artige Kooperationsmethode funktioniert im Internet, also
bei immaterieller Produktion. Die Frage ist nun, ob auch ma-
terielle Produktionen oder Dienstleistungen auf vergleichbare
Weise entstehen können. Aber Sie haben recht: Die Open-
Source-Bewegung ist eine Community, die positiv Bezug auf
den Begriff der Allmende, der commons, nimmt. Das ›Ge-
meingut‹ ist ein großes Versprechen, bietet aber auch enorme
Angriffsflächen. Denn es wird ständig versucht, die Allmende
in die Sphäre der warenförmigen Verwertung zurückzuholen.
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An dieser Stelle würde ich gern auf die Frage zurückkom-
men, wie eine andere Gesellschaft innovativ sein kann. Wir
haben darüber gesprochen, dass die sozialistischen Staaten
unter anderem deshalb gescheitert sind, weil es kaum Spiel-
räume für Innovationen gab. Nun ist Innovation – auch das
haben wir diskutiert – nicht das Gleiche wie Wachstum. Es
gibt keinen Grund, warum man ständig mehr produzieren
sollte. Aber Innovationen sind wichtig. Neue Erfindungen
können das Leben vereinfachen, Umweltbelastungen verrin-
gern, sie eröffnen ganz neue Perspektiven. 

Anders als von Marktradikalen behauptet, werden techni-
sche Erfindungen auch im Kapitalismus selten vom Markt
 ermöglicht. Die Grundlagenforschung wird in der Regel aus
öffentlichen Fördertöpfen finanziert, über deren Verwendung
nicht zuletzt ›politisch‹ entschieden werden muss. In dieser
Hinsicht spielt es keine große Rolle, ob eine Gesellschaft so-
zialistisch oder kapitalistisch ist. 

Anders sieht es bei der Umsetzung von Innovationen in
Arbeitsprozessen aus. Da geht es immer auch darum, dass
Leute etwas ausprobieren möchten. Man könnte sagen: Trans-
formationen der Arbeitswelt sind zumindest teilweise das
 Ergebnis von Dezentralität und Desertion. Leute wollen so
nicht mehr arbeiten, scheren aus, widersetzen sich. Hier
kommt ein spontaner Aspekt herein, der in Widerspruch zur
Planung zu stehen scheint.
elmar altvater Auch der Kapitalismus schätzt Innovatio-
nen nicht besonders. Zu Neuerungen kommt es fast immer
nur auf dem einmal eingeschlagenen Entwicklungsweg und in
Bereichen, in denen Profite zu erwarten sind. Innovationen,
die für das Wohlbefinden der Menschen wichtig wären, sich
aber nicht in Gewinn umsetzen lassen, unterbleiben. Deshalb
ist die Pharmaindustrie bei Medikamenten gegen Fettsucht
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nenden Bände vorgegeben, die Artikel wachsen dem Projekt
einfach zu. Das ist ein sehr interessanter Aspekt. Der Arbeits-
prozess kann chaotisch sein und dennoch Ordnung vorwei-
sen, wenn man sich zuvor, wie es bei Wikipedia ja der Fall ist,
auf Ordnungsprinzipien geeinigt hat. 
raul zelik In einer gewissen Hinsicht unterscheidet sich
der digitale Raum nicht prinzipiell von der materiellen Welt.
Wenn heute verstärkt um das Copyright gekämpft wird, dann
geht es, wie Sie erwähnt haben, um die Aneignung und In-
wertsetzung von Gemeingütern. Das ist ein Prozess, der sich
historisch ständig von Neuem wiederholt. Dem Privateigen-
tum ging fast immer der Raub von Gemeineigentum voraus.
Die historische Allmen de, etwa der Wald, wurde von Adligen
angeeignet, privatisiert. Dabei wurden Nicht-Adlige enteignet.
Als Autor, der ich ja angeblich ein Interesse am digitalen Ei-
gentum habe, ist mir die Debatte um das Copyright auch aus
diesem Grund so zuwider. Hier wird ein Feld, das ähnlich wie
eine historische Allmende von allen genutzt und bearbeitet
werden kann, gehegt, privatisiert, dem Zugang entzogen. 
elmar altvater Wobei die Möglichkeiten, sich im Internet
dagegen zu wehren, größer sind …
raul zelik Aber auch Kontrolltechnologien werden immer
umfassender. Heute wird im Netz permanent überwacht, wer
welche Dateien herunterlädt und zur Verfügung stellt. 

Interessanterweise werden durch die Privatisierung des
Netzes viele Möglichkeiten der neuen Technologien blockiert.
Wissen ist ja ein extrem wichtiger Produktionsfaktor. Für eine
Gesellschaft ist es deswegen grundsätzlich positiv, wenn Wis-
sen frei getauscht und entwickelt werden kann. Je mehr man
dieses Feld parzelliert und den Zugang zu Wissen und  In -
formationen einschränkt, desto schwieriger gestaltet sich die
 Arbeit. 
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Kosten. Veränderungen rufen auch im Kapitalismus Wider-
stände hervor.

Aber Sie haben in einer Hinsicht recht: Eine vollständig
zentralistische Planung kennt diese Flexibilität nicht und ist
deswegen jeder Initiative, die die vorherrschenden Strukturen
verlässt, gegenüber feindlich eingestellt – auch wenn es sich
dabei um eine vernünftige Initiative handelt. Die Wirklichkeit
im Realsozialismus war allerdings widersprüchlicher. Dort
gab es den »sozialis tischen Wettbewerb«; man appellierte an
»die Werktätigen«, Vorschläge für Neuerungen zu unterbrei-
ten, und zeichnete »die Neuerer« mit Orden und Preisen aus.
Später, in den 1960er-Jahren, führte man unter Berücksich -
tigung von Marktmechanismen auch ein System der »mate-
riellen Interessiertheit« ein, das heißt, die Belegschaften (und
das Management) wurden für kostensenkende Innovationen
materiell belohnt. Außerdem begann man mit Gewinnkenn-
ziffern zu arbeiten, um die Effizienz zwischen Betrieben ver-
gleichen zu können. Ganz innovationsfeindlich war also auch
der Staatssozialismus nicht. Man hatte zumindest theoretisch
erkannt, dass Ökonomie, Gesellschaft und Betriebe ohne eine
gewisse Flexibilität, Dezentralität und Autonomie nicht funk-
tionieren können. Vor diesem Hintergrund legte man in der
Tschechoslowakei 1968, später auch in Ungarn größeren Wert
auf die »indikative Planung«. Es wurde ein Rahmen vorge -
geben, man ließ den Betrieben dann aber relativ große Spiel-
räume, um diese Ziele zu erreichen. Eine gewisse Konkurrenz
zwischen den Betrieben wurde eingeführt, die sogenannten
Produktionsfonds – die die Investitionsmittel zuteilten – hin-
gegen blieben unter zentraler Verwaltung. Im Kapitalismus
werden solche Vorgaben durch das Geld geleistet. Das Geld
hat einen Preis, nämlich den Zins, und das stellt die harte Bud-
getrestriktion dar. Wer nicht mehr als den Zins erwirtschaf-
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sehr viel erfolgreicher als bei der Bekämpfung tropischer
Fieberkrankheiten. 

Was nun das Verhältnis von Innovation und Planung an-
belangt, so kann man zunächst einmal festhalten, dass auch
kapitalistische Unternehmen Innovationen planen. Viele
Neuerungen müssen in einem jahrelangen, manchmal jahr-
zehntelangen Prozess realisiert werden. Der Ökonom Joseph
A. Schumpeter (1883–1950) war deshalb der Auffassung, dass
Großunternehmen und Monopole notwendig seien, um – in
einem von ihm als »schöpferische Zerstörung« bezeichneten
Prozess – Innovationen durchzusetzen. Der Marktmechanis-
mus wird ausgeschaltet, um die Neuerung zu ermöglichen.
Auch Schumpeter vertritt also, dass Planung eine notwendige
Voraussetzung von Entwicklung ist. An dieser Stelle hat
Schumpeter im Übrigen einen grundlegenden Widerspruch
zu Neoliberalen wie Hayek oder von Mises. 
raul zelik Die Frage, inwiefern Innovationen geplante Ab-
läufe durcheinanderbringen, stellt sich trotzdem. Wir haben
zuvor über den »Transformismus« gesprochen, über die Fä-
higkeit des Kapitalismus, soziale Krisen zur Modernisierung,
als Impuls aufzugreifen. Unvorhergesehene ›unternehme -
rische‹ Handlungen verändern Arbeitsprozesse und gesell-
schaftliche Beziehungen.

In einer Planwirtschaft, die im Voraus, also ex ante, kalku-
liert, stellen solche Verhaltensweisen den Gesamtablauf erst
einmal in Frage. Wer aus einem vereinbarten Prozedere aus-
schert, verursacht Probleme. 
elmar altvater Ein solches Ausscheren sieht man auch im
Kapitalismus nicht gern. Wer die technologisch, arbeitsorga-
nisatorisch und sozial vor gegebene Entwicklungsbahn ver-
lässt, wird – falls er erfolgreich ist – zu einem unangenehmen
Konkurrenten oder erzeugt – im Fall des Scheiterns – große
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hören, Räume für eine solche Suche zu öffnen und offen zu
halten.

Doch das ist unabhängig davon, ob geplant wird oder ob
man das dem Markt überlässt. Solche Fragen müssen auf ge-
sellschaftlicher Ebene geklärt werden. 
raul zelik Aber dezentrale, autonome Entscheidungen
müssen prinzipiell ermöglicht werden …
elmar altvater Ja. Natürlich muss man die Ökonomie so
gestalten, dass sie flexi bel ist. Dazu bedarf es, wie ich meine,
sowohl der Planung als auch der marktförmigen Abstim-
mung. Auch im Kapitalismus ist das Alltag: Innerhalb eines
Unternehmens spielt der Plan eine Schlüsselrolle. In der Fa-
brik ist alles geplant, und der Arbeiter ist die subalterne Figur,
die sich diesen Planungsvorgaben entsprechend verhalten
muss. Als empörend wird im Kapitalismus Planung erst dann
empfunden, wenn sie die Gesellschaft als Ganzes erfasst und
an die Stelle des vergötterten Marktmechanismus tritt. In der
kapitalistischen Realität ist das Einzelunternehmen eine
wahre Planungsdespotie, in der man nicht mehr Demokratie
finden wird als im politischen Alltag des Realsozialismus.
raul zelik Wir haben die alte Debatte um Markt oder Plan
eröffnet. Dass beide Steuerungsformen miteinander kombi-
niert werden sollten, sagt in dieser Form noch nicht viel aus,
weil das von der DDR bis zur CDU-Interpretation von »so-
zialer Marktwirschaft« alles bedeuten kann. Ist diese Unklar-
heit darin begründet, dass die Begriffe Markt und Plan den
Kern des Problems nicht beschreiben? Worum es uns doch
geht, ist die demokratische Vergesellschaftung der Ökonomie.
Planung hingegen setzt voraus, dass etwas im voraus, ex ante,
geschieht. Gesellschaftliche Verfügung und Entscheidung
können aber gleichermaßen ex ante wie im Nachhinein, also
ex post, erfolgen. 
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tet, geht in Konkurs. In den realsozialistischen Staaten wurde
diese Aufgabe vom Rahmenplan übernommen. 
raul zelik Ich möchte zwischen einer Autonomie der Be-
reicherung, dass also Unternehmer oder Belegschaften un-
abhängig wirtschaften, um Kapital zu akkumulieren, und ei-
ner Autonomie der Arbeitsorganisation, also der Möglichkeit,
dezentral über Arbeitsprozesse zu entscheiden, differenzie-
ren. Ich frage mich, ob die Autonomie im zweiten Sinne, also
die Freiheit, etwas ›zu unternehmen‹, aus einer bestehenden
 Arbeitsorganisation auszuscheren und etwas anderes auszu-
probieren, nicht auch von einem antikapitalistischen Stand-
punkt stärker verteidigt werden sollte. Man muss in dem Zu-
sammenhang ja auch darauf hinweisen, dass im Kapitalismus
die Freiheit der ›Unternehmung‹ nur sehr beschränkt exis -
tiert. Sie gilt für die jenigen, die über Kapital verfügen. Die an-
deren bleiben fremdbestimmte Lohnarbeiter und Schein-
selbst ständige, deren Verhalten extrem reglementiert ist – bis
hin zum Fließband, wo fast jede Bewegung vorgegeben ist. 

In einer Gesellschaft, die gemeinschaftlich und demo -
kratisch über ihre Ökonomie entscheidet, muss es die Freiheit
geben, aus bestehenden Arbeitsabläufen auszuscheren und
 etwas Neues anzufangen. Nicht um sich persönlich zu  be -
reichern – das interessiert die Leute oft auch gar nicht so 
sehr –, sondern um alternative Formen in der Arbeit zu er-
proben.
elmar altvater Das wäre schön, ist aber weniger ein öko-
nomisches Problem als ein Prinzip des gesellschaftlichen  Zu -
sammenlebens: dass man nämlich stets auf der Suche nach
dem »guten Leben« ist. Diese Suche schließt solche Inno -
vationen ein, die die Arbeit erleichtern, die Produktivität
 steigern und einen besseren Umgang mit der Natur erlauben.
Zu einer ›guten‹, sozialistischen Gesellschaft würde es  ge -
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könnte man die Verständigungsprozesse anders, sozusagen
deliberativ, in Form von öffentlichen Debatten gestalten.
Diese Prozesse wären keineswegs harmonisch. Es gälte viel-
mehr, den konfligierenden, kontroversen Interessen der Men-
schen in einer Gesellschaft Ausdruck zu verleihen und Gel-
tung zu verschaffen.

In einer kapitalistischen Marktwirtschaft geht es hingegen
ausschließlich darum, die Produktionsfaktoren so zu organi-
sieren, dass möglichst viel Gewinn herausspringt. In einer
Marktwirtschaft unterscheidet man häufig zwischen Prozess-
und Ordnungspolitik. Auch die liberalste Marktwirtschaft
 bedarf eines Ordnungsrahmens. Deswegen nannten sich die
deutschen Neoliberalen um Walter Eucken nach 1945 ja auch
»Ordoliberale«. Sie haben nichts gegen Ordnung, sie wollen
nur nicht, dass in die operative Planung der Unternehmer ein-
gegriffen wird. 
raul zelik Wie müsste man sich Entscheidungsprozesse
unter sozialistischen Bedingungen vorstellen?
elmar altvater Es müsste in Form einer facettenreichen
Demokratie geschehen, in der auf verschiedensten Ebenen
Versammlungen durchgeführt werden. Solche Ansätze hat es
historisch natürlich schon oft gegeben. Die Räte sollten genau
das sein und leisten. Die Idee einer Sowjetunion, also einer
Räteunion, war ja zumindest auf dem Papier, dass Räte die
Entscheidungsprozesse von unten nach oben gestalten. Das
stand jedoch schnell im Widerspruch zur Machtkonstellation
in Russland und wurde deswegen nie oder nur auf formale
Weise realisiert. Die Partei- und Staatsbürokratie setzte sich an
die Stelle der Räte.

Das Konzept von Räte- oder radikaler Demokratie ist heu -
te wieder hochaktuell. Aber auch in einer radikalen Demo-
kratie müsste selbstverständlich delegiert werden. In großen
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elmar altvater Ich denke, es geht vor allem darum, wie die
Verfügung über die Produktionsmittel, wie die Eigentums-
ordnung gestaltet ist. Habe ich nur Privateigentum oder auch
Gemeineigentumsformen: genossenschaftliches, gesellschaft-
liches, kommunales, staatliches  Eigentum? Es gibt eine Viel-
zahl denkbarer Formen. 

Wenn man Markt und Plan als gegensätzliche Leitungs-
mechanismen interpretiert, dann geht es immer auch um Ei-
gentum. Der Markt setzt dezentrales Eigentum voraus, und
im Kapitalismus handelt es sich dabei um Privateigentum, das
sehr groß und extrem verschachtelt sein kann. Die großen
Konzerne, die Aktien gesellschaften, die Kreditfinanzierung
zeigen es. Dieses private Eigentum wird in Autonomie des Ei-
gentümers eingesetzt, um Profit zu erzielen. Die Verwertung
findet im Produktionsprozess statt, wird aber in der Realisie-
rung auf dem Markt vollendet.

Auch in einer sozialistischen Gesellschaft kann man sich
dezentrales Eigentum vorstellen, das aber nicht unbedingt
privates Eigentum sein muss. Auch genossenschaftliches, ge-
meinschaft liches oder kommunales Eigentum ist dezentral;
selbst staatliches kann so organisiert werden, dass autonome
Entscheidungsprozesse auf unterer Ebene möglich sind.
Gleichzeitig wird aber durch gesellschaftliche Organisationen
und den Staat ein Rahmen geschaffen, in dem es möglich
wäre, auch andere Ziele zu verfolgen und sich darüber zu ver-
ständigen, anders als in der gewinnorientierten kapitalisti-
schen Marktwirtschaft: über soziale Belange, über den Schutz
der Natur, über kulturelle Prioritäten. Bislang hatte diese Ver-
ständigung einen autoritären Charakter. Sie erfolgte innerhalb
von Staatsparteien. Man kann sich das aber auch radikal an-
ders vorstellen. Auch wenn man davon ausgeht, dass es wei-
terhin Staat, Parteien und gesellschaftliche Initiativen gäbe,
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gesellschaftliche Verfügung über die Ökonomie tatsächlich in
Form der Planung, also im Voraus, vonstatten gehen muss.
elmar altvater Man braucht beides. Blicken wir noch ein-
mal auf die Planung im Kapitalismus. Wenn Fiat ex ante plant,
Chrysler zu übernehmen, um auf eine jährliche Produktion
von mindestens vier Millionen Autos zu kommen, weil mit
weniger als dieser Produktionsziffer auf globalen Märkten
notwendige Synergien nicht genutzt werden können, dann hat
diese Planung enorme gesellschaftliche Konsequenzen – und
zwar sowohl, wenn sie Erfolg hat, als auch, wenn sie scheitert. 

Mit Planung haben wir es permanent zu tun. Das Kunst-
stück besteht nun darin, dass diese Planung Spielräume des
autonomen Handelns eröffnen muss. Und bei diesem dezen-
tralen Handeln stellt sich erst im Nachhinein heraus, ob es
auch erfolgreich war. 

Auch Fehlplanung ist übrigens Alltag. Das Kaufhausster-
ben in Deutschland ist – so scheint es zumindest – ein Ergeb-
nis von Fehlplanung, von der nun Hunderttausende betrof-
fen sind. Um Planung kommt man, vor allem bei großen
Einheiten, schlichtweg nicht herum.
raul zelik Die liberalen Theoretiker von Mises und von
Hayek haben früh auf das Problem zentralisierter Planung
verwiesen: Mises hat vorhergesagt, dass eine staatlich zentra-
lisierte Planwirtschaft, wie sie sich die meisten Marxisten sei-
ner Zeit vorstellten, statisch sein werde. Von Hayek war der
Überzeugung, dass dezentrale, sich selbst organisierende Pro-
zesse intelligenter sind als zentral und hierarchisch geleitete.
Ich finde, dass Mises und Hayek unrecht haben, was den
Markt angeht. Der ist ja eben nicht frei, sondern von Macht-
verhältnissen durchzogen. Das Eigentum ist extrem konzen-
triert, weswegen reale Märkte mit den theoretischen Märkten
nichts zu tun haben. Insofern konstituiert sich dort eben nicht
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Gesellschaften lässt sich das nicht vermeiden. Ich wüsste
nicht, wie bei zig Millionen oder gar Hunderten von Millio-
nen Staatsbürgerinnen und -bürgern eine direkte Demokra-
tie organisieren werden könnte. Es geht also gar nicht anders.
Der Parlamentarismus, so unzulänglich er auch ist, hat seinen
Platz.
raul zelik Unvorstellbar: Parlamente als Organe der  Demo -
kratie. Jetzt werden Sie wirklich utopisch …

Aber ich stimme Ihnen in einem Punkt zu: Demokratie
wird neben der Eigentumsfrage das Thema zukünftiger Aus-
einandersetzungen sein müssen. Toni Negri und Michael
Hardt haben das vor einigen Jahren in einem Buch, das Sie
 ansonsten nicht allzu sehr schätzen, auch vertreten: ›Revolu-
tionärer Kampf‹ heißt heute vor allem Kampf um Demo kra -
tisierung. Die Mehrheiten werden immer deutlicher von Ent-
scheidungsprozessen ausgeschlossen, Grundrechte werden
negiert. Das bürgerliche Demokratieversprechen wird von der
sozialen, ökonomischen und medialen Realität völlig konter -
kariert.
elmar altvater Man muss eben zur Kenntnis nehmen und
daraus politische Schlussfolgerungen ziehen, dass demokra-
tische Verfahren vielleicht die beste verfügbare Ordnung der
möglichst breiten Beteiligung am politischen Gemeinwesen
sind, dass mit ihnen aber die kapitalistische Machtstruktur,
die ökonomische Verteilung von Ressourcen, die Mechanis-
men sozialer Geltung nicht außer Kraft gesetzt werden. Die
ökonomischen Sachzwänge, die Korruption und die Lobby-
einflüsse bleiben, die Einseitigkeit der Medien im Interesse des
herrschenden Blocks wird nicht aufgehoben. Auch in  einer
demokratisch-parlamentarischen Ordnung wird der hege-
moniale Kampf nicht stillgestellt. 
raul zelik Aber Sie haben noch nichts dazu gesagt, ob eine
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gesetzt werden? Andererseits finde ich das Phänomen sich
selbst organisierender Prozesse interessant.

Wie sehen Sie den Versuch, den Markt mit Gemeineigen-
tum zu verbinden?
elmar altvater Ich halte das für vernünftig. Die Vernunft
verlangt aber auch, dass das Gemeineigentum geplant wird.
Wir brauchen eine Mischung verschiedener Eigentumsfor-
men – es ist schon erwähnt worden – und Koordinierungs-
methoden, den Markt ebenso wie den Plan. Wenn man gegen
die Privatisierung öffentlicher Güter eintritt, weil diese ihre
sozialen Funktionen nicht ausfüllen, wenn sie dem Profit-
prinzip unterworfen sind, muss man auch für gesamtgesell-
schaftlich wirksame Entscheidungen sein. Und das schließt
Planung immer mit ein. In diesem Zusammenhang hat Diane
Elson einen interessanten Ansatz entwickelt. Sie zeigt, dass es
nicht nur die berühmte »unsichtbare Hand des Marktes«, von
der Adam Smith spricht, und Chandlers »sichtbare Hand« der
großen Konzerne, also die Unternehmensplanung, gibt. Elson
ist der Ansicht, es bedürfe einer »dritten Hand«, und sie meint
damit die Intervention der Zivilgesellschaft in die Wirtschaft.
Das heißt, es müssen bei der Steuerung ökonomischer Pro-
zesse – ob nun durch den Markt oder den Plan – auch Inte -
ressen und Initiativen berücksichtigt werden, die nicht in der
Welt der Ökonomie beheimatet sind. Dabei kann es sich um
Gruppen handeln, die öffentliche Güter schützen oder den
Zugang dazu regeln wollen, im sozialen Bereich aktiv sind, um
Umweltschützer usw. 

Man kann – anders als Mises oder Hayek behauptet ha-
ben – auf Planung überhaupt nicht verzichten. Betrachten wir
einmal die großen Energieversorgungsnetze. Auch bei der Öl-
 förderung wird heute prognostiziert und geplant. Wenn nun
 erneuerbare Energien die Versorgung abdecken und beispiels -
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die kollektive, dezentrale, netzwerkartige, mit Gilles Deleuze
könnte man sagen: rhizomatische Intelligenz, sondern Macht-
und Unterordnungsbeziehun gen werden zementiert. 

Die These, dass das kollektive, dezentrale Wissen einer Ge-
 meinschaft über das von Individuen, Repräsentationen oder
zentralen Einrichtungen hinausreicht, erscheint mir hingegen
ziemlich interessant. Es scheint mir plausibel, dass sich selbst
organisierende soziale Prozesse mit bestimmten Regeln oder
Rahmenbedingungen bessere Ergebnisse hervorbringen, als
es eine Führung vermag. 

Es gibt nun auch Konzepte, marktradikale Vorstellungen
mit Sozialismus, das heißt, Gemeineigentum mit dezentralen,
marktförmigen Tauschbeziehungen zu verbinden. Eine briti-
sche Ökonomin hat das vor einigen Jahren versucht … 
elmar altvater … Diane Elson …
raul zelik Ja, genau. Wenn ich das Konzept richtig ver-
stehe, geht es darum, dass sich die ideale transparente Situa-
tion, die der Markt eigentlich benötigt, nur unter demokra -
tischen, egalitären, letztlich sozialistischen Voraussetzungen
herstellen lässt. Nun unterminiert der Markt, auch wenn Pro-
fite sozialstaatlich umverteilt würden, immer auch den gesell-
schaftlichen Zusammenhalt. Auf Märkten handeln die Men-
schen tendenziell als Konkurrenten. Andererseits ist die
Struktur des Marktes aber auch interessant: Sie haben einmal
geschrieben, der Markt würde schon deswegen auch in einer
sozialistischen Gesellschaft nicht völlig verschwinden, weil
man sonst noch die kleinste wirtschaftliche Entscheidung po-
litisch fällen müsste. 

Ich bin da unentschlossen. Den Markt als Arena der Kon-
kurrenz halte ich für einen Ausdruck der Idiotie. Kooperative
Muster sind die Lebensgrundlage moderner Gesellschaften.
Warum sollten sie ausgerechnet in der Ökonomie außer Kraft
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bleiben. Insofern bedarf es einer Planung, um Entdeckungen
zu ermöglichen, zu denen der Markt nicht in der Lage ist.
Also: Das spontane »Entdeckungsverfahren« ist okay, aber es
muss in eine Richtung gehen, die für Natur und Gesellschaft
verträglich ist. Sonst stellt man irgendwann erschrocken fest,
dass man mit dem »Entdeckungsverfahren« in einer Sack-
gasse  gelandet ist. 
raul zelik Die Kombination von Marktmechanismen und
Planung hat bisher immer dazu geführt, dass sich die Kon-
kurrenz durchsetzt. Der Markt hat die gesellschaftlich-solida-
rischen, planenden Strukturen auf Dauer unterminiert und
verdrängt.
elmar altvater Das würde ich nicht für zwangsläufig hal-
ten. Der Markt wird durch Planung gelenkt – im harten Fall
mit Ver- und Geboten, im weicheren Fall mit finanziellen An-
reizen, also zum Beispiel mit Steuern und Subventionen, mit
Überzeugungsarbeit und  Über redung. Auch die Neoliberalen
sind der Ansicht, dass das Setzen eines Ordnungsrahmens nö-
tig und möglich ist, deshalb heißen sie ja auch Ordoliberale.
Ein solcher Rahmen muss nicht statisch sein. Er gibt dem
Markt eine Richtung, was wiederum für das Handeln der Sub-
jekte eine Bedeutung hat. Insofern korrigiert sich der Markt
innerhalb eines Rahmens. Wenn dieser Ordnungsrahmen in
Richtung Planung verdichtet wird, dann vor allem, weil Ziel-
vorstellungen von zentralen Instanzen vorgegeben werden,
die für die dezentralen Einheiten verpflichtend sind. Diesen
Schritt würden die Neoliberalen nicht mitmachen, dies wür-
den sie für eine ordnungspolitische Todsünde halten.

Ich halte die Verschränkung von Markt und Planung in ei-
ner komplexen arbeitsteiligen Gesellschaft für zwangsläufig.
Es geht eher darum, mit welchen Kriterien und in welcher
Weise die Verschränkung organisiert wird. Und, wie ich schon
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weise Solarkraftwerke in der Sahara errichtet werden sollen,
dann muss dieses Energienetz selbstverständlich geplant
 werden, damit Strom auch dann zur Verfügung steht, wenn in
Nord afrika keine Sonne scheint. Hier geht es um Planung in
globalem Maßstab. Auf diesen Aspekt verweist auch Alex Cal-
linicos in seinem »antikapitalistischen Manifest«. Interkon -
tinentale, globale Projekte müssen Misstrauen wecken, denn
ohne Autorität kann man nicht in solchen Größen ord nungen
planen. Die Alternative dazu wäre eine dezentrale Energiever -
sorgung. Dann könnte man vieles ex post statt ex ante regu -
lieren, und Markt und dezentrale Zivilgesellschaft würden
eine größere Rolle spielen. In diesem Fall jedoch müssten wir
unser Lebensmuster radikal ändern. 

Es wird bei diesem Beispiel deutlich, dass es sich bei der
Frage nach Markt oder Plan keineswegs um technische öko-
nomische Probleme handelt, sondern um gesellschaftliche
Strukturentschei dungen, um politische Weichenstellungen in
einer hegemonialen Auseinandersetzung.

Erlauben Sie mir noch zwei Bemerkungen: Die These von
Mises, dass Planwirtschaften statisch sind, ist einfach nicht
richtig. Bis in die Sechzigerjahre waren die Planwirtschaften
außerordentlich dynamisch. Wenn es um eine aufholende
Ent wicklung geht, ist Planung offensichtlich sehr effizient.

Was nun Hayeks Argument angeht, der Markt sei ein »Ent-
deckungsverfahren«, so ist daran richtig, dass Märkte sehr viel
Spontaneität ermöglichen und voraussetzen. Daher vermö-
gen sie auch viel Fantasie freizusetzen. Aber ob dieses  » Ent -
deckungsverfahren« immer dem Wohl der Menschen dient,
ist zu bezweifeln. Man kann ja nur entdecken, was sich im
 Horizont des Marktes befindet, und das ist der Tümpel des
ökonomisch Verwertbaren. Doch gibt es weite Ozeane, die mit
dem Hayek’schen Entdeckungsverfahren immer unentdeckt

die kommende gesellschaft 192



Außerdem sind Marktgesellschaften immer auch  Geld -
gesellschaften. Im Geld werden, wie bereits erwähnt, Vergan-
genheit, Gegenwart und Zukunft miteinander verknüpft.
Das heißt, Unsicherheit spielt eine Rolle. Wenn Risikofälle ge-
häuft auftreten, lösen sie Krisen aus. Neben dem Aspekt der
Krisen haftigkeit gilt es zweitens die Ungleichheit zu berück-
sichtigen, die der Markt fördert. Der Markterfolg bemisst sich
am Gewinn, und Gewinne sind Zuwächse an Einkommen.
Diese sind sowohl funktionell als auch personell ungleich.
Die Zuwächse von Gewinnen sind zumindest in den guten
Zeiten der Konjunktur höher als die der Lohneinkommen;
die einen machen einen besseren Schnitt als die anderen. Es
kommt also zu einer Produktion von Ungleichheit. Die Neo-
liberalen, die von einem sinnvollen Leistungswettbewerb
sprechen, halten das für gut und gerecht. Wenn sich auch die
Steuerpolitik an solchen neoliberalen Vorstellungen orien-
tiert, verschärft sich die Ungleichheit auf extreme Weise. Es
braucht also ein Korrektiv. Das war früher der Sozialstaat; der
ist jedoch in den vergangenen Jahren weitgehend abgebaut
worden. Mit der wachsenden Ungleichheit entstehen hohe
Geldvermögen. Die wachsenden Privatvermögen suchen
nach rentabler Anlage  irgend wo im globalen Raum. Die vom
Markt geförderte Ungleichheit ist die Mutter der globalen
Spekulation. Die  glo balen Finanzmärkte sollten, so lautet die
neoliberale Lehre, »Effizienzmärkte« sein und den »Wohl-
stand der Nationen« heben. Was die theoretische Kritik schon
immer hervorge hoben hat, ist in der Finanzkrise empirisch
bestätigt worden. Die liberalisierten, also nicht  geplanten und
durch eine vernünftige Finanzordnung nicht regulierten
Märkte haben eine Spekulationsblase hervorgebracht und
eine schwere Finanzkrise ausgelöst. Soziale Katastrophe und
ökonomische Ineffizienz stehen also in einer Beziehung zu-
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gesagt habe, die Eigentumsfrage spielt hier die entscheidende
Rolle.
raul zelik Wir haben schon darüber gesprochen, trotzdem
sollten wir die Probleme des Marktes noch einmal benennen.
Erstens: Der reale Markt zeichnet sich nicht nur durch  Freiheit
der Wahl und Transparenz aus, wie es die liberale  Theorie un-
terstellt. Und zwar deshalb, weil das Kapital und das  Eigen tum,
die auf den Märkten agieren, gesellschaftliche Machtverhält-
nisse darstellen. Zweitens: Wenn der Markt mit Privateigen-
tum oder auch nur starken privaten Vorteilen einhergeht, setzt
sich das Partikularinteresse gegenüber dem  Gemeininteresse
durch. Das war in Jugoslawien der Fall: Der gesellschaftliche
Zusammenhang wurde durch die materielle Interessiertheit
der Betriebsbelegschaften unterhöhlt, bis das Land auseinan-
derbrach. Drittens: Dem Markt wohnt, wie die Sozialisten
 Anfang des 20. Jahrhunderts immer wieder betonten, eine
Krisentendenz inne. Die Akteure wissen nicht, ob sich das, was
sie herstellen, nachher verkaufen lässt, oder ob die eingesetz-
ten Ressourcen verschwendet wurden.
elmar altvater Was Sie von den Sozialisten zu Beginn des
20. Jahrhunderts sagen, trifft nur auf einen Teil von ihnen zu.
Es gab ja heftige krisentheoretische Kontroversen, um die es
heute trotz der großen Krise fast still geworden ist. Die kru-
deste Theorie lautete, dass die Krisen auf die Anarchie des
Marktes zurückzuführen sind. Ich will hier nicht über die ver-
schiedenen Krisentheorien sprechen. Aber es ist klar, dass man
Krisen nicht auf Marktprozesse zurückführen kann, sondern
ihre  Ursachen in den Widersprüchen des kapitalistischen Re-
produktionsprozesses suchen muss. Bei Marx heißt es, dass
letztlich der Widerspruch zwischen beschränkter Konsum -
tionskraft der Massen und ausgedehnter Produktionskraft für
die periodischen Krisen verantwortlich ist.
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ein sinnvoller Übergangsweg sein, der aus der kapitalistischen
Krise herausführt. Verschiedene gemeinschaftliche Eigen-
tumsformen, eine gesellschaftliche Planung, auch Marktme-
chanismen und die »dritte Hand« der Zivilgesellschaft, also
die Aktivitäten sozialer  Be wegungen – all das könnte eine »so-
lidarische« Ökonomie bilden. Die große Frage, die immer zu
beantworten ist, lautet, wie die Vermittlung von kommunaler,
nationalstaatlicher, europäischer, globaler Ebene organisiert
werden könnte. Grundsätzlich müsste man in einer solchen
Plan-Markt-Gemeinwirtschaft wohl stark mit dem Subsidia-
ritätsprinzip arbeiten – also so viel wie möglich auf der über-
schaubaren lokalen Ebene regeln und entscheiden. Aber nicht
alles, da wir ja »Mehrebenenexistenzen« sind.

Nun ist die Frage, ob es mehr Plan oder mehr Markt, nur
staatliches oder auch privates Eigentum geben soll, zwar
wichtig,aber nicht so ausschlaggebend wie die Frage nach
dem Energiemodell. Wenn ich bei dem fossilen Energiemodell
bleibe oder die Infrastruktur dieses Modells beibehalte, indem
ich beispielsweise in erster Linie auf große Solarkraftwerke in
der Sahara und somit auf zentralisierte Großtechnologie
setze, dann werde ich nur schwer gesellschaftliche Alternati-
ven realisieren können. Aus dem Energiemodell leitet sich
auch die Form des gesellschaftlichen Zusammenlebens, der
Grad an politischer Zentralisierung, an Delegation von Ent-
scheidungen ab. Das heißt im Umkehrschluss: Eine andere
Gesellschaft bedarf auch eines neuen Energiemodells. Das
und die zuvor genannten Punkte – also kollektive Eigentums -
formen und Steuerung über Plan und Markt – sind in einen
Zusammen hang zu setzen. 

Eine weitere wichtige Frage ist das Problem des Geldes.
Wenn es Geld- und Finanzmärkte gibt, ist stets die Gefahr ge-
geben, dass diese Märkte aus dem Ruder laufen. Wie gesagt:
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einander. Die positiven Aspekte des Marktes gehen dabei fak-
tisch verloren.
raul zelik Von Michael Krätke, einem in Lancaster unter-
richtenden Politökonomen, gibt es einen ziemlich konkreten
Vorschlag für eine utopische Transformation. Krätke schlägt
eine Verbindung von Wirtschaftsdemokratie und Vergesell-
schaftung vor. Die Betriebe sollen in Gemeinbesitz übergehen
und demokratisch selbst verwaltet werden – aber weiter pri-
vat wirtschaftlich kalkulieren. Für Investitionsentscheidungen
müssten sich diese Unternehmen weiter Kapital besorgen, das
von Genossenschaftsbanken auf der Grundlage von auch
 poli tischen Kriterien – etwa der ökologischen und sozialen
Verträglichkeit von Investitionsprojekten – vergeben wird.
Markt und Kapital blieben also bestehen, obwohl sie in den
Händen aller wären. 

Ich zweifle nicht daran, dass das eine Gesellschaft wäre, in
der es sich besser leben ließe. Aber auch diese Gesellschaft
wäre atomisiert. So wie die jugoslawische Gesellschaft würde
sie irgendwann implodieren.
elmar altvater Ja, der Vorschlag orientiert sich offensicht -
lich am jugoslawischen Marktsozialismus. Ihm wohnt dabei
ein Widerspruch inne. Er ist nicht radikal genug, um die Ge-
sellschaft von Grund auf zu verändern, gleichzeitig aber er-
scheint er aus der heutigen Perspektive viel zu radikal, weil er
auf eine Entmachtung der ökonomischen Eliten, der ökono-
mischen Machthaber hinauslaufen würde. 

Sympathisch an Krätkes Vorschlag finde ich, dass er auf de-
zentralen Wirtschaftseinheiten beruht, die auch über  Markt -
elemen te miteinander verknüpft sind, wobei aber gleichzeitig
 gesamtgesellschaftlich geplant wird. Das ist sinnvoll, wenn die
dezentralen Einheiten mit genossenschaftlichem, kommu -
nalem, traditionellem Eigentum usw. operieren. Das könnte
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verengten Perspektive sieht. Ja, viele soziale Formen, die im
Kapitalismus seit Hunderten von Jahren selbstverständlich er-
scheinen, sind es aus »postkolonialer« Perspektive überhaupt
nicht. Das ist ein wichtiger Einwand, wenn man sich an die
Vermessung der Utopie macht. Gleichwohl: Märkte  be ruhen
nicht nur auf Äquivalententausch, sondern auch auf Rezi-
prozität. Um (gleichwertige) Güter oder Dienstleistungen
tau schen zu können, unterhält man wechselseitige Beziehun-
gen, wobei man eine gewisse Verlässlichkeit der anderen Seite
annimmt. Das heißt, die Gegenleistung muss nicht unbedingt
sofort erfolgen, sondern kann auch mit zeitlicher Verzögerung
eintreten. Die weichen Prinzipien von Angemessenheit,
»Sitte« und »Anstand« spielen also eine wichtige Rolle.
Märkte beschränken sich nicht auf das harte Äquivalent. Auf
der Grundlage von Reziprozität, also Wechselseitigkeit, funk-
tionieren sie in der Regel auch besser als auf der von harter
Äquivalenz. Darin steckt aber auch eine Gefahr, wie man in
Italien beobachten kann. Das von den Sozialwissenschaften in
den vergangenen drei Jahrzehnten intensiv erforschte terza
Italia, das dritte Italien, schien ökonomisch so erfolgreich zu
sein, weil dort eben nicht nur äquivalente Marktbeziehungen
existieren, sondern auch soziale Netzwerke mit Reziprozitäts-
beziehungen eine große Rolle spielen. Inzwischen ist eine ge-
wisse Ernüchterung eingetreten. Netzwerke können nämlich
auch Fallen sein, aus denen man nicht herauskommt. Rezi-
prozität kann zur Erpressung werden, aus politischen Klien-
telbeziehungen erwachsen viele kleine Berlusconis. Netzwerke
und Reziprozität können auch Einfallstore für Korruption
darstellen.

Sie haben allerdings recht, dass Solidarität – die man übt,
ohne Gegenleistungen zu erwarten – noch etwas Drittes ist
und einen Schritt weitergeht. Äquivalenz und Reziprozität
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Marktwirtschaften sind Geldwirtschaften mit all den negati-
ven Effekten, die heute in der Krise deutlich zutage treten. Ich
muss das Geld also regulieren und reglementieren. Das ist der
Grund, warum attac entstanden ist: Kontrolle der Finanz-
märkte, also: das Verbot von Offshore-Zentren und bestimm -
ten Spekulationsgeschäften, Schließung von Hedgefonds etc.
Wenn es also auch in einer anderen Ökonomie Kapitalmärkte
gäbe, müssten diese einen ganz anderen, viel beschränkteren
Charakter haben, als es heute der Fall ist.
raul zelik Geld und Märkten wohnt ein starker Fetisch-
charakter inne: Wir sind trainiert, diese Zusammenhänge als
naturgegeben, normal, unantastbar oder sogar heilig zu ak-
zep tieren – was sie aber keineswegs sind. Mit Distanz betrach -
tet ist es geradezu absurd, dass man Güter und menschliche
Handlungen gegen bedruckte Papierzettel tauschen kann.
Wenn man jemandem, der außerhalb einer Geldgesellschaft
groß geworden ist, von einer solchen Welt erzählte, würde er
dies als Fantasterei bezeichnen. 

Müssen wir mit unseren Gegenentwürfen also nicht min-
destens so radikal sein, dass wir das Vergängliche, das Fetisch -
hafte des Bestehenden deutlich machen? Sollten wir nicht,
ausgehend von den existierenden Solidarpraktiken in der Ge-
sellschaft, den Äquivalententausch – also das Prinzip, dass ich
den gleichen Wert erhalten muss, den ich hergebe – grund-
sätzlich in Frage stellen? Warum stellen wir nicht die koope-
rativen, die kommunistischen Prinzipien in den Vordergrund,
bei denen sich der persönliche Nutzen aus dem allgemeinen
ergibt? 
elmar altvater Jetzt versetzen Sie sich in Freitag, der
 Robin son beschreibt und den schiffbrüchigen englischen
Gentleman nur seltsam, komisch, erstaunlich finden kann, so
wie umgekehrt Robinson Freitag aus seiner kolonialistisch
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2. Unsere konkrete Utopie zielt darauf ab, mit Natur, Arbeit
und Ressourcen rationaler umzugehen. Sie ist deshalb auch
regulierend: Die Gesellschaft muss sich vom Profit- und
 Akkumulationszwang des Kapitals befreien, aber sie muss
gleichzeitig viele Dinge, die uns heute – zumindest in den
Industrieländern – normal erscheinen, aufgeben. Zum Bei-
spiel das Automobil: Wenn alle Menschen sich damit be-
wegten, wäre die Natur am Ende. Es geht also um einen
 anderen Lebenszuschnitt, ein anderes Konsum- und Ver-
brauchsmodell. Trotzdem hat Sloterdijk mit seinem »Du
musst dein Leben ändern« unrecht. Über individuelles
Handeln lassen sich die Verhältnisse nicht ändern. Wir
brauchen den gesellschaftlichen Gegenentwurf, das kollek-
tiv erarbeitete und durchgesetzte Projekt.

3. Unsere Utopie ist in einem radikalen Sinne demokratisch,
also auch rätedemokratisch: Die Menschen entscheiden ge-
meinsam, was und wie produziert, was und wie gearbeitet
wird. Das zentrale Kriterium im Emanzipationsprozess ist,
ob die Partizipations- und Entscheidungsmöglichkeiten
der Mehrheit vergrößert werden. Dass es dadurch zu neuen
Konflikten – zum Beispiel in der Frage des Konsums – kom-
 men wird, liegt auf der Hand …

elmar altvater … eine utopische Gesellschaft ist keine
Kuschelecke. Ohne Konflikte käme das gesellschaftliche Leben
zum Stillstand – und das kann ich mir auch nicht als erstre-
benswert vorstellen.
raul zelik

4. Unsere Utopie zielt auf ein anderes Verhältnis gegenüber
der Technik ab – weder technikfeindlich noch fortschritts-
gläubig. Das Ziel muss lauten, die Möglichkeiten, die Wis-
senskultur der Menschheit, radikal anders einzusetzen. Sie
haben das Problem am Beispiel des Energiemodells bereits
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sind im harten bzw. weichen Sinne kontraktualistisch, also
vertragsförmig. Individuen treffen eine Vereinbarung. Solida-
rität hingegen geht von der Einheit der Gesellschaft, von ei-
nem Kollektiv aus. Beziehungen zwischen Individuen sind die
Beziehungen zwischen Kollektivmitgliedern. 

Ich glaube, dass auch hier verschiedene Formen gleich-
zeitig  ihren Platz haben: Äquivalenz, Reziprozität, Solidarität.
Dazu kämen, wie schon erwähnt, verschiedene, vor allem ge-
meinschaft liche Eigentumsformen, ein alternatives, dezentra-
les Energiemodell, eine Kombination der Steuerungsmecha-
nismen Plan und Markt sowie wirtschaftsdemokratische,
 par tizipative Entscheidungsformen. Eine Gesellschaft, die  da -
rauf beruhte, wäre im traditionellen Sinne des 19. oder  frühen 
20. Jahrhunderts vielleicht nicht als sozialistisch zu bezeich-
nen. Aber es wäre eine andere, viel menschlichere Gesellschaft.
Eine Gesellschaft, in der die Menschen an der Wirtschaft nicht
mehr nur als Subalterne beteiligt wären, sondern sie auf ver-
schiedenster Ebene gestalten. Es wäre eine echte  Alternative.
raul zelik Fassen wir das noch einmal thesenartig  zu -
sammen: 
1. Ein utopischer Gegenentwurf lässt sich nicht »planen«. Es

gibt keinen Königsweg der Emanzipation. Entscheidend ist,
dass etwas in Gang gerät. Also dass die Gesellschaft, die
 gesellschaftliche Mehrheit, zumindest schrittweise, die Kon-
trolle über Ökonomie und Arbeit zurückerlangt. Ob das
nun dadurch geschieht, dass man der Privatisierung von
Was serwerken und Energievorkommen Einhalt gebietet,
wie das in Ländern Lateinamerikas der Fall war, oder die Be-
legschaften von bankrotten Unternehmen ihren Betrieb
 besetzen und in Eigenregie weiterführen oder aber sich mi-
litante Proteste gegen die Abwälzung der Krise nach unten
entwickeln wie in Frankreich, ist zweitrangig. 
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demokratisch über den Einsatz des Eigentums bestimmen
können. Der Nutzen hingegen sollte gesamtgesellschaftlich
sein.

elmar altvater Das ist die Dialektik von Dezentralität und
Zentralität. Es geht bei der »Verwaltung« des Eigentums gar
nicht anders, als Koordinierung über den Markt mit politi-
scher Planung zu verbinden. Wenn dabei demokratische Par-
tizipation gewährleistet sein soll, müssen auf allen gesell-
schaftlichen Ebene entsprechende Entscheidungsstrukturen
geschaffen werden. Das ist ein Prinzip. Die konkrete Ausge-
staltung selbst kann nur in einem demokratischen Prozess
entwickelt werden.
raul zelik Wir haben nun über zwei Monate insgesamt 20

Stunden miteinander diskutiert. Unser Gespräch hat mit ei-
ner Bemerkung zum Begriff der »Vermessung« angefangen.
Ich würde zum Ende hin gerne einige Gedanken zum Unter-
titel formulieren. Der Begriff der »kommenden Gesellschaft«
lehnt sich an Giorgio Agambens »Kommende Gemein schaft«
an; dabei handelt es sich um eine Aufsatzsammlung mit ziem-
lich messianischem Unterton. Nun hat sich der viel disku-
tierte italienische Philosoph und Walter-Benjamin-Her aus -
geber Giorgio Agamben in den vergangenen Jahren in erster
Linie als Kritiker von Herrschaftsverhältnissen hervor getan.
Breit wahrgenommen wurde seine These, nach dem 11. Sep-
tember 2001 sei eine Art globaler Ausnahmezustand verhängt
worden und drohe sich in ein »allgemeines Paradigma des Re-
gierens« zu verwandeln. Agamben  be schreibt den Ausnahme-
zustand – mit Walter Ben jamin – als »Schwel le«. Eine  Schwel -
le charakterisiert sich dadurch, dass sie gegensätzliche
Zustände ineinander überführt. Im Ausnahmezustand wer-
den Gegensätze ununterscheid bar: Recht und  Willkür, aber
auch Innen und Außen fallen in eins. Am US- Gefangenen -
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umrissen: Wenn die Energieproduktion zentralisiert ist,
wird sie – egal, ob sie auf fossilen Brennstoffen, Atomkraft
oder gigantischen Solarkraftwerken beruht – imperial und
autoritär gesichert werden. Es geht also nicht nur um eine
andere Nutzung der Technik, sondern auch um andere An-
wendungen und Formen. 

5. Unsere Utopie ist marktkritisch. Eine andere Gesellschaft
muss sich dadurch auszeichnen, dass sie auf den Prinzipien
von Solidarität und Kooperation beruht. Gleichzeitig geht
es aber auch darum, dass autonome Handlungsspielräume
in der Ökonomie gewahrt bleiben. Im Rahmen zentraler
Planung war das in der Vergangenheit kaum möglich. In-
sofern heißt Antikapitalismus nicht zwangsläufig das Ver-
schwinden von Märkten. Wesentlich ist, dass über die Ent-
faltung der Ökonomie gemeinsam, bewusst, demokratisch
entschieden wird. Wie man solche Entscheidungen umsetzt,
die Ökonomie »steuert«, ist zwar nicht belanglos, aber
zweit rangig. 

6. Entscheidend ist die Eigentumsfrage. Die Herrschafts- und
Entscheidungsstrukturen einer Gesellschaft haben mit der
Form ihres Eigentums zu tun. Wir reden jetzt nicht über die
Wohnung, in der man lebt, oder den einfachen Handwerks -
betrieb. Es geht um Eigentum in großem Stil: an Produk -
tions- und Investitionsgütern. Eine Gesellschaft, die auf
 Privateigentum dieser Güter beruht, bringt tendenziell gro -
ße Gegensätze und Klassenherrschaft hervor. Aber auch die
auf Staatseigentum beruhende Gesellschaft zeichnet sich
durch extreme Machtkonzentration aus. Wir müssen das
gesellschaftliche Eigentum also neu bestimmen und erfin-
den. Die Verwaltung von Eigentum muss in einem solchen,
letztlich überschaubaren Rahmen stattfinden, sodass Pro-
duzenten, Konsumenten, gesellschaftliche Initiativen usw.
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Und hier landen wir schließlich bei der Schwelle. Sie ist
eine Passage, in der alles Alte anwesend ist, sich aber dennoch
der Raum des Neuen öffnet. Ich glaube, das ist ein gutes Bild
für kommende Herausforderungen. Eine sich emanzipie-
rende Menschheit betritt eine Schwelle. Ob sie diese wirklich
überschreitet, wie sie den Raum dahinter gestaltet – das ist of-
fen. Es gibt starke Interessen, die Überschreitung zu verhin-
dern. Aber die Potenzialität ist da. So wie an der Schwelle zum
Erwachsenwerden das jugendliche Kind sein bisheriges Da-
sein nicht völlig aufgibt und danach doch ein anderer sein
wird, so ist auch das Projekt Utopie eine Passage, in der eine
Kontinui tät des Bestehenden gewahrt ist und sich doch der
Raum für völlig Anderes öffnet.

Das ist die Kunst der Befreiung, der Schritt, der zu wagen
ist: anders werden, sich der Potenzialität, der Möglichkeit des
Menschseins bewusst werden, ins Offene treten, sich trotzdem
im Bestehenden bewegen. Utopie in unserem Sinn ist kein  fes -
tes Modell, weil es mithilfe von Modellen keine wirkliche
Emanzipation gibt. Und doch kann man – sicher auch präzi-
ser, als wir es getan haben – konkrete Politikansätze benennen,
die nötig wären und möglich sind, um die Schwelle zum An-
deren zu betreten, die Tür ins Offene aufzustoßen.
elmar altvater Wir werden alternative Politikansätze
nicht wie eine Braut auf Händen über die Schwelle tragen.
Doch Scherz beiseite. Der Begriff der Schwelle kann auch  irre -
führend sein. Denn die Utopien, die wir hier verfolgen, die
Auseinandersetzungen um konkrete Utopien und alternative
Projekte, finden bereits vor der Schwelle statt. Die Tür ins Of-
fene ist geschlossen, und vor ihr haben sich Türwächter pos -
tiert – die alles daransetzen, die vielen Menschen, die die Tür
ins Offene aufstoßen wollen, eben daran zu hindern. Die Tür-
wächter sind nicht nur die Büttel der Herrschenden, sondern
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lager Guantánamo kann man diese These ganz gut nach voll-
ziehen: Das Lager ist Teil der US-amerikanischen Staatlich-
keit – und liegt doch außer halb von US-Recht und -Ter rito -
rium. Ein Lager mitten in den USA, das sich doch  außerhalb
befindet.

Der griechische Urbanist Stavros Stavrides hat nun eine
These formuliert, die mir ganz gut zu unserer Debatte zu pas-
sen scheint. Stavrides schlägt auf der Grundlage von Benjamin
und Agamben vor, den Begriff der »Schwelle« auch für utopi-
sche Projekte, für Projekte der Emanzipation zu verwenden.
Stavrides argumentiert, dass die Schwelle einen Übergangs-
zustand darstellt, eine Passage. In diesem Zustand ist das Alte
voll präsent; gleichzeitig eröffnet sich eine Potenzialität des
Andersseins (otherness).

Ich finde das deswegen interessant, weil sozialistischen
Projekten bisher vor allem zwei Konzepte zugrunde lagen:
evolutionärer Übergang oder revolutionärer Bruch, oft auch
in Verbindung miteinander. Dem »Übergang« geht ein  evo lu -
tionistisches Geschichtsverständnis voraus: Die befreite  Ge -
sellschaft lässt sich definieren, auf dem Weg dahin müssen
vor herbestimmte Stadien durchschritten werden. Dem
»Bruch« dagegen liegt ein messianisches, chiliastisches Ver-
ständnis zugrunde. Die Revolution ist demnach wie das
 Jüngs  te Gericht: Danach ist alles anders. 

Wenn ein historischer Entwicklungsweg vorherbestimmt
ist, liegt aber auch nahe, dass eine Avantgarde diese Evolution
anleiten kann. Darauf beruhen die Prinzipien der Repräsen -
tation, und konkreter: die Existenz parteikommunistischer
Staatsapparate. Sie führen die Befreiung hin zu einem  fest -
stehen den Zustand. Bewegungen, die in erster Linie auf einen
Bruch abzielen, blenden hingegen aus, wie aus dem Existie-
renden Zukünftiges entsteht.
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auch mangelnde Organisation, theoretische Fehler, in Ver-
bindung mit Schwester Verzagtheit und Bruder Desorientie-
rung. Mit anderen Worten: Wir müssen, um die Tür ins Of-
fene aufzusto ßen, noch gehörig an uns arbeiten, gerade weil
wir keinem  fes ten Modell folgen wie einem Masterplan. Das
utopische Nirgend wo wird zum Irgendwo, und dieses zum
Hier und Heute durch viele Experimente, die wohldurchdacht
und zielgerichtet, aber zugleich offen sein müssen. Vielleicht
gibt es auch nicht nur eine Tür, die aufgestoßen werden kann?
Vielleicht überschreiten wir eine andere Schwelle als die, die
wir zunächst erblickt haben – ins Offene … 
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